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führen  in  eine  Zusammenstellung  planerischer Grundkonstellationen  über,  die  im Wesentli‐















die  Ebenen  der  Standort‐, Abstands‐  sowie  Entwicklungsplanung  ab. Die Umsetzung  auf  in‐
strumenteller  Ebene  erfolgt  durch  die  Verbindung  der  entwickelten  Modellelemente  auf 





bei  Entwicklungen  im  Siedlungsbestand  hinsichtlich  der  Abbildung  privater  und  öffentlicher 
Aspekte des planerischen Störfallschutzes. Die heterogene Entwicklung und Vorsorge von Be‐
triebsstandorten  und  Siedlungen  werden  dabei  hinsichtlich  ihrer  risikovorsorgebezogenen 
Adaptionsfähigkeit überprüft. Dies schließt  im Weiteren auch eine Betrachtung und Überprü‐















































































4.2.2.  Risikorelevante  städtische  und  technische  Entwicklungen  in  der  Frühphase  der 
Industrialisierung .................................................................................................................. 113 



























































































































































































liche Diskussion  zur  Implementation  räumlicher Vorsorge bei  technischen Risiken und deren 
potentiellen Auswirkungen auf die Raum‐ und Stadtplanung. Hierbei lag der Fokus insbesonde‐




genannt,  andererseits.  Planerischer  Störfallschutz,  als  eine Umsetzung  räumlicher  Vorsorge, 
löst  sich dabei  von  technischen, baulichen oder organisatorischen  Schutzmaßnahmen durch 
die frühzeitige Berücksichtigung räumlich‐ flächenrelevanter Abstände in der nutzungsbezoge‐
nen Verortung von Standorten zur Unterstützung der qualitativen und quantitativen Siedlungs‐
raumentwicklung.  Die  Weiterentwicklung  bestehender  Siedlungs‐  und  Nutzungsstrukturen 
unter bestimmten Risikosituationen  ist dabei unter den Schutzansprüchen der Resilienz oder 







bestimmter  Güter  gegenüber  den  Auswirkungen  gefährlicher  Unfälle  in  deutsches  Baupla‐
nungsrecht  hinweisen,  Anlass  zu  tiefergehender  Auseinandersetzung  mit  diesem  Thema.1 
Durch  Einflussnahme  auf  die Verfahren der  Flächennutzungsplanung  in den Mitgliedstaaten 









                                                          
1 So u.a. Berkemann,  Jörg  (2010): Der Störfallbetrieb  in der Bauleitplanung – Skizzen  zur  rechtlichen Problembe‐























zumindest  teilweise  gestaltbar  angesehen wird,  ist  es möglich, potenzielle Gefahren  zu  ver‐
meiden oder deren Konsequenzen zu mildern.“3 Die notwendigen bzw. zwangsläufigen quanti‐
tativen  sowie  qualitativen  Veränderungen  räumlicher  Funktionen  und  Nutzungen  sind  Be‐
standteile dynamischer und heterogener Nutzungsstruktur, die sich  in Art, Umfang und zeitli‐
chem Verlauf flächenbezogen stark unterschiedlich abbilden. 








nicht  allein  aus  den  direkten  physischen  Schäden,  sondern  aus  den  weitreichenden,  auch 
transsektoralen Wirkungen, die  sie  in  zentralen  gesellschaftlichen  Systemen, etwa der Wirt‐
schaft, der Finanzwelt oder dem politischen  Institutionensystem, hervorrufen.“4 Dies betrifft 
                                                          
2 Berkemann,  Jörg  (2010): Der Störfallbetrieb  in der Bauleitplanung – Skizzen zur rechtlichen Problembehandlung 
nach Maßgabe der RL 96/82/EG (Seveso II), in: Zeitschrift für deutsches und internationales Bau‐ und Vergaberecht, 
Heft 01/2010, S.18. 
3 Rothkegel, Annely; Banse, Gerhard; Renn, Ortwin  (2009):  Interdisziplinäre Risiko‐ und  Sicherheitsforschung,  in: 







erhebliches  Schadenspotential  aufweisen. Diese,  als  systemisch bezeichneten Risiken,  zeich‐
nen sich durch eine Verringerung des  individuellen Risikos aus, das mit einer parallel stattfin‐
denden  Erhöhung  des möglichen  Schadensumfangs  einhergeht.5  „Der Grund  hierfür  liegt  in 
zentralen Modernisierungsprozessen. Dazu  gehören  die  zunehmende Verdichtung menschli‐





Umgang  mit  kleinräumig  realisierten,  wirkungsbegrenzten  Gefahren  in  ihrem  antizipierten 
Umfeld und  des daraus  kausal bestimmbaren  Zusammenhangs  zu  entwickelten  städtischen, 
baulich‐, nutzungs‐ und  sozial‐  funktionalen Strukturen. Dies betrifft  insbesondere die Nach‐
barschaften risikorelevanter und risikoperzipienter Nutzungen, deren räumliche Nähe zu einer 
Überlagerung  gefährdungsrelevanter  Auswirkungen  führt.  Die  Entwicklung  von  einer  klein‐
räumigen, anlagenbezogenen, zeitlich stark begrenzten Verhinderung oder Beseitigung konsta‐
tierbarer Gefahren zu einer Betrachtung der Faktoren, die zu gefahrenspezifischen Situationen 
führen können und  somit als Teile eines Gesamtsystems zu bezeichnen  sind,  steht exempla‐
risch  für die Genese von der Gefahrenabwehr zur Risikovorsorge. Die  räumliche Vorsorge  ist 
dabei  im Wesentlichen als die Schaffung und Erhaltung von Abständen  in Verbindung mit der 
Inanspruchnahme  von  Flächen  und  bodenrechtlichen  Regelungen  zu  verstehen.  In  diesem 
Zusammenhang  steht die Betonung der  frühzeitigen Berücksichtigung und Offenhaltung von 
Entwicklungsoptionen  räumlicher  Funktionen  und Nutzungen  hinsichtlich  ihrer  flächen‐,  bo‐
den‐ und zeitrelevanten Ausprägungen. Darin enthalten ist ebenfalls ein „gestiegenes Gesund‐




und somit  individuell zu akzeptierenden – Risiken  ist  integrierter Bestandteil  jedes zu bestim‐
menden Konsenses über das  anzustrebende Risikoniveau.8 Dabei betrifft dies eine  Synthese 
aus „Risikoabschätzung  […] und Risikomanagement  […],  [die] die direkten physischen Folgen 
                                                          
5 Vgl. Rothkegel, Annely; Banse, Gerhard; Renn, Ortwin (2009): Interdisziplinäre Risiko‐ und Sicherheitsforschung, in: 
Winzer,  Petra;  Schnieder,  Eckehard;  Bach,  Friedrich‐Wilhelm  (Hrsg.):  Sicherheitsforschung:  Chancen  und  Risiken. 
Acatech diskutiert, Springer Verlag, Berlin, S.151ff. 
6 Rothkegel, Annely; Banse, Gerhard; Renn, Ortwin  (2009):  Interdisziplinäre Risiko‐ und  Sicherheitsforschung,  in: 
Winzer,  Petra;  Schnieder,  Eckehard;  Bach,  Friedrich‐Wilhelm  (Hrsg.):  Sicherheitsforschung:  Chancen  und  Risiken. 
Acatech diskutiert, Springer Verlag, Berlin, S.152. 
7 a.a.O., S.153. 
8  Vgl. Wiedemann,  Peter  (1993):  Tabu,  Sünde,  Risiko:  Veränderungen  der  gesellschaftlichen Wahrnehmung  von 



















damit  absolut und  relativ  zu  adressierenden,  erwarteten Nutzen  zu. Dies  entspricht  ebenso 
einer räumlich vorsorgenden, auf die Resilienz oder die Vulnerabilität abzielenden Nutzungs‐










grundlegende  Eigenschaft  zur  dauerhaften  und  langfristigen  Funktionsbereitstellung  und  –
sicherung darstellt. 
Im  Bereich  der  Standortplanung  und  Standortentwicklung  existieren  neben  den  Interessen 
privater Unternehmen  oder  Investoren  politisch‐  normative  Belange  der  Allgemeinheit  und 
deren Überführung  in beabsichtigte oder erwünschte Siedlungsentwicklung.  Im risikorelevan‐
ten Bezug zueinander betrifft dies die Nachbarschaft von Nutzungen und  ihr Abstimmungser‐
fordernis  hinsichtlich  einer  gemeinsamen  Koexistenz  und  Entwicklung. Auf  Ebene  des  deut‐
schen Rechts bestehen unterschiedliche Ansätze der  Steuerung der Verteilung  sowie Zuord‐
nung von Nutzungen  im Raum. Auf regionaler Ebene  ist dies die Verortung von Standorten  in 
strategischen Zusammenhängen, die eine großräumige, absolute Verteilung und relative Kon‐
                                                          
9 Rothkegel, Annely; Banse, Gerhard; Renn, Ortwin  (2009):  Interdisziplinäre Risiko‐ und  Sicherheitsforschung,  in: 





Ebene  flächen‐ und nutzungskonkret  ausformuliert. Dies  führt  vom  immissionsschutzrechtli‐





bern besonders  gefahrenrelevanter  Industrieanlagen. Die  gemeinschaftsrechtlichen Regelun‐
gen zum Umgang mit Risiken aus technischen Gefahren und deren Bedeutung für die normier‐







des,  inhaltlich gestuftes und thematisch  ineinander greifendes Vorgehen zu den  individuellen 
Verfahren  der  Festlegung  der  Flächenausweisung  und  Flächennutzung  eingeordnet.  Dabei 
werden die als technische Risiken dokumentierten Störfälle nicht  im Sinne von Gefahren (Be‐
triebsbereichs‐  und  Anlagenzuordnung)  sondern  im  Zusammenhang  mit  der  Verhinderung 
oder Begrenzung der Auswirkungen und Folgen bei Eintritt eines Unfalls für Mensch und Um‐
welt  thematisiert  (räumliche  Vorsorge).  Allerdings  entsteht  aufgrund  verschiedener  Richtli‐
nienumsetzungen und Risikokonzeptionen eine europaweit heterogene Realisierung des Ab‐
standskonzepts  in Verbindung mit der Erreichung und der Sicherung angemessener Abstände 
zum  Schutz  der  Bevölkerung  und  der  Umwelt.  Hierbei  steht  nicht  die  Übertragbarkeit  der 
Richtlinieninhalte  in Frage, gleichwohl aber der Umgang mit Risiken  in  ihrer Transkription auf 
die Planung oder Anpassung neuer bzw. bestehender Siedlungs‐ und Nutzungsstrukturen. 
Eine Exposition und damit eine angepasste, zonenbasierte bzw. risikogestufte Zulassung oder 





fallrelevanter  Komponenten  zum  Maßstab  einer  Gesamtbeurteilung  macht.10  Maßgabe  im 
Sinne der Seveso  II‐ Richtlinie  ist  jener Störfall, welcher sich  trotz des bestimmungsgemäßen 
Betriebs von Maschinen oder Anlagen spontan realisiert und als solcher nicht in die technisch 
zu  bewältigende  Abwehr  von  Gefahren  aufgenommen werden  kann.  Als  sogenannter  Den‐
noch‐ Störfall kann dieser jedoch durch stadtplanerisch‐ vorsorgendes Handeln und eine damit 
                                                          




verbundene  Flächenrelevanz  sowie  bodenrechtliche  Verbindlichkeit  in  Festsetzungen  über‐
führt werden. 












zukünftige  Erfordernisse  in  raumrelevante  Zielkategorien  und  städtebauliche  Leitbilder  der 
Stadtplanung  überführt werden,  sollen  Entwicklungsoptionen  für  raumrelevante Nutzungen 
eröffnet  oder  offen  gehalten  werden.  Städtebauliche  Ziele  sind  mit  einem  angemessenen, 
vorsorgenden  Schutzanspruch  gegenüber bestimmten  Schutzgütern  in Ausgleich  zu bringen. 
Dies  betrifft  Ziele,  deren  Erreichung  sich  durch  einen  langfristigen  Prozess  der  Realisierung 
charakterisieren  und  somit  in  einer  dauerhaften  räumlichen Verortung  und  Flächennutzung 
darstellen  lässt. Bauliche Strukturierung oder Dichte,  technische oder  soziale  Infrastrukturen 
und quantitative sowie qualitative Beiträge räumlicher Entwicklung sind nicht nur unter städ‐









Eine  Querschnittsbetrachtung  ist  aufgrund  der  inhaltlichen  Heterogenität  stadtplanerischer 









lienz  bzw  ihrer  Vulnerabilität  nach  Schutzgütern  oder  Risikoquellen  ordnet  und  damit  be‐
stimmte Aufgabenspektren verbindet. In diesem Zusammenhang steht als Gegenpol zur Risiko‐ 
die Sicherheitsforschung  in der Schaffung und Erhaltung bestimmter Zustände oder Prozesse, 
























tisierung  des  Diskurses  über  den  gesellschaftlichen  Umgang  mit  Eintrittswahrscheinlichkei‐
ten.14 Hierbei  treffen  insbesondere konsensorientierte Entscheidungen zur  individuellen oder 
gemeinschaftlichen  Exposition  gegenüber Gefahren,  der  anteiligen  oder  vollständigen Über‐




13 Vgl. Renn, Ortwin  (2008): Concepts of Risk: An  Interdisciplinary Review. Part 1: Disciplinary Risk Concepts.,  in: 
GAiA. Ökologische Perspektiven für Wissenschaft und Gesellschaft, Jahrgang 17, Band 1, Oekom Verlag, S.50ff. 







lung  zwischen  Informationsgebern und  Informationsnehmern über bestimmte Absichten,  In‐
tentionen oder Haltungen andererseits zu. 
Der  relevante  Stand der  Forschung  ist  in der  vorliegenden Arbeit als der darzustellende Zu‐




Im Weiteren  findet  eine  Konkretisierung des Risikobegriffs  vor dem Hintergrund  räumlicher 
Vorsorge in der Planung statt. 
















reitet, durchgeführt und  gesichert,  sondern  im  selben Maß  auch die natürliche Umwelt  vor 




Reglementierung  und Normierung  von Abwehr‐  und  Schutzansprüchen  in  unterschiedlichen 
Rechtsbereichen  seine  Schutzaufgaben wahr und  schafft  so  einen Bezug  zu  räumlichen und 
flächen‐  sowie  im Weiteren umwelt‐,  immissions‐ und bodenrechtlichen Aspekten, die  auch 
                                                          
15 Rumberg, Martin (2007): Modellierung und Management kombinierter Umgebungslärmimmisionen. Ansätze für 






auf  ökonomische  sowie  soziale  Entwicklungen  Auswirkungen  zeigen.  Erprobtes  Mittel  zur 




landes Nordrhein‐ Westfalen“17 das  Ziel,  aus  immissionsschutzrechtlicher Maßgabe den Ent‐
scheidungsträgern  eine  Arbeits‐  und  Entscheidungshilfe  hinsichtlich  der  Quantität  und  der 
Qualität  eines  räumlichen  Abstands  zwischen  einer  raumbedeutsamen  Planung  oder  Maß‐
nahme und einem konkret benannten Emittenten in den Bauleitplanverfahren zu erstellen. 
Eine  Verschärfung  des  Risikogedankens  hinsichtlich  seiner  inhaltlichen  Relevanz  für  die  flä‐
chenbezogene  Nutzungsplanung  ist  auf  europäischer  Ebene  mit  der  Einführung  des  Art.12 




















anziehung  bei  der  Ermittlung  der  durch  die  Richtlinie  geforderten  angemessenen Abstände 
zugeführt.18 
                                                          
17 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 






In  Deutschland  wurde  durch  die  „Störfallkommission“  (SFK)  in  Zusammenarbeit  mit  dem 
„Technischen Ausschuss für Anlagensicherheit“ (TAA)19 auf nationaler Ebene im Oktober 2005 
der  Leitfaden  „Empfehlungen  für  Abstände  zwischen  Betriebsbereichen  nach  der  Störfall‐
Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 







liche  Ausgestaltung  des  Begriffs  „schutzbedürftige Gebiete"  im  Sinne  des  §50  S.1  „Bundes‐
Immissionsschutzgesetz“ (BImSchG) eingegangen. Mit der ebenfalls stattfindenden Fortschrei‐





Die  Transformation  technischer  Risiken  als  Aspekt  der  Stadtentwicklung  und  Stadtplanung 
findet im Rahmen räumlicher Vorsorge durch die Schaffung und Sicherung von flächenintensi‐
ven Abständen sowie der gefahren‐ bzw. schutzbezogenen Kategorisierung und großräumigen 





che  Perspektivveränderungen  in  der  Raum‐  und  Stadtplanung  hinsichtlich  der  frühzeitigen, 
aktiven Integration räumlicher Vorsorgeplanungen und ‐maßnahmen, die sowohl stadtplaneri‐
schen als auch vorsorgerelevanten Zielen entsprechen. Die Stadtplanung übernimmt, als Ebene 
der  Sicht‐ und Erkennbarkeit  von Unfallauswirkungen  sowie als  flächen‐ und bodenrechtlich 
konkrete Einflussnahmemöglichkeit, eine verbindende Funktion zwischen der  lokalen und re‐
gionalen Ebene. Hier treffen überörtliche, gesamträumliche Ziele und Grundsätze zur räumli‐
                                                          
19 Diese sind mittlerweile unter dem Begriff der `Kommission für Anlagensicherheit´ (KAS) zusammengefasst. 

















nationalstaatliche Umsetzungsspielräume der Richtlinien  erhalten und  somit  qualitative  und 
quantitative  Anwendungsoptionen  räumlicher  Risikobewältigung  hinsichtlich  der  beteiligten 
Fachdisziplinen geschaffen. Dies geschieht auch vor dem Hintergrund der aus planungsrechtli‐
cher  Beurteilung  unzureichenden  Umsetzung  des  Art.12  Seveso  II‐  Richtlinie  im  deutschen 
Recht. Die europäische  Intention zum Umgang mit  technischen Risiken  für Mensch und Um‐
welt und die fehlende Kompetenz, diese im deutschen Planungsrecht vollständig umzusetzen, 
führt zur Behandlung der Fragestellung der angepassten Risikobewältigung, zur Standort‐ und 














chen  Instrumentariums  zugrunde.  Insbesondere  in  historisch  gewachsenen,  vorbelasteten 
Gemengelagen und in durch planerische Fehlentwicklungen entstandenen Nachbarschaften ist 






















oder die Veränderung bestehender  technischer, politischer,  rechtlicher und  kommunikativer 





fekten  verbunden, deren Analyse und Bewältigung nicht  in  vollem Umfang  abgebildet wird. 
Somit besteht weiterer Forschungsbedarf, wie mit  sekundären Folgen effektiv und vorsorge‐
















ten Schutz des  Individuums gegenüber Gefahren zu  jedem Zeitpunkt oder einer  risikoadapti‐
ven, gestuften Zulassung von Risiken und stellt die individuelle oder gruppenbezogene Betrof‐
fenheit  hinsichtlich  Art,  Umfang  und  Wahrscheinlichkeit  der  Unfallrealisierung  differenziert 
gegenüber. Diese Abschätzung führt zu einem ebenso heterogenen Umgang mit den planeri‐
schen Auswirkungen und Folgen  für die quantitative und qualitative Nutzungsverteilung und 
Nutzungszuordnung  in  Standorten,  die  die  Standortbeziehungen  sowie  die  strukturelle Aus‐









schen der Analyse und Bewertung von Risiken  sowie aus  ihrer Übertragbarkeit  in Strategien 
und Konzepte der Raum‐ und Stadtplanung folgt eine Vielzahl der an der räumlichen Planung 
beteiligten Akteure,  ihrer  Intentionen, Wirkungsräume und  ‐zeiten  sowie an  sachlichen Not‐
wendigkeiten der aktiven, gestaltenden, risikovorsorgenden Planung unter den Gesichtspunk‐
ten  wirtschaftlicher  Effizienz,  rechtlicher  Verlässlichkeit  sowie  ökonomischer  Tragfähigkeit 
oder stadtplanerischer  Integration. Die Umsetzung  räumlicher Vorsorge bei  technischen Risi‐
ken und  ihre dauerhafte politisch‐ normative Sicherung als notwendiger,  systemimmanenter 






Das Ziel der  vorliegenden Arbeit  ist es, auf Basis der  zusammen geführten Erkenntnisse der 
beteiligten  Fachdisziplinen der Risikoforschung, der  Stadtplanung und des  Städtebaus  sowie 
des  Immissions‐ und Bauplanungsrechts die planungspraktische Anwendung  räumlicher Vor‐
sorge  zur Verhinderung  oder  Beseitigung  risikorelevanter Nachbarschaften  durch  die  Schaf‐




cherheitsforschung  unter  besonderer  Berücksichtigung  raumrelevanter  Auswir‐
kungen technischer Risiken 
 












 Die  räumliche Vorsorge als planungsebenenbezogene Umsetzung des  räumlichen 
Schutzes  vor  den  Auswirkungen  technischer  Risiken  durch  eine  integrierte,  ziel‐ 





Siedlungsentwicklung  in  Verbindung  zum  planerischen  Störfallschutz  durch  die 
planerischen Instrumente der Raumordnung und Bauleitplanung 
 
Die Risikoforschung  findet  ihren Schnittstellenbezug zur Raum‐ und Stadtplanung  im  fachlich 
























In  Kapitel  2 wird  daher  zunächst  die  konzeptionelle  Relation  von  Vorsorge,  räumlicher Ge‐
samtplanung  sowie  lokaler  Stadtplanung  diskutiert  und  deren  gegenseitige  fachliche Durch‐














menhang  technischer  und  siedlungsstruktureller  Entwicklungen  eingegangen.  Der  Bedeu‐
tungsgewinn des Risikoaspekts gegenüber der Gefahrenabwehr  in der gesellschaftlich‐ politi‐
























wältigung  technischer  Risiken  durch  eine  systematische,  räumliche  Vorsorge  und  durch  die 
Schaffung sowie Sicherung räumlicher Abstände zwischen unverträglichen bzw. potentiell ge‐





Vorsorge bei  technischen Risiken  in den planerischen  Störfallschutz  vorgenommen. Dies be‐
trifft  die  planungspraktische  Weiterformulierung  der  Modellkomponenten  und  ihre  Verbin‐
dung  zur  überörtlichen  Raumordnung  sowie  gesamt‐  und  teilgemeindlichen  Bauleitplanung 
und  ihre planungsrechtliche Gestaltbarkeit durch die Anwendung dort zu  findender Regelun‐
gen und Vorschriften. 









Planung  ist die gedankliche Vorwegnahme  von Handlungsschritten, die  zur Erreichung eines 
Zieles notwendig sind oder als solche erscheinen. Dabei wird berücksichtigt, mit welchen Mit‐
teln das gesteckte Ziel erreicht werden kann, wie diese Mittel eingesetzt werden müssen und 







sung  neben  dessen  Erreichung  auch  um  eine  effiziente Umsetzung  bemüht  und  dabei  eine 






chen  Zielvorstellungen, Möglichkeiten, Ressourcen, Arbeitsweisen,  Einstellungen  oder Wert‐










Die  Raumplanung  übernimmt  durch  ihre  sach‐  und  themenübergreifende  Position  diverse 
Funktionen, die sie zum einen aus sich heraus entwickelt, zum anderen aber auch durch  ihre 
                                                          















bereichen, Planungsebenen und  ‐beteiligten  sowie den komplexen Zusammenhängen  ist die 





prozess  gelöst werden muss  und  der  Eruierung  eines  Kompromisses  unter  bestimmten An‐
sprüchen oder Rahmenbedingungen entspricht. Die Konflikterkennung und Konfliktlösung soll 
die  Spielräume  künftiger Handlungen  offenhalten  und  dabei  zu  einem möglichst  gerechten 











                                                          
27 Scholich, Dietmar  (2008): Die Rolle der Raumplanung  in der Gesellschaft,  in: Akademie  für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL)(Hrsg.): Raumforschung und Raumordnung (RuR), Band 6, Springer Verlag, Berlin, S.476. 
28  Vgl.  Lendi,  Martin  (1998):  Rechtliche  Grundlagen,  in:  Akademie  für  Raumforschung  und  Landesplanung 
(ARL)(Hrsg.): Methoden und Instrumente räumlicher Planung, Hannover, S.23ff. 
29 Vgl. Scholich, Dietmar  (2008): Die Rolle der Raumplanung  in der Gesellschaft,  in: Akademie  für Raumforschung 
und Landesplanung (ARL)(Hrsg.): Raumforschung und Raumordnung (RuR), Band 6, Springer Verlag, Berlin, S.475ff. 
30  Vgl.  Fürst,  Dietrich;  Ritter,  Ernst‐Hasso  (2005):  Planung;  in:  Ritter,  Ernst‐Hasso  (2005):  Handwörterbuch  der 
Raumordnung, Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL), Hannover, S.765ff. 
31 Vgl. Rosenbrock, Rolf (2005): Erfolgskriterien und Typen moderner Primärprävention, in: Kirch, Wilhelm; Badura, 













bezogenen  Wertung  zu  unterziehen.“33  Es  soll  ein  höchstmöglicher  Zielerreichungsgrad  der 
Einzelinteressen angestrebt werden, der alle beteiligten  Interessen vereinen und mittels der 














in  Einzelfällen  die  Verhärtung  von  Verteilungs‐  und  Interessenkonflikten  zugunsten 
gemeinwohlorientierter,  kooperativer  Lernprozesse  aufzulösen  versucht  (Moderati‐
onsfunktion).“35 
 























verbundenen  Entscheidungen,  die  einen  möglichst  breiten  Konsens  –  im  Sinne  von  gesell‐
schaftlich‐ politisch  tragfähigen, rechtlich belastbaren, ökonomisch sinnvollen und ökologisch 
vertretbaren Direktiven  –  erzeugen  sollen.  „Raumplanung wird  fortwährend  von  der  gesell‐









                                                          







Raumentwicklung.“38 Die  Erkennung, Benennung  sowie  der  koordinierte Umgang mit  raum‐
planerischen Spannungsfeldern korrespondiert hierbei mit der Abbildung der allseitigen  the‐
matischen  sowie  sachlichen  Vernetzung  der  Raumplanung.39 Die  Raumplanung  ist  in  einem 
interdisziplinär  arbeitenden  und  querschnittsorientiert  ausgelegten  Bereich  angesiedelt.  Sie 
nimmt  in  sich  gegenwärtig  erkannte  und  zukünftig  zu  erwartende  Probleme  auf,  analysiert 
diese und  formuliert  in wissenschaftliche, wirtschaftliche, ökologische, politische und gesell‐
schaftliche  Richtung  raumbezogene  Lösungsansätze.  Durch  den  mehrseitigen  Anschluss  an 
unterschiedlichste Themenbereiche  ist  sie  stetem Wandel unterlegen. Dies betrifft nicht nur 
ihre  inhaltlichen Komponenten, sondern vielmehr deren  individuell zu betrachtenden und zu 
bewertenden räumlichen Abbildungen  in Strukturen oder raumrelevanten Nutzungen und die 
hierin  möglichen  bzw.  erwünschten  Dynamiken.  So  verursachen  weltweit  wirkende  Me‐
gatrends, wie z.B. der demographische Wandel  in Alterungs‐ und Schrumpfungsprozessen  in 
den Industrienationen, die ökonomische Globalisierung oder die Pluralisierung und Individuali‐
sierung  der  Lebensentwürfe  Entwicklungen,  die  selbst  mittelbar  über  den  Einfluss  auf  die 















                                                          

































Siedlungsflächenentwicklung,  Freiraumschutz  und  Infrastrukturvorsorge.43  In  diesem  Zusam‐
menhang wird der Begriff der Raumbedeutsamkeit von Planungen verwendet, „die den Raum 
bzw. Grund und Boden  in Anspruch nehmen oder die  räumliche Entwicklung oder  Funktion 
eines Gebietes beeinflussen.“44  Ziel  ist es, eine den  gesellschaftlichen Bedürfnissen entspre‐










43  Vgl.  Albers, Gerd  (1988):  Stadtplanung.  Eine  praxisorientierte  Einführung, Wissenschaftliche  Buchgesellschaft, 
Darmstadt, S.3ff. 







tereinander  sowie  ihre  Einbettung  in  die  umgebenden  Nutzungsformen  und  Freiräume.“46 
Diese befinden sich  in einem Geflecht wechselseitiger räumlicher Verbindungen und  funktio‐
naler  Abhängigkeiten.  Die  Raumstrukturen  resultieren  aus  langfristigen,  gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen, ökologischen oder politischen Entwicklungsprozessen. Im engeren Sinne kann 
darunter  auch  die  Strukturierung  der  Flächennutzung  verstanden  werden.  In  diesem  Sinne 
bestehen  konfliktträchtige  Situationen  dann, wenn  schutzbedürftige Nutzungen  neben Nut‐
zungen angeordnet werden bzw. sind, deren Wirkungen auf die Umwelt diesem Schutzbedürf‐
nis entgegenstehen. Dies betrifft sich gegenseitig aus sachlich‐  formellen Gründen ausschlie‐
ßende Nutzungen  sowie  jene Nutzungen, die  aufgrund  ihres  räumlichen Umgriffs  ausschlie‐
ßend angelegt werden müssen. Vorsorge beinhaltet hierbei nicht nur einen zeitlichen, sondern 
daneben auch einen quantitativen sowie einen qualitativen Aspekt. 








vorsorgenden Leistungsfähigkeit  im Bereich der  […] Risikovorsorge  […]  [sowie  innerhalb des] 
nachhaltigen Schutzes der Ressourcen“50 dar. Unvollständigkeit und Dynamik bilden in diesem 
Zusammenhang  eine  Einheit,  da  die Unvollständigkeit  der  Planungsinformationen  durch  die 
Dynamik der politischen sowie gesellschaftlichen Veränderungen mit  ihren Einflüssen auf die 
Informationsmodulation und Werteverschiebung bestimmt wird. Die Dynamik, als Komponen‐
te  des  politischen  Teils  der  Planung,  zeichnet  sich  im  Kern  durch  eine  uneinheitliche,  nicht 






                                                          














 den Schutz des Menschen und  seiner Umwelt  sowie der natürlichen Ressourcen 
vor  Schädigungen  oder  erheblichen  Beeinträchtigungen  und  die  Verhinderung 
bzw. Beseitigung von räumlichen Nutzungs‐ und Interessenkonflikten, 
 den Schutz, die Pflege und Entwicklung der Umwelt und ihrer Medien, 











Die  Verbindung  von  zu  schützenden,  da  gesellschaftspolitisch  als maßgeblich  erkannte  und 
bewertete  Raumelemente  und  den  Bestandteilen,  die  potentielle  oder  faktische  Gefahren 






vorverlagerte  Beeinflussung  dauerhafter  Boden‐  und  Raumnutzungen.  Durch  den  gezielten 
Methodeneinsatz wird auch die Ergebnisqualität des Planungsprozesses selbst gestärkt.52 Dazu 
zählen unter anderem „die Bewertung von Standort‐ und Trassenalternativen für raumbedeut‐
same  Siedlungs‐  und  Infrastrukturvorhaben  im  Hinblick  auf  ihre  funktionale  Eignung  sowie 
Raum‐  und  Umweltverträglichkeit,  […]  [die]  Bewertung  von  […]  Nutzungskonzepten  […]  im 
Hinblick  auf  ihre  funktionale  Eignung  und Umweltverträglichkeit  als Grundlage  für  konkrete 
Investitionsentscheidungen  und  gesetzliche  Zulassungsverfahren  [sowie  die]  […]  Bewertung 
von Naturraumpotentialen und Freiraumfunktionen […].“53 Während  in der Raumplanung der 
                                                          


































Formung,  im Sinne der Ordnung und Gestaltung,  ist verbunden mit der Strukturgebung und  ‐
fortentwicklung sowie deren Qualitäten bis hin zur Ebene der konkreten Nutzung des Bodens 

















ben  subsidiär  zugewiesen  und  Entscheidungen  im  Gegenstromprinzip  durch  wechselseitige 
Beeinflussung  von  örtlicher  und  überörtlicher  bzw.  regionaler  und  überregionaler  Planung 
getroffen.  
Auf Bundesebene werden in diesem Zusammenhang „allgemeine Grundsätze für die räumliche 















gibt. Diese  nehmen  jedoch  im  gestaffelten  System  der  Raumplanung  in  den  nachfolgenden 
Planungsebenen zu. 
 
                                                          
60 Vgl. Turowski, Gerd (2005): Raumplanung (Gesamtplanung);  in: Ritter, Ernst‐Hasso: Handwörterbuch der Raum‐
ordnung, Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL), Hannover, S.893ff. 










naler  Ebene,  die  als  Flächennutzungsplan  für  das  gesamte  Gemeindegebiet  und  als  Bebau‐
ungsplan  für Teile des Gemeindegebiets die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke 





Eine durch  ihren Um‐ und Eingriff besonders  zu nennende  raumrelevante politische  Leitvor‐
stellung  ist das  in der Raumplanung  fest  verankerte Nachhaltigkeitsprinzip. Die  Teilbereiche 
Soziales, Ökonomie und Ökologie sollen eine gleichwertige Berücksichtigung erfahren, so dass 
die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen umweltbezogenen Raum‐
funktionen  in  Einklang  gebracht werden  können. Neben  der Maxime  des  Schutzes  und  der 
Entwicklung der natürlichen  Lebensgrundlagen  steht daher u.a.  auch die  Schaffung  von Vo‐
raussetzungen für Standorte der Wirtschaft, Infrastruktur oder Siedlungstätigkeiten und somit 











auf die  räumliche Planung. Dies betrifft  in erster  Linie die Umweltpolitik, welche durch den 


















Bereichen  abgebaut  und  neue  Konflikte  möglichst  schon  im  Ansatz  erstickt  werden.“68  Die 
Notwendigkeit  „systematische[r] Einflußnahme des Gemeinwesens“69  resultiert aus der poli‐
tisch bedingten Allgemeinwohlorientierung der Planung, deren Erreichung  „Freiraum  für die 
Entfaltung  individueller Nutzungs‐  und Gestaltungswünsche  offen  läßt“70  und  dabei  die  von 
außen wirkenden Marktkräfte  in  ihren  jeweiligen Ein‐ und Auswirkungen auf den städtischen 





Raumplanung  in  der  Gesellschaft,  in:  Akademie  für  Raumforschung  und  Landesplanung  (ARL)(Hrsg.):  Raumfor‐
schung und Raumordnung (RuR), Band 6, S.483. 
















entsprechende Ordnung des  räumlichen Zusammenlebens  zu  schaffen.“72 Dies betrifft einen 
begrenzten  Teilbereich des Raumes, der  sich durch  eine  verringerte Dimensionierung  sowie 
durch die  Konzentration  auf bestimmte Aufgabenbereiche  auszeichnet.  Stadtplanung  ist die 
„systematische  Vorbereitung  eines  vernunftmäßigen  Handelns  von  Einzelnen  oder Gemein‐
schaften, um ein Ziel unter den gegebenen Verhältnissen auf die beste Weise zu erreichen[…]. 
Stadtplanung  steht  fortwährend  im Spannungsfeld verschiedenartiger wirtschaftlicher, politi‐
scher, sozialer und gesellschaftlicher Interessen von einzelnen Gruppen, Gemeinschaften oder 
Institutionen.“73  „[Sie] besteht  in der gedanklichen Vorwegnahme und Zielbestimmung  ihrer 
baulich‐  räumlichen Organisation  […].“74 Da diese  Felder  im  räumlichen  Zusammenhang  aus 
einer Zusammenstellung potentieller und faktischer Konfliktbereiche bestehen, wird  in einem 
politisch bedingten Abwägungsvorgang die Entscheidungsvorbereitung durch die Planung ge‐





bestimmt  sein, die die Grundlage  für die quanti‐ und qualifizierbaren Zielindikatoren  liefern, 




























sachlich  richtiger,  inhaltlich  ausgewogener  und  organisatorisch  aufeinander  abgestimmter 
Maßnahmen  zu.erreichen79  Hier  findet  sich  ein  besonderes  Verhältnis  in  der  Stadtplanung 




















                                                          
78 Albers, Gerd; Wékel, Julian (2008): Stadtplanung. Eine illustrierte Einführung, Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 
Darmstadt, S.49. 
79  Vgl.  Braam,  Werner  (1999):  Stadtplanung.  Aufgabenbereiche,  Planungsmethodik,  Rechtsgrundlagen,  Werner 
Verlag, Düsseldorf, S.1ff. 











mit den  anstehenden Rahmenbedingungen und  ‐vorgaben  ergeben. Grundsatz dabei  ist  zu‐
nächst die günstige Zuordnung der Nutzungen zueinander, so dass einerseits „wechselseitige 























dung  eher  kurzfristig  orientierter  unternehmerischer  Standortvorstellungen  und  ‐
anforderungen in die tendenziell langfristig ausgelegten Ordnungs‐ und Gestaltungsvorstellun‐
gen der am Allgemeinwohl orientierten politischen Wertentscheidungen.90 „[Dabei muss sich 
die]  Stadtplanung  […] der  Tatsache  stellen, dass der Gegenstand, die  Stadt,  sich dynamisch 
verändert,  zahlreichen Einflüssen unterlegen  ist und häufig genug ein definitiver Endzustand 





















Differenzierung,  sondern bezieht  sich  auch  auf die Planungshierarchie und  eine notwendige 
Aufgabenabschichtung. Dies  spielt  sich  vor  dem Hintergrund  verschiedener  Planungsanlässe 
und Planungszusammenhänge ab. Im Wesentlichen bilden sich diese aus der Neuplanung von 
Siedlungsflächen und aus der Entwicklung bereits bestehender Bau‐ und Nutzungsstrukturen. 









trägt  sich  in die  relative und absolute Verteilung der Nutzungen  im Stadtraum. „Hauptmotiv 






























wicklungs‐  und  Wertvorstellungen  sowie  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Bewertungs‐
grundlagen und  ‐maßstäbe sind stetigen Weiterentwicklungen und Anpassungen unterlegen. 
Die Maßstabsebene,  in der die  Stadtplanung  agieren  kann,  richtet  sich nach den  individuell 
angestrebten  Zielen,  nach Art  und Umfang der daraus  erwachsenden Aufgaben  sowie  ihrer 
zeitlichen  und maßnahmenbezogenen  Terminierung.  Hierbei  entsteht  aus  den  planerischen 
Vorstellungen zu einem bestimmten Zeitpunkt eine Erfordernis, die „unmittelbaren wie auch 











lokaler  Ebene  bildet  dabei  die Orientierung  an  Planungszielen,  die  in  Leitbildern  bestimmte 
angestrebte Entwicklungszustände aufnehmen und Planungsstrategien und  ‐konzepte  in den 




schen  Problemen  –  sozialreformerisch  bedingte  Vorstellungen  über  eine  anthropozentrisch 
ausgerichtete  Stadtentwicklung,  die  diese Missstände  beseitigte  bzw.  verhinderte.100 Hierzu 
zählte  die  unbedingte  räumliche  Trennung  unverträglicher  städtischer  Funktionen,  die  dem 
geplanten Abstand zwischen unterschiedlich empfindlichen Nutzungen bzw. unter Beachtung 
ihrer  individuellen  Gefahren‐  und  Risikorelevanz  im  fordistischen  Wirtschafts‐  und  Gesell‐
schaftssystem  besondere  Bedeutung  zumaßen  und  sich  unter  anderem  in  der  Verlagerung 
innerstädtischer Gewerbe‐ und Wohnstandorte in den suburbanen Raum darstellten. 
Mit  zunehmender politischer Orientierung und Ökologisierung der Planung  sowie  im Zusam‐
menhang mit den gesellschaftlichen und sozialen Veränderungsprozessen wurden diese  Inte‐
ressen in eine Verringerung der Abstände und die Mischung städtischer Funktionen überführt, 



















terworfen  […], die  ihrerseits aus Wandlungen  in der Arbeitsweise und  in der Zielsetzung der 
Planung,  in der Sicht der Aufgabenschwerpunkte und  im verfügbaren  Instrumentarium wach‐
sen.“103 Der Wandel in der Stadtplanung und die Vielfalt der Themen und Aufgaben hinsichtlich 
ihrer  inhaltlichen  Breite  und  zeitlichen  sowie  räumlichen  Dauerhaftigkeit  entsprechen  der 














Erkenntnis,  auf  anderen nicht  zu beseitigenden Unsicherheiten der Bewertung  von  Immissi‐
                                                          
101 Sieverts, Thomas: Was  leisten  städtebauliche  Leitbilder?,  in: Becker, Heidede;  Jessen,  Johann; Sander, Robert 
(1999)(Hrsg.):  Ohne  Leitbild?  Städtebau  in  Deutschland  und  Europa,  Wüstenrot‐Stiftung,  Deutsches  Institut  für 
Urbanistik, Krämer Verlag, Stuttgart, S.21ff. 
102  Albers,  Gerd  (1988):  Stadtplanung  –  Eine  praxisorientierte  Einführung,  Wissenschaftliche  Buchgesellschaft, 
Darmstadt, S.7. 






















rung  des  Zusammenhangs  zwischen  dem Vorliegen  eines  konkreten  Sachverhalts  durch  be‐
















republik Deutschland. Die  dort  gewährten Grundrechte  der Art.1  bis  19 GG  begründen  das 
Wertefundament des deutschen Rechtsstaats. Die durch den Staat  zu  treffende Vorsorge  ist 
                                                          
105 Vgl. Wolf, Klaus  (1998): Theoretische Aspekte der räumlichen Planung;  in: Methoden und  Instrumente räumli‐
cher Planung, Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL)(Hrsg.), Hannover, S.39ff. 
106 Als wesentliches Merkmal wird der  strategische Ansatz der Vorsorge  verstanden, da dieser bereits  zu einem 
frühen Zeitpunkt Einfluss auf zukünftige Zustände und Entwicklungen ausübt. 





























im Kontext deren  frühzeitiger  Erkennung und Benennung  von den damit  in  Zusammenhang 
stehenden Risiken und stellt eine Verbindung zu den Möglichkeiten des geordneten Umgangs 






Vorsorgeprinzip  bezieht  sich  daher  insbesondere  auf  langfristige,  schwer  abschätzbare  Ent‐
wicklungen.110  Ist der Vorsorgebereich  relevant,  so hat der Staat einen Ermessensspielraum, 
wie er  seine verfassungsrechtlich normierte Schutzpflicht wahrnehmen will. Art und Umfang 
                                                          






























Vorsorge  in  der  Raumplanung  entspricht  der  zeitlichen  Vorverlagerung  relevanter  Entschei‐





Finalisierung  dessen, was  erwünscht  scheint,  sondern  geleitet  von der Bereitschaft,  laufend 
Neubeurteilungen  vorzunehmen,  falsche Annahmen  zu  verwerfen und Vorsorgliches,  soweit 
sinnvoll und zweckmäßig, neu vorzukehren.“111 
Der  nachhaltigen  räumlichen  Entwicklung  entsprechend  steht  die  Offenhaltung  zukünftiger 
Handlungsmöglichkeiten  für  kommende  Generationen  unter  Berücksichtigung  ökologischer, 
ökonomischer und sozialer Aspekte auf globaler bis hin zur  lokalen Ebene  im Zentrum. Dabei 




























einflussnehmenden  Instrumente, Verfahren oder Maßnahmen, die  im Sinne  räumlicher Vor‐
sorge  die  erkannten  Entwicklungen  beeinflussen  sollen.115  Die  Zyklen  dieser  Entwicklungen 
lassen  sich  – hinsichtlich  ihres Auftretens,  ihrer wirkungsbezogenen Varianz oder Dauerhaf‐




















richtungen  einschlagen  können.  Somit  werden  Gestaltungsspielräume  durch  Einschluss  von 
Unsicherheiten bewahrt und Möglichkeiten und Varianzen soweit erhalten, dass raumplaneri‐






resse  an  geplanten  Entscheidungen,  die  sich  von  ungeplanten  dadurch  unterscheiden,  dass 
„sie rationaler, vernünftiger und reflektierter zustande kommen und so die Bedürfnisse oder 
Ziele der Beteiligten besser erfüllen.“118 Die Ausrichtungen der Aufgaben werden durch den 
vorsorgeorientierten  Charakter  der  Raumplanung  und  der  daraus  abzuleitenden  Verortung 
und Fokussierung beeinflusst. Dabei lassen sich diese in Gruppen zusammenfassen, die jeweili‐
ge Aufgabenorientierungen  aus  dem  sachlichen  oder  fachlichen  Zusammenhang  bestimmen 
und somit den Aufgabenrahmen und ‐anspruch gleichermaßen abzugrenzen. Hierzu zählen: 
 
Fachlich‐  inhaltliche  Aufgaben,  die  sich  aus  der  thematischen Querschnittsorientierung  und 
den damit verbundenen  sachlich‐  räumlichen Verbindungen ergeben. Diese  rühren aus dem 














bewältigen. Der  Einsatz  eines  standardisierten,  abgestimmten und  erprobten  Instrumentari‐
ums erhöht die Sicherheit  in der Planung, da auf bewährte,  in  ihren Wirkungen bekannte Be‐
standteile zurückgegriffen werden kann. 




















So  lassen  sich  folgende Klassifizierungen  zu den  vorsorgenden Maßnahmen  im Rahmen der 




Dies  betrifft  die  Flächenvorsorge  für  bestimmte  Raumfunktionen  und  ‐nutzungen  bzw.  die 
Sicherung von Flächen zur Bewältigung raumrelevanter Risiken durch gezielte Eingriffe  in die 
Abstände  zwischen  risikorelevanten Nutzungen. Dieses Vorgehen kann durch Risikoeinschät‐




Der Objektschutz  fällt originärer Weise zwar nicht  in den Bereich  raumplanerischer Eingriffs‐
möglichkeiten, kann  jedoch über die Anwendung bauordnungsrechtlicher Vorschriften mittel‐
bar einfließen. Diese  kommen dann  zur Anwendung, wenn Risiken nicht durch planerisches 



























Diese Ansprüche  betreffen  einerseits  die  tatsächlichen  Raumbedürfnisse,  die  eine  feste  Be‐
zugsgröße  darstellen,  um  den  nutzungsartbedingten  Umsetzungserfordernissen  gerecht  zu 














und  des  Rechtsschutzes,  andererseits  erhält  der  Träger  der  Planung  damit  die Möglichkeit, 
seine räumlichen Entwicklungsvorstellungen zu verwirklichen.121 


















Im Mittelpunkt  befinden  sich  dabei  die  „künftig möglichen  oder  beabsichtigten  räumlichen 
Strukturen und Prozesse  […]“123, die durch eine  in die Zukunft orientierte Weiterentwicklung 













der  Umsetzung  hinsichtlich  des  monetären,  personellen  oder  nutzwertbezogenen  Einsatzes 
oder Rücklaufs  vergleichbar werden.124 Dies betrifft  sowohl  ein‐  als  auch multidimensionale 





                                                          
122 Lendi, Martin (1988): Grundriß einer Theorie der Raumplanung. Einleitung  in die raumplanerische Problematik, 
Verlag der Fachvereine, Zürich, S.88. 














wicklungsergebnissen.  Zum  anderen wird  damit  die  gezielte  Beeinflussung  eines  Verhaltens 
ermöglicht. Sie soll zur Legitimation der Planung mit ihren Ergebnissen beitragen, da sie diese 















ten  raum‐ und  stadtplanungsrelevanten Ressourcen mit  einer politisch‐ normierten  Schwer‐
punktbildung  und  Festlegung  harmoniert,  die  Entwicklungsrichtungs‐  und  ‐zielvorgaben  er‐
kennbar sind und kommuniziert werden können. 
Die Koordinationsfunktion der Raum‐ und Stadtplanung zeichnet sich durch die Offenhaltung 






                                                          
125 Vgl. Jacoby, Christian; Kistenmacher, Hans (1998): Bewertungs‐ und Entscheidungsmethoden; in: Methoden und 
Instrumente räumlicher Planung, Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL)(Hrsg.), Hannover, S.146ff. 





quantitativen  und  qualitativen  Gestaltung  des  Siedlungsraumes  beschränkt.  Sie  tragen  viel‐
mehr  als  aktive  Promotoren  zum Umweltschutz  und  der Umweltvorsorge  bei. Die  zeitliche 
Vorverlagerung raumrelevanter Entscheidungen nimmt dabei Einfluss auf nachfolgende raum‐
bedeutsame, flächenrelevante Eingriffe, deren Auswirkungen durch den gezielten Einsatz von 
Bewertungs‐  und  Entscheidungsmethoden  bestimmt werden. Diese  bilden  die methodische 
Grundlage für Entscheidungen in der planerischen Abwägung. Die Entscheidung aufgrund ver‐














der Umweltschutz  –  insbesondere des Menschen,  aber  auch der übrigen umweltbezogenen 
Schutzgüter – vor Gefahren oder Beeinträchtigungen und somit zu einem umweltbezogenen 
Risikomanagement  gezählt  werden.  Hierbei  ist  „die  traditionelle  Ordnungsfunktion  […]  zur 




Dieses  zielt  fachlich auf eine geeignete  räumliche Zuordnung und  raumverträglichen Kontin‐
gentierung von Nutzungen ab und kann somit auf die Raumstruktur Einfluss ausüben.  In die‐
































































und  konzeptualisiert.  Bei  einer  Untersuchung  des  „International  Risk  Governance  Councils“ 
(IRGC) wurden  insgesamt 46 Terminologien zu „Risiko“ und „Sicherheit“  […] analysiert.“129 Es 
liegen  also  heterogene  und  zusammenhangsbestimmte  Begriffsdefinitionen  vor,  die  zudem 
inhaltlich‐ dynamischen Elementen zugänglich sind und als solche mehrere Bedeutungsebenen 
umfassen.130 Dabei  kommt den  gesellschaftspolitischen Aspekten  als  Fundament und Anlass 




ziplinen  abgeleiteten  Begriffsverständnisse  für  Risiken.  Aus  den  jeweiligen  sachlichen  oder 
inhaltlichen  Bezügen  stellen  sich  differenzierte  Betrachtungen  und  darauf  aufbauend  auch 







Zulassung  von  Risiken,  die mit  der Wahrnehmung  bestimmter  Chancen  oder Möglichkeiten 
verbunden werden.  „Risikokonzepte  […]  unterscheiden  sich  nach  Art  und Weise, wie  diese 
Handlungsfolgen erfasst und bewertet werden.“131 Das betrifft nicht nur die  freiwillige oder 
                                                          
129  International  Risk  Governance  Councils  (2005),  zitiert  in:  Rothkegel,  Annely;  Banse,  Gerhard;  Renn,  Ortwin 
(2009):  Interdisziplinäre Risiko‐ und Sicherheitsforschung,  in: Winzer, Petra; Schnieder, Eckehard; Bach, Friedrich‐
Wilhelm (Hrsg.): Sicherheitsforschung: Chancen und Risiken. Acatech diskutiert, Springer Verlag, Berlin, S.148. 
130 Vgl. Renn, Ortwin  (2008): Concepts of Risk: An  Interdisciplinary Review, Part 1: Disciplinary Risk Concepts,  in: 
GAiA. Ökologische Perspektiven für Wissenschaft und Gesellschaft, 17(1), , S.50ff. 
131  Banse,  Gerhard  (1996):  Herkunft  und  Anspruch  der  Risikoforschung,  in:  Rothkegel,  Annely;  Banse,  Gerhard; 
Renn,  Ortwin  (2009):  Interdisziplinäre  Risiko‐  und  Sicherheitsforschung,  in:  Winzer,  Petra;  Schnieder,  Eckehard; 
Räumliche Vorsorge bei technischen Risiken in der Stadtplanung 
48 






Risiko  kann  als  eine  vermutete,  relative  Verteilung  bzw. Häufung  von  Ereignissen  in  einem 
bestimmten  Intervall angenommen werden, deren  zeitliches und umfängliches Auftreten al‐




den  erwarteten  oder  erwünschten  Zielen  führen  kann.134 Der  Risikobegriff wird  dabei  nicht 



















                                                                                                                                                                          
Bach,  Friedrich‐Wilhelm  (Hrsg.):  Sicherheitsforschung:  Chancen  und  Risiken.  Acatech  diskutiert,  Springer  Verlag, 
S.147. 
132 Vgl. Greiving, Stefan (2002): Räumliche Planung und Risiko, Gerling Akademie Verlag, München, S.11ff. 

















zukunftsorientiertes,  geplantes Handeln.  „Somit  setzt  die  Beschäftigung mit  Risiko  ein Min‐
destmaß an Gestaltbarkeit der Zukunft und damit Vermeidbarkeit von unerwünschten Ereig‐
nissen durch vorsorgendes Handeln voraus.“137 Hierbei werden die Prinzipien der Vorsorge mit 
einbezogen,  um  einerseits  die Akzeptanz  bestimmter Risiken  im  Zusammenhang mit  gesell‐
schaftlichen Werthaltungen  zu  ermitteln und um  andererseits  die Verantwortlichkeiten  und 
Übertragbarkeiten  von  Risiken  in  ihren  situationsbedingten  Zusammenhängen  zu  klären.138 
LUHMANN  definiert  Risiko  als  Kopplung  eines  Zeit‐  Entscheidungs‐  Problems,  das  auftritt, 
„wenn eine Entscheidung ausgemacht werden kann, ohne die es nicht zum Schaden kommen 
könnte […] [und] dass der kontingente Schaden selbst kontingent, also vermeidbar, verursacht 
wird.“139  Es werden  Entscheidungen  getroffen,  „obwohl man  die  Zukunft  nicht  hinreichend 
kennen kann; und zwar nicht einmal die Zukunft, die man durch die eigenen Entscheidungen 
erzeugt.“140  In diesem Zusammenhang steht die Orientierung auf die  inhaltliche und zeitliche 
Tragweite  von  Entscheidungen  bzw.  ebenso  die  Unterlassung  von  Entscheidungen,  was  zu 
jeweils eigenständigen Entwicklungen führen kann. 
Als Gefahr wird ein Prozess definiert, der dann zu Schäden führt, wenn sich verletzliche Risiko‐
elemente  in  seinem  Wirkungsbereich  befinden.  Bei  einer  weitergehenden  Differenzierung 
zwischen Gefahr und Gefährdung wird die Gefahr als die Möglichkeit eines Schadens bezeich‐































                                                          









dehnung  kollektiver Handlungsfolgen  findet  zugleich  eine Ausweitung  dieser  Folgen  auf  die 
zeitlichen Dimensionen statt. 
Dabei birgt nicht  jede Unsicherheit ein Risiko. Jedoch  ist  im Gegensatz hierzu  jedes Risiko auf 
eine existierende Unsicherheit zurückzuführen. Eben diese Unsicherheit erzeugt eine  inhaltli‐
che Flexibilität, die als Entwicklungsmoment von besonderer Bedeutung  für einen kreativen, 






res  Charakteristikum  auch  auf  die  notwendige  „Zurechenbarkeit  und  Verantwortbarkeit“147 






Dabei korrelieren Eintrittswahrscheinlichkeit und  Schadensausmaß  so miteinander, dass  sich 
die  Anforderungen  zum  gezielten  Umgang  mit  den  Gefahren  trotz  geringer  Eintrittswahr‐
scheinlichkeiten mit steigendem Schadensumfang erhöhen. „Der Unterschied zwischen Gefahr 




148  Jonen,  Andreas  (2007):  Semantische  Analyse  des  Risikobegriffs  –  Strukturierung  der  betriebswirtschaftlichen 






















der  räumlichen  Planung möglich,  für  die  der  Raum  eine  Bezugsgröße  darstellt,  „in  der  sich 
Menschen bzw. ihre Artefakte gemeinsam Risiken aus einer räumlich relevanten Gefahr ausge‐
setzt sehen und auf diese […] reagieren.“153 Räumlich relevant meint  in diesem Fall, dass nur 
solche Gefahrentypen oder  Intensitäten erfasst werden  können, die  im Raum darstell‐ bzw. 
abgrenzbar sind. Generell zielt objektivistische Risikoforschung darauf ab, Risiken durch eine 









                                                          
149  Jonen,  Andreas  (2007):  Semantische  Analyse  des  Risikobegriffs  –  Strukturierung  der  betriebswirtschaftlichen 
Risikodefinitionen  und  literaturempirischen  Auswertung,  Beiträge  zur  Controlling‐  Forschung,  Prof.  Dr.  Lingnau, 
Volker (Hrsg.), Nr.11, Lehrstuhl für Unternehmensrechnung und Controlling, TU Kaiserslautern, S.10 
150  Vgl. Hansmann,  Klaus;  Sellner Dieter  (2007): Grundzüge  des Umweltrechts,  in:  Arbeitskreis  für Umweltrecht 
(Hrsg.): Beiträge zur Umweltgestaltung, Band A 161, Schmidt Verlag, Berlin, S.422ff. 
151 Vgl. Jonen, Andreas (2007): Semantische Analyse des Risikobegriffs – Strukturierung der betriebswirtschaftlichen 








Unfallfaktoren  möglich  ist.155  Risiken  zeichnen  sich  dabei  durch  eine  geringe  Realisierungs‐


















und Schutzgüter zu  finden, deren  individuelle und  in gegenseitiger Abhängigkeit betrachtete 
Entwicklungen  zu  Dimensionsveränderungen  geführt  haben.  Der  Schadensbegriff  entfaltet 
eine normgebende Bedeutung, da er auf ein zu bewertendes Objekt bezogen wird und so auf 
eine Wertung  zurückzuführen  ist, die eine  relative Position gegenüber einem Schutzgut ein‐
nimmt. Hierbei gibt es definitions‐ und entwicklungsbedingte Unterschiede, die diese Haltung 
zusätzlich ausprägen und hier kurz umrissen werden sollen, so dass einerseits die  inhaltliche 
Bandbreite  dargestellt,  andererseits  aber  auch  der  differenziert  zu  betrachtende Gefahren‐ 
und Risikobegriff im Schadensbereich fortgeführt wird.160 
 
                                                          
155  Vgl.  Reich,  Andreas  (1989):  Gefahr‐Risiko‐Restrisiko.  Das  Vorsorgeprinzip  am  Beispiel  des  Immissionsschutz‐
rechts, Werner‐ Verlag, Düsseldorf, S.106ff. 
156 Reich, Andreas  (1989): Gefahr‐Risiko‐Restrisiko. Das Vorsorgeprinzip  am Beispiel  des  Immissionsschutzrechts, 
Werner‐ Verlag, Düsseldorf, S.109. 
157  Schmidt,  Johannes  F.K.  (1997):  Politische  Risikoregulierung  als  Risikoerzeugung?  Zur  Bedeutung  von Gefähr‐
dungshaftung und Versicherung im Rahmen gesellschaftlicher Risikobearbeitung, in: Hiller, Petra (1997): Risiko und 









Aus  naturwissenschaftlicher  Sicht  sind  Schäden  physisch messbare,  unerwünschte  Verände‐
rungen, die durch einen gesellschaftlichen Bewertungsprozess hinsichtlich  ihrer quantitativen 
und  qualitativen  Ausprägungen  bestimmt  werden.  Die  Umweltwissenschaften  sehen  den 
Schadensbegriff vor allem unter dem Aspekt der Ökozentrik und daher  in einer Fokussierung 












senden  Schadens. Dabei  trennen  sich  inhaltlich  die Risikobegriffe  voneinander,  die  zu  einer 
entscheidungsbezogenen oder informationstheoretischen Aussage tendieren. 
Der  informationstheoretische Ansatz beschreibt das Risiko  im Zusammenhang mit einer  sys‐
tembasierten Unvollkommenheit der  Informationen bei Entscheidungen. „Bei Risiko kann die 




zu  Schäden  führen  können.  „Im  Bereich  der  Technik  hat  der Mensch  aber  besonders  hohe 
Schadenspotentiale aufgebaut […]“163, was zu einer gezielten Regulierung entstehender Risiken 
in diesem Zusammenhang führt. 
Beim entscheidungsbezogenen Ansatz wird  „das erkannte Risiko  […]  in der Regel durch Ab‐




                                                          
161 Greiving, Stefan (2002): Räumliche Planung und Risiko, Gerling Akademie Verlag, München, S.15. 
162 a.a.O., S.12. 


















Handhabbarmachung  bestimmter, mit Unsicherheiten  verbundener  Prozesse  oder  Zustände 
niederschlägt.  Die  Produktion  von  Sicherheit,  als  eine  Grundbedingung  und  Triebfeder  für 
Handlungen und Entwicklungen, lässt sich somit im Eingehen und in der Bewältigung von Unsi‐
cherheiten  in  Form  von  Risiken  nur  realisieren,  „wenn  die  Fähigkeit  zum  (zweck)rationalen 
Abwägen  isolierbarer Unsicherheitsfaktoren  ausgebildet  ist.“168  In  diesem  Kontext  steht  die 
Operationalisierbarkeit von Risiken und die damit verknüpfbaren Positionierungen durch Vali‐














ausmaß und  ‐umfang  stark differieren kann.  Inwieweit  sich diese Annahme  zu einer Gefähr‐
                                                          






Petra  (1997): Risiko und Regulierung  ‐ Soziologische Beiträge  zu Technikkontrolle und präventiver Umweltpolitik, 
Band 1317, Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main, S.195ff. 
170  Luhmann, Niklas  (1997): Grenzwerte  der  ökologischen  Politik  –  Eine  Form  von  Risikomanagement,  in: Hiller, 



















te  und  indirekte  Ausfälle  der  Produktion  sowie mögliche  ökologische  Auswirkungen.  Sozio‐ 
ökonomische Konzepte der Vulnerabilität untersuchen dagegen politische, ökonomische, ge‐
sellschaftliche und psychologische Aspekte, die  sich  auf die Anfälligkeit der Gesellschaft  ge‐
genüber Natur‐ und  Technikgefahren  auswirken und deren Möglichkeiten  zur Vorsorge und 
Risikobewältigung  einschränken.173  Zudem  existieren  Konzepte,  die  den  Begriff  aus  einem 








bedingt  gleichzeitig  eine  vorsorgende  Bewältigung  der  Risiken.  „Denken  in  Kategorien  von 
Risiko setzt ein Mindestmaß an Gestaltbarkeit von Zukunft und damit die Vermeidbarkeit von 
negativen  Ereignissen  durch  Vorsorge  voraus.“175 Dabei  steht  dem  Risikogedanken  und  der 
damit verbundenen Vorsorgeorientierung der konkrete  Individualschutz  im Sinne der Gefah‐
renabwehr gegenüber. Hierbei wird auf eine qualitative Zuordnung von Kontextbezügen und 
                                                          
172 Hansmann, Klaus; Sellner Dieter (2007): Grundzüge des Umweltrechts, in: Arbeitskreis für Umweltrecht (Hrsg.): 
Beiträge zur Umweltgestaltung, Band A 161, Schmidt Verlag, Berlin, S.422. 
173 Vgl. Weichselgartner,  Jürgen  (2002): Naturgefahren als  soziale Konstruktion. Eine geographische Beobachtung 
der gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit Naturrisiken, Shaker‐ Verlag, Aachen, S.127ff. 












reagieren zu können“  178  in dem diese  toleriert werden.  Im Sinne der Risikokonzepte aus der 
Systemtheorie wird nicht die Möglichkeit einer negative Entwicklung zu verhindern versucht, 














zung durchgeführt. Diese  verbindet unterschiedliche Bewertungskriterien  zu  einem Gesamt‐





Diesem Gedanken  entspricht  die  Teilung  in  eine  Erkenntnis‐  und  eine  Handlungsebene  zur 














Dabei  ist die Maßfindung und  ‐festlegung Teil eines gesellschaftlich‐ politischen  sowie  tech‐



















 die  Reversibilität,  als  die Möglichkeit  einer Wiederherstellung  des Geschädigten 
sowie  


















Für  die  Bestimmung  objektivierbarer  Risiken  als  eine  „soziale  Konstruktion  von  Unsicher‐











Risiko  (Eintrittswahrscheinlichkeit  und  Schadensausmaß  sind  be‐
kannt) 




Aufgrund  ihrer Quantifizierbarkeit  und  vor  dem Hintergrund  unerwünschter  bzw.  negativer 
Entwicklungen,  sind  insbesondere  Schadensaspekte und die damit  in Verbindung  stehenden 






In diesem  Zusammenhang  ist  ein  Störfall, hinsichtlich  der Verhinderung  schädlicher Auswir‐
kungen oder Folgen, ein nicht realisierter Unfall.187 Der Unfall wird im Zusammenhang mit Risi‐
ken und Gefahren  als eine Realisierung über die Anbindung  an einen bestimmten Grad der 
Eintrittswahrscheinlichkeit  verstanden.  Innerhalb  dieses  Verständnisses  wird  zwischen  der 
objektiven Unfallwahrscheinlichkeit sowie der subjektiven Wahrscheinlichkeit der Unfallursa‐









chen unterschieden. Objektivierte Wahrscheinlichkeiten  resultieren  aus einer  Zusammenfas‐
sung und dem Vergleich aufgetretener Schäden  in einem bestimmten, anlagenbezogenen Zu‐
sammenhang,  ohne  eine Differenzierung  der Unfallursache  vorzunehmen.  Subjektive Wahr‐
scheinlichkeiten finden sich in der Eruierung von Unfallursachen und der damit in Verbindung 
stehenden Unfallverhütung durch abgestimmte Schutzmaßnahmen. 




Gesamtrisiko  zusammengefasst, wobei Aussagen  zu Versagensarten und  ‐häufigkeiten unter 
wahrscheinlichkeitsbasierten  Annahmen  getroffen  werden.  Technische  Risikoanalysen  inter‐
pretieren heterogene Systeme als eine Vielzahl von Zusammenhängen bzw. Möglichkeiten und 




und  somit einen  abwägungsrelevanten, wertenden Bezug  aufweisen.188 Hierbei  trifft der er‐
wartete Nutzen aus dem Technikeinsatz auf die damit verbundenen Risiken bzw. Gefahren  in 
Form von Unfallfaktoren, die einer eindeutigen Stellungnahme bedürfen. In Abgleich mit dem 
zu  treffenden  Aufwand  werden  einerseits  der  Nutzen,  andererseits  die  Praktikabilität  des 
technischen Systems in Frage gestellt. 
In diesem Sinne findet der Begriff des „Störfalls“ insoweit Anwendung, als dass Unfälle grund‐
sätzlich  nicht nur durch  systeminterne Ursachen,  sondern  ebenfalls durch  externe  Faktoren 
verursacht werden  können.  Letztere  sind  durch  eine Abschichtung  hinsichtlich  der  Eintritts‐
wahrscheinlichkeit zu ermitteln und zu berücksichtigen, was zu einem Ausschluss von unkalku‐
lierbaren  Unfallursachen  hinsichtlich  der  Komponenten  Zeit,  Dauer,  Ausmaß  und  Intensität 





























sentlichen  die  Unfallursachen  und  versucht  somit,  eine  zukünftige  Entwicklung  oder  einen 







































In  der  ingenieurwissenschaftlichen  Herangehensweise  zur  Bestimmung  einer  hinreichenden 
Risikovorsorge und Schadensvermeidung kommen deterministische und probabilistische Me‐
thoden zum Einsatz, die eigenkonzeptionelle Verbindungen zur Expositionsabschätzung verfol‐
gen. Hierbei wird  eine unter  Sicherheitsaspekten  vorzunehmende Bewertung  eines  Systems 
oder einer Funktions‐ oder Organisationseinheit durchgeführt. Gemeinsame Grundlage beider 
Methoden  ist die Analyse der  Systeme oder Einheiten,  so dass die Komponenten  sowie die 
notwendigen systembedingten Kausalverknüpfungen ermittelt werden. 
Das erste Element  ingenieurwissenschaftlich‐ technischer Risikoabschätzung betrifft die Kom‐
plexität  als eine Verkettung  von Ursache und Wirkung,  in der  viele  intervenierende Größen 
wirksam  sind. Diese  stärken  oder  schwächen  die  Beziehung,  so  dass  aus  der  beobachteten 
Wirkung nicht direkt rückgeschlossen werden kann, welche Ursache hierfür verantwortlich ist. 
Die Komplexität verweist auf Kausalzusammenhänge, die nur schwer zu  identifizieren und zu 
quantifizieren  sind. Grund  hierfür  können  interaktive  Effekte  zwischen  einer Vielzahl  an  ur‐
sächlichen Faktoren sein, mehrfache Synergien oder lange Verzögerungszeiten zwischen Ursa‐
che(n) und Wirkung(en). 
Das  zweite  Element  ingenieurwissenschaftlich‐  technischer  Risikoabschätzungen  betrifft  den 
Grad der Unsicherheit. Die meisten Risikoabschätzungen beruhen auf der Annahme, dass nur 
selten  deterministische,  d.h.  festgelegte  Ursache‐  Wirkungsketten  existieren.  Gleiche  oder 
ähnliche Expositionen können bei unterschiedlichen Individuen zu einer Vielzahl unterschiedli‐
cher Reaktionen  führen. Die Unsicherheit umfasst zum einen systematische Fehler sowie die 
Variationen  individueller expositionsverbundener Reaktionen,  zum anderen  resultiert  sie aus 
der Unbestimmtheit und dem Unwissen, die aus der Unvereinbarkeit von Messungen und Wir‐
kungen  resultieren.  Diese werden  gezielt  nur  in  bestimmten  Systemgrenzen  analysiert  und 
systemübergreifend ermittelt, wobei externe Einflüsse und Wirkungen unbeachtlich sind. 









ge der Akzeptabilität dieser  Ergebnisse.  In  ihrem  Kern  sind dabei politisch‐  gesellschaftliche 
Diskussionen angesprochen, die sich auf pluralen Interessen‐ und Wertstrukturen begründen. 
Komplexität und Ungewissheit begünstigen die Entstehung von diesen Mehrdeutigkeiten. Dies 
führt  nicht  selten  zur  Ausformulierung  unterschiedlicher  entscheidungsverbundener  Bewer‐
tungen und damit zu aversen, neutralen und zustimmenden Einstellungen gegenüber Risiken. 
 
Die  Bestimmung  der Anforderungen  an  eine  ausreichende  Schadensvorsorge wird  in  unter‐
schiedlichen Konzepten umgesetzt, die inhaltliche Ergänzungen bzw. Erweiterungen darstellen. 
Grundsätzlich wird zwischen einem qualitativen bzw. quantitativen Ansatz der Risikoabschät‐
zung  unterschieden,  die  in  eine  auswirkungs‐  oder  risikoorientierte  Betrachtungsweise  und 
Risikonäherung gefasst werden. Dabei werden der auswirkungsorientierten Variante bestimm‐
te Grundannahmen  zugesprochen, die die  analytische  Schadensbestimmung  im Hinblick  auf 













thodik  auf, die  sich  auf bestimmte Anlagentypen und  somit  auf  eine  abstrakte Betrachtung 
damit  in Zusammenhang  stehender bekannter oder vermuteter Gefahrenpotentiale und Ge‐
fahrenfaktoren  konzentriert.195  Durch  die  deterministische  Expositionsabschätzung  wird  ein 
technisches,  qualitativ  ausgelegtes  Konzept  verfolgt,  das  den  unbedingten  Schutz  potentiell 
Betroffener anstrebt. Dabei werden Abweichungen von den realen Werten in Kauf genommen, 
um  durch  teilweise  starke  Überschätzungen  der  tatsächlichen  Exposition  den  unbedingten 
Schutz  der Betroffenen  zu  erreichen. Hierbei wird  eine Maximierung  der Auswirkungen  be‐




















entsprechen.196  Diese  Ermittlung  teilt  den  Bereich  der  Risikoabschätzung  im  vorliegenden 
Schutzzusammenhang  in zwei Zonen: Eine Zone,  in der Auswirkungen und Folgen eines reali‐
sierten Risikos  in  Form  einer Gefahr  oder  eines  Schadens wirksam werden  können. Hierbei 
definiert der diskrete Wert 1 den Schutz durch die Annahme eines absoluten Abstands, der 




einheitlich  auf  die  betrachteten  bzw.  bestimmbaren  Flächen.  Hierbei  ist  der  Einfluss  des 
„Stands der Technik“  in Verbindung mit der Effektivität dieser Maßnahmen  zur Bestimmung 
des Abstands von besonderer Bedeutung. Dabei wird das  räumlich  feststellbare Ausmaß der 
Unfallfolgen  hinsichtlich  unerwünschter Wirkungen  festgestellt  und  ein Regulatorium  instal‐
liert, das die Wirkungen verhindert oder begrenzt. 
Daneben besteht eine andere Zone, die hiervon vollständig  freigehalten wird.  In diesem Zu‐
sammenhang  steht das Konzept  in einer herausgehobenen Stellung, da  sich die Erfahrungen 




                                                          
196 Vgl. Sparwasser, Reinhard; Engel, Rüdiger; Voßkuhle, Andreas (2003): Umweltrecht ‐ Grundzüge des öffentlichen 
Umweltschutzrechts, C. F. Müller Lehr‐ und Handbuch, Müller Verlag, Heidelberg, §7, Rn.204ff. 






In  dieser  Methode  soll  die  Intensität  potentieller  Unfälle  bewertet  und  ihre  Eintrittswahr‐
scheinlichkeit geschätzt werden. Das Risiko wird hierbei als eine Kombination der Folgen un‐
terschiedlicher potentieller Unfälle sowie ihrer Eintrittswahrscheinlichkeiten dargestellt. Dabei 





lichkeit  des  Eintritts  darstellt.  Dieser  Ansatz  verfolgt  die  prognostische,  quantitativ  gezielte 
Ermittlung  und  Zusammenschaltung  von  Ereignissen  zu  Ketten  und  somit  zu  Gesamtwahr‐
scheinlichkeiten  hinsichtlich  stochastischer Modelle,  die  bestimmte  Entwicklungen  aufgrund 













eine  relative  Betroffenendichte  um  eine  potentielle Unfallstelle  ermittelt.  Individuelles  und 
gesellschaftliches Risiko werden dabei oftmals parallel betrachtet, um eine kausale Überlage‐
rung  von  Entitäten  darzustellen, was  etwa  in  der  Einhaltung  individueller  bei  gleichzeitiger 
Verletzung gesellschaftlicher Risikokriterien möglich ist. 





lichkeitstheorie  verwendet. Dabei werden Unsicherheiten  nicht  beseitigt,  sondern  aufrecht‐
erhalten und  im Sinne der Risikobewältigung gestaltet. „Genauer geht es darum, Uneindeuti‐
ges  eindeutig,  Unkalkulierbares  kalkulierbar  und  Unkontrollierbares  kontrollierbar  zu  ma‐
chen.“198 Diese Ansicht folgt dem Ansatz der Nutzung von Beobachtungen auf der Ebene von 











zwischen  rekursiver Annexion und  zukunftsbezogener  Extrapolation durchgeführt, die  in die 
theoretische Entwicklung der Probabilistik überleitet, was durch die Betonung der Verfahrens‐
bestandteile  „Beweisbarkeit  […],  Notwendigkeit  […]  [und]  Exaktheit“200  unterstrichen  wird. 
Somit „wird die Wirklichkeit durch das Konzept der Wahrscheinlichkeit gleichsam virtualisiert 
und in einem Raum von konkurrierenden Möglichkeiten aufgelöst.“201 
Dieses Konzept  versucht, die  gesamte Variabilität der Daten  abzubilden und damit  zu  einer 
Darstellung aller möglichen oder denkbaren Ausprägungen  in den Entwicklungsmöglichkeiten 
zu  gelangen. Der  Prozess  der  quantitativen Risikoanalyse  klärt  die möglichen Auswirkungen 
von Risikoereignissen und verbindet diese mit einer numerischen Einstufung. Die quantitative 
Risikoabwägung  greift  dabei  auf  Methoden  wie  etwa  die  Monte‐  Carlo‐  Simulation,  die 
Schmetterlingsknotenanalyse  (Bow‐  Tie‐  Analysis)  oder  die  Entscheidungsbaumanalyse  zu‐
rück.202 Mit Hilfe dieser Methoden lassen sich mögliche Entwicklungen und deren Wahrschein‐
lichkeiten quantifizieren. Zudem  sind  so Wahrscheinlichkeiten  zu bestimmen, mit denen be‐
stimmte  Zielwerte  erreicht werden. Daneben  sind  Risiken  zu  identifizieren,  die  größte  Auf‐
merksamkeit erfordern und  in  ihrem  individuellen Beitrag zum Gesamtrisiko beziffert werden 
können. Im Gegensatz zur deterministischen Risikoabschätzung wird eine relative Risikovertei‐
lung von Schadensausmaß und Ereignishäufigkeit in Bezug zu Exposition und Vulnerabilität des 
Risikobetroffenen  dargestellt.  Probabilistische  Verfahren  ermöglichen  daher  ein  Gesamtbild 
der Risiken und konzentrieren sich nicht nur auf Extremsituationen. Die daraus entstehenden 
Vorteile für die folgende Risikobewertung sind im Angebot einer realistischen risikobezogenen 




                                                          
199 Hierzu zählt auch die Annahmen des Axiomensystems nach KOLMOGOROFF, das die Abhängigkeit von Teilsyste‐















ren  Dimensionierung  oder  Realisierung.  Der  probabilistischen  Methode  folgend  wird  diese 
Herangehensweise durch die Beachtung der Eintrittswahrscheinlichkeiten und den mit Szena‐
rien verbundenen Schadensausmaßen quantitativ erweitert. Hierbei bilden die einzuhaltenden 




                                                          
203 Basta, Claudia; Struckl, Michael; Christou, Michalis (2008): Implementing Art.12 of the Seveso II Directive: Over‐














hängen  eng  zusammen.  Hier  kommen  individuelle  Einstellungen  und Werthaltungen  in  der 
Risikoanalyse zum Ausdruck, die sich aus den  jeweiligen Zusammenhängen und Einstellungen 
der Betroffenen ergeben.204 Die selektive Wahrnehmung technischer Risikoanalysen soll durch 
die Verknüpfung  zu  sozial‐  gesellschaftlichen, psychologischen oder  kulturellen Perspektiven 
erweitert und hinsichtlich der Qualität und Dichte der Aussagekraft verbessert werden. Hierfür 
werden geprägte Einstellungen und Werthaltungen gegenüber dem mit Risiken verbundenen 
Nutzen  thematisiert und  im Bereich der  Entscheidungslogik  eingeordnet.205 Dazu  zählen die 
ebenso  grundsätzlichen  wie  auslösenden  Momente  für  subjektive  Einstellungen  und  deren 
Verknüpfung zu Gesamtsystemen. Somit  ist der Grad der Exposition gegenüber einem Risiko 
eine Emulsion aus objektiv  zu bewertenden  Informationen und deren Rezeption hinsichtlich 
individueller  Erwartungen  und  auslösender Momente.206 Diese Haltung  entspricht  daher  im 
besonderen  Maß  den  komplexen  Zusammenhängen,  die  sich  der  eindimensionalen  techni‐
schen Analyse entziehen können und somit erheblich zur „Beurteilung der Riskanz von Aktivi‐
täten oder Ereignissen“207 beitragen. Eine Vergleichbarkeit der analysierten Risiken  ist daher 
nur  in qualitativem Maßstab, nicht  in quantitativen Werten möglich, da  sich kein  situations‐
übergreifendes Einheitsmuster einstellen kann, das einen direkten dimensionsbedingten Ver‐
gleich zulässt. 
Die  Politisierung  der  Ergebnisse  sozialwissenschaftlicher  Risikoanalysen  lässt  in  diesem  Zu‐
sammenhang  vor  allem  zwei  konzeptionelle Gesichtspunkte  deutlich werden: Hierzu  zählen 
einerseits der bereits benannte objektivistische Ansatz sowie andererseits die Teilung der Ana‐
lyseeinheiten in Individuum und soziale Aggregation.208 Dies betrifft die Akzeptanz bestimmter 
Risiken  und  deren  entscheidungsbezogene  Einordnung,  die  sich  in  einer  Erwartungshaltung 
gegenüber  den  Folgewirkungen  von  Risiken  und  der  entsprechenden  Exposition  gegenüber 














sierung, Globalisierung, Entgrenzung und Anonymisierung von Risiken  im  sozialen,  zeitlichen 











Wünschen usw. bestimmt.“211 Die Risikowahrnehmung bezieht  sich daher  auf  die möglichst 
umfassende Registrierung risikospezifischer Merkmale, die auf Einschätzungen und Informati‐





beeinflussen.  Der  Erkenntnisgewinn  ist  in  der  wahrnehmungsbezogenen  Risikoabschätzung 
eine Verbindung aus objektiv belegbaren und  subjektiv erfahrenen Werten.213 Dabei kommt 
der  eigenständigen  Erkennung  und Besetzung  von  Standpunkten und Risikobestandteilen  in 







sprechend  antizipieren.  „Ob  also  ein  Risiko  als  zumutbar  gilt,  richtet  sich weniger  nach  der 





































um handhabbar  zu  sein.“220 Gemeinsames  Edikt dieser unterschiedlichen Verständnisse und 
Herangehensweisen  ist die „normative Bedeutung […] [des Schadensbegriffs], da er auf einer 







Risikoanalyse  als Grundlage  des  Vergleichs  relativer  Risiken  und  der  Verknüpfung  zu Hand‐











lungsmöglichkeiten  mit  dem  geringsten  Erwartungswert  von  Schadensereignissen  auch  die 
Anbindung von individuellen und kollektiven Risikowahrnehmungen zur Beurteilung eines Risi‐
kos.222  In einer weiteren Betrachtung  führt dies zur Abwägung und Relativierung bestimmter 





sich  darin,  dass  die  Chancenwahrnehmung  grundsätzlich  Ausdruck  individueller  Freiheit  ist 
[…].“224 „Die Höhe der gerade noch  tolerierten Schadenswahrscheinlichkeiten wird dabei sel‐








rum  die  Trennung  in  entscheidungsunabhängige  Gefahren  und  handlungsabhängige  Risiken 




auf  die  Verbindung  objektiver  und  subjektiver  Risikoelemente,  die  die  Bewertung  inhaltlich 
qualifizieren und somit messbare und nicht‐ messbare Aspekte vereinen kann.229 
Insbesondere die bereits genannte Zeitkomponente bei Schäden, die aufgrund unvollständiger 
Informationen  oder  Ungewissheit  hinsichtlich  der  Zusammensetzung  oder  Auswirkung  von 
Risiken entstehen, hängt mit der Abnahme der „Zurechenbarkeit, Überschaubarkeit und Bere‐





224  Jonen,  Andreas  (2007):  Semantische  Analyse  des  Risikobegriffs  –  Strukturierung  der  betriebswirtschaftlichen 














chenbarkeit mit wachsender  zeitlicher Entfernung“230  zusammen. Damit  tritt eine Entkoppe‐
lung  „von  Handlungen  und  Handlungsfolgen“231  in  „zeitlicher,  sachlicher  und  sozialer  Hin‐
sicht“232  in Risikosystemen ein, die sich durch eine komplexe  räumliche, zeitliche und soziale 
Verteilung  von  Entscheidungen  bzw.  Handlungen  und  den  damit  verbundenen  Folgen  aus‐
zeichnen.233 Dies  kommt  besonders  zum  Tragen, wenn  ein  gewisses  Komplexitätsniveau  er‐









menhang  mit  unsicheren  Informationen  als  Bewertungsgrundlage  kommt  dem  Vorsorgege‐
danken erhebliche Bedeutung zu. „Denn Vorsorge betrifft den Umgang mit wenig bekannten 
oder  schlecht  einschätzbaren Risiken  [und] unsicherer  Kenntnislage  […]. Vorsorge  setzt  also 
bereits mit einem großen Abstand unterhalb des Schadeneintritts ein  […].“235 Unter Berück‐
sichtigung des normativen Schutzaspekts der Risikovorsorge kommt der Standardsetzung zur  
Erzeugung  von  bewertbaren  und  vergleichbaren  Maßstäben  besondere  Bedeutung  zu.  Auf 
Grundlage dieser Wertmaßstäbe zur politischen Entscheidungsbildung werden einerseits  risi‐
kobetroffenenbezogene  Auswirkungen  sowie  andererseits  risikoquellenbezogene  Sanktions‐
folgen  beurteilt  oder  daraufhin  verschiedene  Maßnahmen  der  Risikobewältigung  ausgelöst 
und  legitimiert.236 Dabei entfaltet sich ein Spannungsbogen zwischen „einem wertenden Sub‐
jekt und der Sacherkenntnis.“237 Dieses Verhältnis wird zum einen durch die Benennung eines 





233  Vgl.  Héritier,  Adrienne  (1997): Umweltregulierung  im Wandel  ‐  Regulierungsvielfalt  und  die Möglichkeit  der 






























nicht überschritten werden239. Hierin  verschwimmt  die  Trennung  zwischen  empirisch  beleg‐
tem, tolerierbarem Risiko und dem politisch festgestellten Bereich des Restrisikos. Eine Unter‐
teilung der Bewertung und der darauf aufbauenden Entscheidung stellt daher die Möglichkeit 
dar, Risikoerwägungen  in die  fachliche Bewertungsebene und Vorsorgeaspekte  in die politi‐
sche Entscheidungsebene als Güterabwägung einzuflechten. 
 









mit  festgelegten Bewertungs‐ und Beurteilungsparametern bereitstellen,  sondern  im Zusam‐
menhang mit  einem  zielorientierten  Ansatz  die  Verknüpfung  zu  Folgewissen  schaffen,  dem 









lungen  – Argumente  für  die mit  geringeren  Risiken  verbundenen Handlungs‐  und  Entschei‐
dungsoptionen zu  liefern. Im Wesentlichen betrifft dies die Akzeptanz technischer Risiken so‐















                                                          
240 Renn, Ortwin et al.  (2007): Risiko. Über den gesellschaftlichen Umgang mit Unsicherheit, Oekom Verlag, Mün‐
chen, S.90. 
241  Jonen,  Andreas  (2007):  Semantische  Analyse  des  Risikobegriffs  –  Strukturierung  der  betriebswirtschaftlichen 







Die  in  der  Entscheidungsanalyse  gebundenen  Verfahren  beruhen  auf  der  Rekonstruktion 
menschlicher  Entscheidungen  und  der  damit  verbundenen  Bewertung  der  zu  erwartenden 
Handlungsfolgen. Die damit verbundenen Risiken und  ihre Eintrittswahrscheinlichkeiten wer‐
den  in Korrelation zu  individuellen Nutzwerten gestellt. Bei bereits  festgestellten Zielen kann 
eine  darauf  eindeutig  abgestimmte  Auswahl  an Handlungsmöglichkeiten  bestimmt werden. 
„Darüber hinaus wird durch die Offenlegung von Zieldimensionen, Zielbewertungen und Ge‐
wichtungen die Transparenz des Entscheidungsprozesses für die Öffentlichkeit verbessert und 













diesem abgestuften  System generieren  sich die Bereiche und  ihre Grenzen  als  Funktion  aus 









Schadensausmaß  zu  rechnen. Hierbei übersteigt der  erwartete Nutzen das damit  in Verbin‐
dung  stehende Risiko. Hierzu  zählen  handhabbare Risiken, die  auf  eine  geringe Ausprägung 
statistischer  Unsicherheiten  sowie  eine  geringe  Komplexität  und  Eintrittswahrscheinlichkeit 


































und Übergänge dient das Ampelmodell, das dabei helfen  soll,  „den Bewertungsvorgang  [zu] 
erleichtern und besser [zu] strukturieren […].254, 255 
 
















Um  neben  den  Kriterien  Schadensausmaß  und  Eintrittswahrscheinlichkeit  das  Beurteilungs‐
spektrum für Risiken zu verbreitern und damit die Klassifikationsmöglichkeiten zu verfeinern, 












Das  Mobilisierungspotential  spiegelt  einerseits  die  Einsatzbereitschaft  von  Individuen  oder 
Gruppen wider, die sich durch die Folgen von Risiken in ihren persönlichen oder gemeinschaft‐













möglicher  Gefahrenquellen  beinhaltet,  entspricht  die  Risikoregulierung  der  konsequenten 
Berücksichtigung von Ungewissheit und Unwissenheit über Ereigniszustände, deren Verläufe 
sowie Zeit und Ausmaß  ihres Auftretens. Als Bestimmungsgröße  fallen die Faktoren Eintritts‐
wahrscheinlichkeit  und  Schadenshöhe  für  die  Vorsorgemaßnahmen  besonders  ins  Gewicht. 
Die Kenntnis beider Faktoren ist unbedingter Bestandteil der Bestimmung von Risiken, da etwa 
das  Unwissen  über  den  Schaden  und  dessen  Höhe  zu  einer  Unterschätzung  des  Schadens 











sende  Risikobewältigung,  die  eine  entscheidungstheoretische  Logik  weiterführt.  Auf  dieser 
Basis werden die Möglichkeiten der Risikoregulierung unter den angesprochenen Rahmenbe‐
dingungen  der  Risikoanalyse  und  der  Betroffenheiten  sowie  der  Risikobewertung weiterge‐
führt und systematisch miteinander verknüpft. Im Wesentlichen zielt das Management auf die 
Bewältigung konstatierter Risiken durch die „Auswahl, Bewertung und Umsetzung […]“260 be‐
stimmter Maßnahmen  ab. Die Auswahl dieser Maßnahmen ergibt  sich einerseits  aus einem 
entscheidungsanalytischen Abwägungsprozess, andererseits aus den Verfahren der Risikobe‐
wertung zur Bewältigung der  informationsbedingten Unsicherheiten, womit so der vorsorge‐











managements  zählen  ordnungsrechtliche  Vorschriften,  ökonomische  Anreize,  kooperative 
Verhandlungslösungen oder  informative  Formen der Unterrichtung. Dabei beziehen  sich die 

















der Risikobewertung.“261 Dabei wird  keine einseitige  Informationsvermittlung  angesprochen, 
sondern eine dialoggeführte Vorgehensabstimmung darüber angestrebt, wie Risiken im Regu‐
lierungszusammenhang bewertet und bewältigt werden können. Sie dient auf der einen Seite 
der Schaffung und Erhaltung von Vertrauen und Akzeptanz  in die  Informationsvermittlung,  in 
die  handelnden Akteure  sowie  in  die  Strategieentwicklung. Auf  der  anderen  Seite  dient  sie 
dem Abbau von Vorurteilen und Hemmnissen bei der Zusammenarbeit. Die Verklammerung 
unterschiedlicher  Informationen zu Absichten,  Intentionen und Zielen  im Zusammenhang mit 
den  entstehenden  Risiken  und  Nutzen  führt  –  über  die  Rückkopplung  und  Informationszu‐
sammenführung  sowie  ‐verschneidung –  zu einer  Erweiterung der Möglichkeiten durch eine 
Vergrößerung der Alternativenauswahl. Die wesentlichen Akteure sind hierbei die Risikoquel‐
len, die Risikobetroffenen  sowie  „regulative  Instanzen“262  als Rahmensetzer  im Umgang mit 

















formationsbewertung,  die  den  Anforderungen  einer  sachlich  fundierten  Aufklä‐
rung  über Absichten,  Chancen  und Wirkungen  entspricht  sowie  zur  Information  
















 die  Glaubwürdigkeitsstrategie  zur  Schaffung  von  Überzeugungskraft  durch  die 
Vermittlung von Offenheit und Objektivität auf Seite des Verursachers oder Ent‐
scheiders sowie 
 die  Kooperationsstrategie  zur  Beseitigung  unterschiedlicher  Informationssach‐
stände  in Bezug auf entscheidungsrelevante Werthaltungen und verbundene Ziel‐
ansprüche  sowie  Intentionen  zur  Erzeugung  einer Grundlage  zur  Konfliktbeseiti‐
gung.267 
 
























cherheiten  in  einem  komplexen  Handlungs‐  und  Wirkungszusammenhang,  sondern  fordern 
auch  im selben Maß die Bereitstellung von Problemlösungskapazitäten zum Umgang mit die‐
sen  ein. Unsicherheiten  und  damit  systembedingte Risiken  sind  als  immanenter Bestandteil 
einer auf dynamische Fortentwicklung ausgerichteten Gesellschaft erwünscht, akzeptiert bzw. 
toleriert, soweit der Nutzen den gegenüberstehenden möglichen negativen Folgen überwiegt. 
Dabei  resultiert  aus dieser Resilienz ein nicht  kompensierbares Restrisiko, das  sich  aus dem 
Zusammenspiel  verschiedener  risikobezogener  sowie  genealogischer  Entwicklungsaspekte 





















tungen  aus  entsprechendem  Risikohandeln,  so  dass  ein  konsensualer  Ausgleich  zwischen 
handhabbaren  und  nicht‐  handhabbaren  Risiken  in  „kommunikativer  Verflüssigung“271  der 





wendig  ist. Die  Verbreiterung  der Wissensbasis  und  die  Kenntnis  bestimmter  Risikoaspekte 
wird der Kalkulierbarkeit und Bewertbarkeit,  in diesem Zusammenhang also der Bewältigung 
von Risiken,  zugerechnet. Dies  hat  zum  einen Auswirkungen  auf  die  entscheidungstheoreti‐
schen Unsicherheiten, deren Einflüsse gemindert werden und  somit Risiken  in den kausalen 
Zusammenhang von Wahrscheinlichkeiten bringen. Zum anderen  trägt die Vergrößerung des 
risikorelevanten  Wissens  nicht  nur  zu  einer  Verbreiterung  des  entscheidungstheoretischen 
Wissens bei, sondern beeinflusst durch die eingebrachten  Informationen die Komplexität  für 








































































Bei  Erreichen  eines Risikobereichs, der  aufgrund des  ermittelbaren  Zusammenhangs 
aus  Eintrittswahrscheinlichkeit  und  ‐zeitpunkt  sowie  des  damit  verbundenen  Scha‐














Diese  Strategie  fokussiert  auf  das  Restrisiko  als  Reduzierungsziel,  das  als  Folge  einer  abge‐
stimmten, systematischen Bewältigung von Risiken verbleibt und somit im Zusammenhang als 
vertretbar oder nicht‐ vertretbar bzw. als handhabbar oder nicht‐ handhabbar einzustufen ist. 






















Risikobestand bzw. Restrisiko  liegen  sich dabei nicht  im begrifflichen Sinne kontemplativ ge‐
genüber, sondern repräsentieren einen qualitativen und quantitativen Bereich des Risikos, der 











In  beiden  Strategien  finden  sich  relative Grenzmarkierungen,  die  jeweils  einen  bestimmten 
Absatz zum Umgang mit raumrelevanten Risiken bilden. Die Abwägung zieht bei den Vorsorge‐
strategien  einen  graduellen  Unterschied  zwischen  der  maßnahmenlosen  Frühwarnung  und 
den zu implementierenden strategischen Präventionen, die sich auf konkrete Maßnahmen zur 
Risikovorsorge  im Sinne des Schutzes überführen und  somit  formalisieren  lassen. Die Abwä‐
gung als Bestandteil des systematischen Umgangs mit Risiken  in den Entscheidungsstrategien 





der Verbesserung des  Schutzes nicht  signifikant optimierbar.  Im Bereich der  Entscheidungs‐










ko  ist auf  jeden Fall  für die Verwendung des Begriffes  in der  räumlichen Planung nur konse‐
quent und entspricht dem Verständnis von Planung […].“274 Entscheidungsvorbereitung sowie 
die  Entscheidungsherbeiführung  sind  als  Kernbestandteile  der  Raum‐  und  Stadtplanung  zur 
Erreichung einer ausgewogenen, gerechten und nachhaltigen Entwicklung des Raumes Optio‐
nen  zur  prozessbezogenen  Qualitätssteuerung  sowie  Optimierung  planerischer  Leistungen. 














tierenden  kollateralen,  sich  gegebenenfalls  verstärkenden  Auswirkungen.  Die  Unsicherheit 
hinsichtlich möglicher künftiger Entwicklungen  ist kontemplativ  im Zukunftsbezug und  in der 
Langfristigkeit  raumplanerischer  Entscheidungen,  ihrer  wertermittelnden  sowie  wertvermit‐
telnden  Arbeitsmethoden  und  ihrer  gestaltenden  Prozesse  und  Verfahren  enthalten.  Dabei 
liegt dem Risiko  stets eine  reale Gefahr  zugrunde und es bezeichnet die Folgen aus planeri‐
schen Entscheidungen, die im weiteren Subjektbezug zu Schäden führen können.278 Die Ermitt‐
lung  von  Risiken  fällt  in  den  Bereich wissenschaftlicher  Forschung, wohingegen  die  Bestim‐
mung gesellschaftlicher Werte eine Aufgabe der  Legislative darstellt.  Im planerischen Abwä‐
gungsprozess  lässt dies einen gewissen Gestaltungsspielraum offen.  „Da es  sich bei Planung 
                                                          
274 Greiving, Stefan (2002): Räumliche Planung und Risiko, Gerling Akademie Verlag, München, S.28. 
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allem des öffentlichen Rechts  (Verwaltungsrecht)  zurück.“280 Die Regulierung  als Bestandteil 
der Risikobewältigung hat  sich  in  ihren  sachlichen  Perspektiven und  inhaltlichen  Zielen  auf‐




diesem  Zusammenhang durch den Gefahrenverdacht ersetzt und –  in Verbindung  zur  Scha‐
densrestitution – das Verschuldens‐ durch das Gefährdungsprinzip und die damit verbundene 
Haftung abgelöst. 
Die politisch‐ normative  Steuerung  räumlicher  Entwicklung durch die Raumplanung  steht  in 
einem Kontext der Bewältigung des raumrelevanten Risikos  im Rahmen der Abwägung unter 
Zuhilfenahme  von  Bewertungs‐  und  Entscheidungsmethoden. Da  der  politische  Bereich  von 
Paradigmen und gesellschaftlichen Werthaltungen beeinflusst wird, ist die Entscheidung „Kon‐
vention  und  kann  damit Gegenstand  von  (Werte)Diskussionen  sein.“282 Dies hängt mit  dem 
komplexen Inhalt und Umfang der betroffenen Bewertungsbereiche zusammen sowie mit den 





tenen  Risiken,  bedient  sich  die  Raumplanung  des  verfahrensrechtlich  gebundenen  Abwä‐
gungsprozesses und der damit verbundenen entscheidungssystematischen Risikominimierung 
oder intendierten Beseitigung von Risiken durch Ermittlung, Analyse und Bewertung raumpla‐






                                                          
279 Greiving, Stefan (2002): Räumliche Planung und Risiko, Gerling Akademie Verlag, München, S.76. 
280  Schmidt,  Johannes  F.K.  (1997):  Politische  Risikoregulierung  als  Risikoerzeugung?  Zur  Bedeutung  von Gefähr‐
dungshaftung und Versicherung im Rahmen gesellschaftlicher Risikobearbeitung, in: Hiller, Petra (1997): Risiko und 
Regulierung  –  Soziologische  Beiträge  zu  Technikkontrolle  und  präventiver  Umweltpolitik,  Band1317,  Suhrkamp 
Verlag, Frankfurt am Main, S.279. 
281 a.a.O., S.287. 









chen  können,  ohne  dabei  eigene,  subjektiv‐  entscheidungsbezogene  bzw.  fremde,  objektiv‐ 
normative Risiken zu erzeugen oder Risikobestände zu erhöhen. 
Die notwendige Abstimmung zwischen der räumlichen Verteilung von Risiken sowie dem nut‐
zungsbezogenen Flächenanspruch wird  im Wesentlichen  im Rahmen  räumlicher Fachplanun‐
gen  entsprochen und  zählt bislang nicht  zum  systematischen  Entscheidungsprozess der  Pla‐





das Gesamtrisiko  auf  ein planungspraktikables Minimum  zu begrenzen. Mit  raumrelevanten 










kunft  und  damit  der  Vermeidbarkeit  von  unerwünschten  Ereignissen  durch  Vorsorge  vo‐
raus.“285 
Dabei trifft die Vorsorge nicht nur auf die Konstitution von Risiken zu, sondern im erheblichen 
Maß  auch  auf  die Verwirklichung  einer  nachhaltigen,  räumlichen  Entwicklung  und  den Auf‐ 
bzw.  Ausbau  von  Sicherungssystemen  gegen  die  möglichen  negativen  Auswirkungen.  Der 
Schwerpunkt dieser Systeme liegt auf der Schaffung einer Reaktionsbasis, womit auch bei „un‐
erwartete[n] Ereignisse[n]  keine  irreversiblen  Schäden hervorrufen.“286 Daher  verfolgen Risi‐
komanagement und Nachhaltigkeitspolitik  im Zusammenhang mit  ihren  jeweiligen Kontexten 
die Installation von Maßnahmen zur Erreichung bestimmter Ziele in unterschiedlichen Katego‐
rien oder Ebenen auf Basis bestimmter Entscheidungen. 
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Die Regulierungsmöglichkeiten des Risikomanagements  finden  sich  in planungsverfahrensge‐
bundenen  Beteiligungsprozessen  zur  Einbeziehung  unterschiedlicher Werturteile  und  gesell‐
schaftlicher  Standpunkte  der  umweltrelevanten  Aspekte  der  Nachhaltigkeitspolitik  wieder. 
Dabei ist die „Funktionalisierung der Natur zur produktiven Umwelt“287 und der damit verbun‐
dene  einseitige  Ressourcenverbrauch  und  die  Ressourcenbelastung  durch  Eintragungen  ein 
Maß zur Wahl der Tolerierbarkeit der Eingriffe hinsichtlich ihrer zeitlichen und systemrelevan‐





deutigen  Verfahren  zur  dauerhaften  Beeinflussung  der  menschlichen  Umwelt  verstanden, 
sondern sind kommunizierbarer und diskursiver Bestandteil einer gesamträumlichen, integrier‐
ten Raum‐ und Stadtentwicklung, deren  immanente Risiken einer systematischen Begegnung 
bedürfen.  „Abwägung dient  […] der Erhaltung bzw. Gewinnung  von Entscheidungsspielraum 
als eine Strategie der Kompensation von Unsicherheit durch Flexibilität […].“288 
Zudem treten raumplanungsrelevante Entscheidungen  in der Bestimmung von Siedlungs‐ und 
Gewerbestandorten  mit  risikorelevanten  Innen‐  und  Außenwirkungen  auf,  deren  räumliche 
Ausformulierung sich in einer relativen Nutzungsverortung und absoluten Nutzungszuordnung 
niederschlägt. Die Abwägung  zwischen Handlungsoptionen  setzt  immer  eine  normative Ge‐
wichtung  zwischen den unterschiedlichen Zieldimensionen voraus, die  in einem politisch be‐
wegten,  diskursiven  Prozess  zur Verbindung  von  Entwicklungsabsichten  und  den  damit  ver‐
bundenen  Risiken  und  gesellschaftlichen Werten  erarbeitet werden  und  in  Entscheidungen 












                                                          
287 Renn, Ortwin  (2009);  Integriertes Risikomanagement  als Beitrag  zu einer nachhaltigen  Entwicklung,  in: Popp, 
Reinhold; Schüll, Elmar; Kreibich, Rolf (Hrsg.) (2009): Zukunftsforschung und Zukunftsgestaltung, Beiträge aus Wis‐
senschaft und Praxis, Wissenschaftliche  Schriftenreihe  Zukunft und  Forschung des  Zentrums  für  Zukunftsstudien 
Salzburg, Band 1, Springer Verlag, Berlin, Heidelberg, S.557. 
288 Greiving, Stefan (2002): Räumliche Planung und Risiko, Gerling Akademie Verlag, München, S.80. 






betrifft  dies  die  nicht  vollständig  abzusichernde  Zukunftsprojektion,  zum  anderen  die  durch 
hoheitsstaatliches Handeln geforderte Legitimation und Überprüfbarkeit von Entscheidungen 
sowie  ihren Grundlagen  im  Zusammenhang mit öffentlichen  Schutzpflichten  gegenüber uni‐
versellen  und  individuellen  Rechtsgütern.  „Grundrechtliche  Schutzpflichten  gewähren  zwar 




baren  räumlichen  Komponenten  von  Risiken,  die  eine  spezifische  räumliche  Ausbreitungs‐ 
bzw.  Auftretenscharakteristik  aufweisen  und  durch  den  Instrumenteneinsatz  auf  Ebene  der 
Raum‐ und Stadtplanung präventiv bewältigt werden können. Hier steht der durch die Raum‐ 



















quellen  und  Betroffenen  sowie  hinsichtlich  ihrer  möglichen  Auswirkungen  als  wenig  be‐
herrschbar und sind mit erheblichen Unsicherheiten belastet. „Konflikte um die Risiken neuer 
Technik sind endemisch in modernen Gesellschaften.“291 Sie sind dementsprechend mit gesell‐









sondern  im gleichen Maß auch  ihre Ursache  sein können.  „Risiken  sind eine unvermeidbare 
Begleiterscheinung  des  menschlichen  Daseins.  […]  Manchen  Risiken  kann  sich  der  Mensch 
kaum oder nicht entziehen, andere werden absichtlich hingenommen, weil nur so bestimmte 
Nutzeffekte  realisiert werden  können.“292 Dies betrifft  auch die Verteilung  von Nutzen oder 
Chancen  aus  den  angestoßenen  Entwicklungen  sowie  die  Zuordnung  von  Risiken, Gefahren 
oder möglichen Schäden. Die Anwendung von Techniken mit  raumbezogenen Auswirkungen 
erzeugt also ambivalente Ergebnisse. Sie schafft neben den Risiken auch Chancen, welche auf 









ihr  Versagen,  nicht  prognostiziert  und  somit  Maßnahmen  der  Schadensverhütung  oder  ‐
begrenzung nicht antizipiert werden. Drittens sind Schadensrealisierungen aufgrund ihrer zeit‐
lichen Langfristigkeit und wirkungsbezogenen Dauerhaftigkeit für  ihre „natürliche und soziale 




bundenen Gefahren  an  Standorten und  in  ihren Umgebungen  realisiert und  erlangen damit 








                                                          
292 Hecht, Dieter (2003): Die räumliche Ausbreitung von Risiken, in: Karl, Helmut; Pohl, Jürgen (Hrsg.) (2003): Raum‐





295  Vgl.  Schulze‐Fielitz, Helmuth  (2011):  Technik  und Umweltrecht,  in:  Schulte, Martin;  Schröder,  Rainer  (Hrsg.): 
Handbuch des Technikrechts, Springer Verlag, Berlin, S.455ff. 
296 Hecht, Dieter (2003): Die räumliche Ausbreitung von Risiken, in: Karl, Helmut; Pohl, Jürgen (Hrsg.)(2003): Raum‐












litischer  Ziele  und  somit  auch  von  Schutzzielen,  die  sich  an  Raumnutzungen  binden  lassen. 
Hierbei kommt der Raum‐ und insbesondere der Stadtplanung auf der Ebene raumplanerischer 
Entscheidungen und nutzungs‐ bzw. standortgebundenen Umsetzungen eine subsidiär‐ funkti‐
onale, konkretisierende Rolle  zu. Zur  räumlichen Risikovorsorge können die  Instrumente der 




















risikorelevanter Nutzungsarten  in  der  Neuplanung  als  auch  die  Standorterweiterung  oder  ‐
umstrukturierung  in  der  Standortsicherung  besondere  Bedeutung. Diese  sind  unter  Berück‐
sichtigung  entwicklungsimmanenter  Notwendigkeiten  anlagen‐  und  umgebungsseitig  in  der 
                                                          
297 Schulze‐Fielitz, Helmuth  (2011): Technik und Umweltrecht,  in: Schulte, Martin; Schröder, Rainer  (Hrsg.): Hand‐
buch des Technikrechts, Springer Verlag, Berlin, S.461. 
298  Schmidt,  Johannes  F.K.  (1997):  Politische  Risikoregulierung  als  Risikoerzeugung?  Zur  Bedeutung  von Gefähr‐
dungshaftung und Versicherung im Rahmen gesellschaftlicher Risikobearbeitung, in: Hiller, Petra (1997): Risiko und 
































Schritt  zu mehr politischer Kontrolle  technischer Dynamik“303  führen  soll. Hierbei werden  in 
Folge von politisch‐ gesellschaftlichen Abwägungsprozessen Risiken kollektiv akzeptiert und im 
Zuge  von  Vorsorgemaßnahmen  deren  Auswirkungen  individuell  beeinflusst. Wie  bereits  er‐
wähnt  versteht  sich die Risikoabschätzung dabei  als Verfahren  zur Beurteilung eines Risikos 
hinsichtlich dessen Akzeptanz und Zumutbarkeit für die Gesellschaft oder Individuen. Sie setzt 
























technischen, organisatorischen und die das  Sicherheitsmanagement betreffenden  Fragen  im 




tung  technischer  Risikozusammenhänge  verbundenen  Präventivaufgaben  dienen  der  umfas‐
senden Abwägung von Nutzen und Kosten bzw. Chancen und Risiken sowie dem Versuch der 
Zurechnung von Verantwortungen  im Zusammenhang mit der Eingrenzung der Begünstigten 
eines  risikobasierten Nutzens. Mit der  Steigerung  entwicklungsbasierter Unsicherheiten  und 
Friktionen  ist eine Verbreiterung der Sachkenntnis verbunden, die Eintrittswahrscheinlichkei‐











                                                          
304  Vgl.  Scholles,  Frank  (2008):  Zielsysteme  und  Entscheidung,  in:  Fürst,  Dietrich;  Scholles,  Frank  (Hrsg.)  (2008): 
Handbuch Theorien und Methoden der Raum‐ und Umweltplanung, Rohn Verlag, Dortmund, S.279ff. 
305 Vgl. Karl, Helmut  (2005): Risiken  in Umwelt und Technik: Vorsorge durch Raumplanung,  in: Karl, Helmut; Pohl, 










emissionsbezogene  Prävention  statt.  Allerdings wird  die  „planerische  Vorsorge  […]  [in  den] 
Standortgemeinschaften“306 gegenüber den möglichen Folgen technischer Risiken oder Gefah‐



















onen  hinsichtlich  der  Auswahl  eines  potentiell  höheren  Nutzens  (Vorteil)  gegenüber  eines 
ebenso möglichen Schadens (Nachteil). Die Strukturierung von Risiken beruht im Wesentlichen 
auf  der  Feststellung  negativer  Effekte,  da  diese  unerwünschte  und  somit  zu  verhindernde 
Handlungsaspekte unter sozial‐ gesellschaftlichen, ökonomischen oder umweltbezogenen Ge‐
sichtspunkten  darstellen.  Diese  werden  durch  die  Konzeptualisierung  von  Unsicherheit  als 
Risikobestandteil  ergänzt,  das  die  Spezifikation,  die  Quanti‐  und  Qualifizierung  von  uner‐
wünschten Folgen benennt. Die zuvor genannten Bedingungen stehen  in engem Zusammen‐
hang zueinander und sind in der Kumulation von Folgen, ihren Ausmaßen sowie Eintrittswahr‐
scheinlichkeiten  in  ihren  zeitlichen Bezügen  zu einem Konzept  zusammenzuführen, das eine 
                                                          
306 Heidland,  Fritz  (2005):  Vorsorge  gegenüber  Technikrisiken  aus  raumorientierter  Sicht,  in:  Karl, Helmut;  Pohl, 

















jiziert  werden.  Fehlerbaumanalysen,  statistische  Verteilungsmodelle  oder  Szenarienbildung 
sind Beispielinstrumente für die verwendete Analysemethoden dieser quantitativen Risikoab‐
schätzung, die auch auf die Beziehungen von Ursachen und Folgen, die Ausprägung und Stärke 













gigkeit  ihres  zeitlichen Auftretens und der  Implementation  sachlicher Betroffenheiten Bezug 
genommen und Vergleichbarkeiten  zwischen den damit konstatierten Risiken  sowie  Interpe‐
denzen erfasst. Die politisch‐ normative  Implikation  ist eine Verhinderung physischer Betrof‐
fenheiten oder Schäden als gesellschaftsumfassend unerwünschte Effekte, die jedoch die Ein‐










von Risiken  als Vorgaben und Rahmensetzungen  gesellschaftlicher oder  individueller Akzep‐
tanz oder Relevanz  von besonderer Bedeutung, da Risiken durch  ihre Übernahme oder  ihre 
Versagung durch die jeweils betroffenen Perzipienten bestimmt werden. Daher ist die Analyse 
technischer Risiken durch die Bestimmung  von Konventionen  charakterisiert, die  eine Beto‐
nung der Praktikabilität und des Nutzens des Technikeinsatzes und dem Eingehen damit ver‐
bundener  Gefahren  bzw.  daraus  resultierender  Risiken  erklären. Hierbei  kann  auf  folgende 
Grundannahmen  geschlossen werden: Handlungstheoretisch wird  ein  Risiko  akzeptiert  oder 
zumindest  toleriert,  soweit  der  –  gesellschaftliche  oder  individuelle  –  Nutzen  höher  einge‐
schätzt wird  als  der  potentielle  Schaden.  Entscheidungstheoretisch wird  dabei  die  Entwick‐
lungs‐  oder  Zustandsoption  gewählt,  die  unter  vergleichbarem  Nutzen  das  geringste  Risiko 
darstellt. Hierbei stehen sich die Zuordnung und Verantwortbarkeit von Risiken durch Vorher‐
sagbarkeit und Zusammenhanggestaltung  im Handlungs‐ und Entscheidungsbereich von  Indi‐
viduen  und  die  Unbeeinflussbarkeit  von  Entwicklungen  aufgrund  zeitlicher  und  inhaltlicher 
Komplexität und Heterogenität von Entscheidungen und Auswirkungen gegenüber. Unsicher‐




lich  ihrer Gestaltbarkeit und  ihres  relativen Einflusses auf zukünftige Entwicklungen oder Zu‐
stände, die  in der Bewertung zu Gefahren oder zu Risiken  führen. Dabei wird auf die aktive, 
distributive  und  organisierende  Kraft  individualisierter,  pluralisierter  und  technologisierter 
Gesellschaften  gesetzt,  die  bestimmte  Risiken  zum  Eigenantrieb  und  zur Weiterentwicklung 
benötigen. Dagegen proklamiert die  kritikorientierte  Sichtweise die möglichst weitreichende 
Regulierung  von Risiken durch die  Intervention bei bestimmten Entwicklungen oder  Zustän‐
den, so dass die Risiken minimiert werden, ohne dabei die Gefahren selbst zu beseitigen. 
Die  Raumrelevanz  technischer  Risiken  setzt  sich  in  diesem  Zusammenhang  mit  der  gesell‐
schaftlichen Tolerierung der entwicklungsnotwendigen Übernahme technischer Risiken als ein 


















zierten Aufgaben  entwickelte  logische Diktion. Diese wuchs  innerhalb des baulich‐  räumlich 
begrenzten Korsetts städtischer Strukturen kontinuierlich mit und richtete sich an den jeweili‐
gen  nutzungs‐  und  funktionsbezogenen  Erfordernissen  bzw. Herausforderungen  aus,  die  im 
jeweiligen  zeitlichen,  sachlichen  oder  inhaltlichen  Kontext  als  Aufgaben  anstanden.  Dabei 
kommen besonders prägende Entwicklungen  im 19. Jahrhundert zum Tragen, die auf alle ge‐
sellschaftlichen, politischen, ökonomischen und  raumstrukturellen Prozesse  erheblichen  Ein‐
fluss  ausübten und  in  ihrer dauerhaften Wirkung  in diesen  verhaftet blieben. Hierzu  zählen 
insbesondere die raumstrukturellen Veränderungen im Verhältnis der Wirtschaftssektoren und 
der damit  in Zusammenhang stehende Bedeutungsverlust der Landwirtschaft  sowie der Auf‐
schwung  gewerblicher  und  industrieller  Produktion.  Das  Auftreten  starker,  ökonomisch  be‐
dingter Veränderungsprozesse  fand  seinen  räumlichen Niederschlag  in  intensiven Urbanisie‐
rungsvorgängen, was  vom Aufkommen  sozial‐  selektiver, marktabhängiger Gesellschaftsklas‐
sen und sozialer und räumlicher Mobilität sowie von der Gründung industrieller Großbetriebe 
begleitet wurde.  Technischer  Fortschritt und  Innovation  ermöglichten  eine Verdichtung und 
Beschleunigung der Kommunikation und des Verkehrs und führten zu Verschiebungen, Absät‐
zen und Sprüngen innerhalb der städtischen Entwicklungen. 307 Diese markieren einerseits den 
Beginn  städtebaulicher Modernisierungen,  andererseits  aber  auch  eindeutige Dimensiosver‐
änderungen  hinsichtlich  entwicklungsbezogener  Intensität,  Dauerhaftigkeit  und  Relevanz  in 
den gewachsenen  städtischen und  sozialen Strukturen. Die Linien einer vorsorgeorientierten 
Entwicklung  in  Verbindung  zur  städtischen  Planung  hängen  auch mit  der  Entwicklung  ihrer 










Entwicklungen  und  Zustände  wurde  die  Gefahrenorientierung  um  die  handlungsbezogene 
Risikobetrachtung in der Vorsorge mit ihren Gestaltungsmöglichkeiten erweitert. 

























sche Trias  findet  ihre Entsprechung  in der Dauerhaftigkeit sowie Langfristigkeit von stadtpla‐
nungsrelevanten Entwicklungen und Zuständen sowie im notwendigen Medienquerschnitt und 
dessen  zwangsläufiger  Themenvielfalt.  Die  Schaffung  eines  Ausgleichs  der  formulierten  An‐







rung  des  Allgemeinwohls  angestrebt.  Hier  steht  die  Begrifflichkeit  der  Daseinsvorsorge  in 
raumplanerischem  Zusammenhang  mit  der  Schaffung  bestimmter  Rahmenbedingungen  zur 
Ermöglichung einer dauerhaften Bodennutzung in Form unterschiedlicher Siedlungstätigkeiten 
und der Erhaltung und Entwicklung der Funktionsvielfalt sowie die Bewahrung städtebaulicher 
Zusammenhänge. Die Allgemeinwohlbindung  entspricht  der  Interessensvertretung  bestimm‐
ter,  gesellschaftlich  erkannter Werte und deren  Sicherung, Bewahrung und  Fortentwicklung 
auf Basis politischer Entscheidungen. Hierzu zählen  im Besonderen  jene Werte, die als allge‐
mein verfügbar, unteilbar und unveräußerlich gelten. Die Fokussierung öffentlicher Interessen 




















wicklungen  begrenzen  dabei  diesen  Rahmen mit  normativ‐  gesellschaftlichen  Vorstellungen 
und  überlassen  dem  planerisch  notwendigen  Gestaltungsspielraum  in  Abwägungsentschei‐
dungen, diese Umfassung von innen zu füllen. Diese Füllung bestand zunächst auf der Umset‐
zung  naheliegender  und  aus  siedlungsentwicklungsrelevanter  Sicht  notwendiger  Aufgaben. 






















„Unerlässliche  Voraussetzung  jeder  Stadt  waren  […]  Befestigungsanlagen  wie  Stadtmauern, 
Stadttore  und  Burgen.“313  Zunächst  erzeugte  die  Schutzfunktion  der  Städte  des Mittelalters 
gegenüber  ihren Nutzungen nach  Innen sowie die Abwehr von Gefahren nach Außen ein be‐
sonderes, raumrelevantes Spannungsverhältnis, das seinen Ausdruck  in der gemauerten Um‐























soziale Dichte nicht nur  räumlich ab,  sondern prägte  sich auch  im Verlauf  ihrer Entwicklung 
immer deutlicher in entsprechenden stadträumlichen Strukturen aus. Die Befestigung schütze 
Struktur  und Güter  einerseits  vor  äußeren  Angriffen  und  andererseits  vor  unkontrolliertem 


















Feuerwaffen,  in  veränderte baulich‐  räumlichen Anforderungen und Maßstäbe  als Grundge‐
danken  des  Schutzes  der  Städte  in  Befestigungen  überführt.320  Die  einschaligen  Bauwerke 
wurden  der Waffentechnik  entsprechend  ausgebaut und  angepasst, um  so dem  steigenden 
Wirkungsgrad der Militärtechnik baulich‐  technisch entgegenzutreten. So wurden Städte, die 
bislang  durch  einfache Befestigungen  geschützt waren,  durch  konsequenten  und  planvollen 
Aus‐  und Umbau  zu  Festungsstädten weiterentwickelt. Mehrschichtige Bastionsanlagen  und 
Vorfelder sollten die Gefahren technischer Kriegsführung  für die Stadtbewohner  in einen be‐
stimmten Abstand zwingen, so dass diese  in  ihren Wirkungen und Folgen kontrollierbar blie‐


















                                                          
320 Vgl. Albers, Gerd  (1988):  Stadtplanung.  Eine praxisorientierte  Einführung, Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 
Darmstadt, S.22ff. 
























rung  staatlicher  Eingriffsmöglichkeiten  in  private  Entwicklungsvorstellungen.  Diese  Haltung 
wurde ebenso zur Maxime  innerhalb der vorsorgeorientierten Planung, wie durch das Haupt‐
augenmerk auf der Beeinflussung  zukünftiger Zustände durch maßvolles Handeln  lag.329 Der 





somit Optimierung hinsichtlich monetärer  Interessen  liegen,  kann öffentliches,  im Wesentli‐
chen  staatlich bzw.  kommunal  geprägtes  Interesse davon  losgelöst  agieren und dieses  auch 
































tigen,  zukunftsbezogenen  Zustandsbeeinflussung  anstrebte,  einzuschließen.  Auf  der  Basis 
zwangsläufiger Begegnung unerwünschter Ereignisse, Zustände oder Prozesse mussten diese 
in die Abwehr konkreter Gefahren münden, da diese technisch greif‐ und gestaltbar waren und 
somit eine Grundlage  für  staatliche Eingriffe bildeten. „Die Entwicklung der  industriellen Ge‐
                                                          
332  Vgl.  Schröteler‐von  Brandt, Hildegard  (2008):  Stadtbau‐  und  Stadtplanungsgeschichte.  Eine  Einführung,  Kohl‐
hammer Verlag, Stuttgart, S.90ff. 











Bodens  zu Ungunsten privater  Interessen wahrgenommen.335 Die Erreichung  städtebaulicher 
Ziele, die  „ohne eine  solche Einflussnahme nicht oder  zumindest nicht mit hinreichender Si‐
cherheit erreichbar wären,  für die also der Markt, das  freie Spiel der Kräfte, keine Vorsorge 
trifft“336,  wurde  angestrebt.  Dies  wurde  erforderlich,  sobald  raumrelevante  Interessen  und 
Möglichkeiten der Akteure auseinander strebten und sich aus dieser Divergenz die Notwendig‐
keit  der  gezielten,  hoheitlichen  Beeinflussung  ergab.  Diesen  ordnungspolitischen  Gedanken 
und gesellschaftspolitischen Ansprüchen folgend entwickelte sich eine differenzierte Betrach‐
tung und Bewertung der vorhandenen und der geplanten Städte  sowie  ihrer Strukturierung, 










































und  des  erwünschten  Zustands  der  gebauten,  unbebauten  und  sozialen  Umwelt  durch  die 
Vorwegnahme von Entscheidungen ließ den Gefahrenaspekt grundsätzlich als Handlungsquelle 
verbleiben. Daneben stellten die durch die Planung zu berücksichtigende Unsicherheit zukünf‐





















                                                          
342 Albers, Gerd; Haubner, Karl (1983): Grundriß der Stadtplanung, Vincentz Verlag, Hannover., S.7. 
343 Vgl. Albers, Gerd  (1988):  Stadtplanung.  Eine praxisorientierte  Einführung, Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 
Darmstadt, S.8ff. 
344 Albers, Gerd; Haubner, Karl (1983): Grundriß der Stadtplanung, Vincentz Verlag, Hannover, S.18. 
345 Albers, Gerd  (2007): Strukturmodelle  für die Stadtentwicklung gerichtet auf Wachstumslenkung  ‐ geeignet  für 




litätsbezogenen  Gesichtspunkten  fand  erst  durch  die  wirkenden  Kräfte  und  die  sichtbaren, 
dauerhaften Auswirkungen des  „stürmische[n]  Stadtwachstum[s]  […], das weitgehend durch 
die  Industrialisierung  bedingt  war“346  eine  Grundlage.  Die  Erstellung  von  Strukturmodellen 
bewegte sich hierbei aus der universell‐ technischen Lösung der, durch die Urbanisierung her‐
vorgerufenen  Problemlagen  und  artikulierte  raumbezogene  Forderungen,  deren  Beachtung 







Besitzverhältnissen und Wertevorstellungen  städtebauliche Konzepte  in  Form des unterneh‐
merischen,  paternalistischen  Siedlungsbaus  gegenüber,  die  „neue  Lebens‐  und  Arbeitsfor‐
men“348  unterstützen  sollten.  Im  19.  Jahrhundert  verknüpfte  Titus  Salt  die  Errichtung  einer 
Gewerbeanlage mit  der Anlage  einer  dazu  zählenden Wohnsiedlung, die  neben den  techni‐
schen, kulturellen und sozialen  Infrastrukturen auch die Bereitstellung von Freiflächen  inner‐













ihren  Leitbildgedanken als auch  in  ihren  strukturellen Überlegungen auf dem hierarchischen 
Prinzip  der  Funktionszuweisung  und  Nutzungstrennung  unter  Implementierung  eines  leis‐
tungsfähigen und uneingeschränkt nutzbaren, technischen Infrastruktursystems. Beide förder‐
                                                          
346 Albers, Gerd  (2007): Strukturmodelle  für die Stadtentwicklung gerichtet auf Wachstumslenkung  ‐ geeignet  für 


















systematische  Stadterneuerung  und  darauf  folgend  auch  der  Stadtumbau  nahmen  diese 
Grundbedingung  räumlicher  Entwicklung  zur  Basis  ihres  Handelns.  Der  Wunsch  nach  einer 
kompakten Stadt, die dem Grundprinzip einer nutzungsdurchmischten Einheit und der Funkti‐








art und Nutzungsintensität  zur  Konfliktvermeidung  [und  der]  Schutz  gefährdeter Nutzungen 
und Güter  (Naturschutz, Denkmalschutz  etc.)“353  zuzurechnen  sind. Waren  die Ansätze  und 
Modellbetrachtungen  auf  die  Koordination  und  Steuerung  von Wachstumsprozessen  ausge‐
legt, beschäftigt sich die heutige Planung mit der Organisation und Begegnung der räumlichen 
Wirkungen  von  Schrumpfungsprozessen.354 Die damit  in Verbindung  stehende  Stadtentwick‐
lung passt ihre Methodik und Arbeitsweise den Anforderungen so an, dass sie in Stadterweite‐
rungs‐,  ‐erneuerungs‐ oder  ‐umbauplanung mündet, die  sich  räumlich  stark voneinander ab‐




turmodell nur  im Ansatz, da  sie auf dessen bestehende bauliche und  soziale Strukturen auf‐
setzt, sich aber die umgebenden räumlichen, ökonomischen sowie die gesellschaftlich‐ politi‐
schen Ausgangslagen stark verändert haben bzw. sich in einem dauerhaften Veränderungspro‐



























licher,  individueller  Interessenslagen  und  deren  Beschränkung  beinhaltet.  Aus  dem  Zusam‐
menspiel der verschiedenen politischen, gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen Werthaltun‐









lief, waren  lange  Zeit  durch  eine  Parallelität  und  einen  konkreten,  gegenseitigen  Bezug  ge‐








den  gesellschaftlichen  Wandlungsprozess  abzielt.  Dabei  stehen  die  Begriffe  „Bevölkerungs‐
                                                          
355 Albers, Gerd  (2007): Strukturmodelle  für die Stadtentwicklung gerichtet auf Wachstumslenkung  ‐ geeignet  für 







hender  technischer  Gefahren  und  Risiken.357  „Verstädterung  ist  [dabei]  Ursache  und  Folge 
zugleich“358 und bildet damit eine untrennbare Einheit. Hierbei führte die industrielle Entwick‐












gehender Betrachtungen.  „Auf das engste mit dem Prozeß der  Industrialisierung  verbunden 




führten  innerhalb  eines  kurzen  Zeitraums  zu  tiefgreifenderen Umwandlungen,  als  dies  ver‐
gleichbare vorhergehende Ereignisse in der Technikgeschichte vermocht hatten.362 
Mit dem Begriff der Industrialisierung werden  insbesondere die Vorstellung vom Aufkommen 
der  Industrie und der  Einsatz  von Maschinen  verbunden.  Sicherlich war die  Entstehung  der 
modernen  Industrieanlagen und  ihrer Organisationsform  für die  Entwicklung dieser Maschi‐
nen‐ und Apparaturensysteme sehr wichtig. Dennoch transportiert der Begriff der industriellen 
                                                          


















Vor  der  industriellen  Revolution  bildeten  Mensch,  Tier,  Wasser  und  Wind  die  wichtigsten 
Energiequellen für die gewerbliche Produktion und den Verkehr.363 Im Zuge der Nutzung tech‐


































































                                                          
366 Hoffmann‐Axthelm, Dieter  (1993): Die dritte Stadt. Bausteine eines neuen Gründungsvertrages, Edition 1796, 
Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main, S.101. 
367 Häußermann, Hartmut;  Siebel, Walter  (1987): Neue Urbanität,  Edition  1432,  Suhrkamp Verlag,  Frankfurt  am 
Main, S.91. 




















achten, dass die  „Technikanwendung prinzipiell  erlaubt und mit den herkömmlichen  Instru‐












ten, welche  sich durch  eine massive Verdichtung  bestehender  Siedlungsstrukturen und  sich 
somit durch  ein Auffüllen  verbliebener  städtischer  Freiflächen  sowie durch  die  intensivierte 
Wiedernutzung  bereits  vorgenutzter  Flächen  auszeichnete. Wirtschaftliche  Prosperität,  öko‐
nomische  Interessen  und  fehlende  organisatorische Regelungskompetenz  schufen  dabei  auf 
der Grundlage bestehender räumlicher Strukturen in den Städten ein bipolares Abhängigkeits‐
verhältnis  zwischen wirtschaftlicher und  städtischer Entwicklung und Prosperität.381  „Um die 
Jahrhundertmitte  (des  19.  Jahrhunderts,  Anm.  d.  Verf.)  nimmt  die  industrielle  Entwicklung 
deutlichen  Einfluss  auf  das Wachstum  der  Städte.“382  So wurden  ein  starkes  Bevölkerungs‐
wachstum sowie eine gestiegene Nachfrage nach gewerblich nutzbaren Grundstücken zu maß‐
geblichen  Faktoren  und  Fördereffekten  städtischer  Entwicklung,  die  gleichzeitig  ein  Bedeu‐


















Wachsen  in Vorstädten mit  ihren  langen  Zeiten der Anpassung war nicht mehr möglich,  es 
musste  zu  Stadterweiterungen  kommen,  die  so  rasch  und  so massenhaft  erfolgten wie  die 







soziale Verbindungen aufgelöst und  in  veränderten Maßstäben neu  in einem  fordistisch ge‐










sozialen,  ökologischen  oder  städtebaulichen  Folgen, wie  z.B. Verarmung, Umweltzerstörung 
und die hohe bauliche Verdichtung, wurden nicht durch „regelnde Eingriffe“391 unterbunden, 
sondern  es  wurde  lediglich  auf  „äußerste  Extreme  reagiert“392,  da  die  effektivste  Ordnung 
durch  eine  Regelung  der Marktkräfte  erreicht werden  sollte  und  daher  die  „notwendigsten 
Ordnungsmaßnahmen“393  zur  Gefahrenabwehr  eingesetzt  wurden.  Aus  dieser  Verbindung 
entwickelte sich unter den beschriebenen städtebaulichen sowie wirtschaftlichen und sozialen 
























der  anlagenbezogenen,  technischen  Risiken  durch  die  Errichtung  von  „weitläufigen  Mau‐
ern“394, deren Errichtung mit der „Sicherheit  für nicht an der Produktion Beteiligte,  […] Um‐
weltrücksichten,  […]  [und der] Ungestörtheit durch die Produktion  […]“395 begründet wurde. 
Mit Einführung kontinuierlich effizienter arbeitenden und damit  leistungsstärker werdenden, 
fossilbrennstoffbetriebenen Maschinen  löste  sich  der  beschriebene  gewachsene  Erfahrungs‐
spielraum zunehmend auf und wich einer dimensionsbereinigten Fassung. 
Bereits  gebaute  Städte wurden durch die  räumlich  expandierenden  industriellen Nutzungen 
überformt und so dauerhaft verändert.396 Stadterweiterungen oder  ‐neugründungen wurden 





betrieben,  Verkehrsanlagen,  Versorgungsleitungen,  Abraumhalden  und Wohnquartieren  […] 
zu geradezu chaotischen Gebilden [führte].“398 Die Vehemenz, mit der technische Entwicklun‐
gen und Mechanik in die Städte einrückten, veränderte die bestehenden baulichen Strukturen 
zunächst wenig,  sondern  benutzte  die  gegebenen Möglichkeiten  durch  eine Überbeanspru‐
chung von Fläche und Raum auf den Betriebsgeländen. Sie führte in der Folge zu einer negati‐
ven  Beeinflussung  umliegender  räumlicher  Nutzungen  und  beeinflussbarer  Umweltmedien 
und  Schutzgüter.  „Die  frühe  Industriestadt  […]  war  […]  industriell  in  der  Maßlosigkeit  des 




städtebauliche Entwicklung  sprengte die engen Grenzen der  vorindustriellen  Stadt, da  jeder 
produktionsbezogene sowie beginnende gesellschaftliche „Individualisierungsschritt […] Raum 
[verlangt], der neue Flächenbedarf  folgt  […] und  […] endgültig die Flächenökonomie der ge‐
schlossenen  Stadt  [ruiniert].“400 Das erkennbare,  zukünftige Entwicklungsspektrum  verlangte 
dabei nach einem koordinierten, organisierten und systematisierten Vorgehen im Rahmen der 
Planung. Dies betraf zum einen die effiziente Schaffung von Wohnraum  in der Nähe der Be‐
                                                          



















keinesfalls  gefahrlos  verlaufen  konnten.  „In  den  Städten  folgte  auf  die  Verdichtung  der  Le‐
bensverhältnisse zudem eine  Infrastrukturmodernisierung.“401 Der technische Städtebau wur‐
de somit zum Primat erhoben und schaffte in seiner Umsetzung wiederum die Basis für weite‐





ge“402  als  Teil  städtischer  Aufgaben  im  Rahmen  ihrer  Selbstverwaltung  fest  verankert.  Dies 
führte  einerseits  zu  einem Diskurs  über  die  städtebauliche  Entwicklung  sowie  die  damit  im 














                                                          
401 Vec, Miloš  (2011): Kurze Geschichte des Technikrechts,  in: Schulte, Martin; Schröder, Rainer(Hrsg.): Handbuch 
des Technikrechts, Springer Verlag, Berlin, S.29. 














In  der  Phase  der Hochindustrialisierung  potenzierten  sich  die  beschriebenen  Entwicklungen 















de  nutzungsintensive,  funktionsdurchmischte,  in  ihren  Baustrukturen  kleinteilige  Nachbar‐
schaft umgrenzt. Hinsichtlich der Veränderungen existierender Maßstäbe der Leistungsfähig‐
keit  technischer Einrichtungen und Maschinensysteme sowie der daran angeschlossenen Ap‐
parate und die  sich wandelnden baulichen  Standortanforderungen  kann bei diesen Erweite‐
rungen von einer „"Produktion von Stadt"“412 gesprochen werden. Dabei wurden „neue Anfor‐




                                                          




409 Reulecke,  Jürgen  (1985): Geschichte der Urbanisierung  in Deutschland, Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main, 
S.68. 











ren,  vorausschauenden  Steuerung  der  Siedlungstätigkeit  durch  planerisches  Handeln  Rech‐
nung trug.415 








nisierungsprozess und versah  ihn mit  immer neuer Dynamik. Die Form der Siedlungen  folgte 
ihrer eigentlichen Funktion,  löste  sich noch  stärker von der gewachsenen Struktur bezüglich 
ihrer Kontur und Dimensionalität und ersetzte das bis dahin existierende Muster durch eine 




chen Verhältnisse hinsichtlich  Flächenverfügbarkeit oder  technische Andienung  an  ihre  Leis‐
tungs‐  bzw.  Tragfähigkeitsgrenzen  stießen,  kanalisierte  der  Expansionsdruck  die  Flächenent‐
wicklung vieler Standorte  in Stadterweiterungen und  später auch  in der Okkupation und ge‐
sellschaftlichen  sowie baulichen Anpassung ehemals eigenständiger Kommunen  in der Nähe 
expandierender Städte.419 „Die Kommunen  schufen  sich  juristische  (Planungs‐ und Baurecht) 






der Entwicklung und gleichzeitigen  verstärkten Kopplung  kommunaler Prosperität an die  in‐
dustrielle  Entwicklung.  In  dieser  Abhängigkeit  entwickelten  die  Städte  ein  Interesse  für  die 
Erhaltung und Förderung und damit an der Entwicklung und Pflege bestehender bzw. neuer 
gewerblicher  oder  industrieller  Standorte.  Im  Kontext  der  wachsenden  Zahl  von  Industrie‐
                                                          

































Gebieten,  in  denen  die  baulich‐räumlichen  und  gesellschaftlich‐sozialen  Veränderungen  die 
stärksten  und  tiefgreifensten  Auswirkungen  in  der  Struktur  hinterlassen  hatten,  ausbilden. 









sierten Bezirke, die oft zentral  lagen, zu verlassen, dies auch  in großem Ausmaß taten, um  in 
neue Stadtteile oder Vororte zu ziehen, wo es keine störende industrielle Tätigkeit gab.“427 Die 
wohl bekannteste Vorstellung eines humanen Städtebaus ist in der Gartenstadtidee des Briten 
EBENEZER HOWARD.  In seinem 1898 veröffentlichten Buch "To‐Morrow  : A Peaceful Path  to 
                                                          

















in  separaten Gebieten angeordnet  […].“428  In Abkehr von der Mietskaserne der Gründerzeit, 
unter Berücksichtigung  von  Licht,  Luft und Hygiene, durch den  Einsatz moderner  Techniken 
und Materialien und vor allem durch eine räumliche Trennung der Grundfunktionen Wohnen, 














auch  auf  die  im  neunzehnten  Jahrhundert  oder  noch  früher  entstandenen  Stadtgebiete  zu 





                                                          
428 Schröteler‐von Brandt, Hildegard (2008): Stadtbau‐ und Stadtplanungsgeschichte. Eine Einführung, Kohlhammer 
Verlag, Stuttgart, S.180. 


















individuelle  Vernunft  tritt,  auf  Basis  der  Selbsterkenntnis  und  Selbstbestimmung  des  Men‐
schen,  in  einer  der  menschlichen  und  natürlichen  Logik  entsprechenden  gesellschaftlichen 
Ordnung, an die Stelle des hierarchisch geprägten Gesellschaftsbildes des Feudalismus. Damit 
wurden  auch  „überlieferte  Wertesysteme,  Lebensformen,  Wahrnehmungsweisen,  Denkhal‐
tungen und Einstellungen  in Frage gestellt.“434 Die gesellschaftliche Modernisierung manifes‐
tierte  sich  insbesondere  in den  sich  selbst überholenden Bedürfnissen der  (vor)industriellen 
Arbeitsteilung, die als Anpassungserfordernis einen umfassenden Umbruch der Produktions‐, 











toyens“  zum Tragen, der  seine  „demokratischen Rechte wahrnahm und  kollektive Ziele  ver‐





eröffneten  dadurch  auf  staatlicher  Ebene  politische Handlungs‐  und Gestaltungsspielräume, 
die in der Gesellschaft als eine auf „Gewinnakkumulation gerichtete unerbittliche Zweckratio‐
                                                          
434  Albers,  Gerd;  Wékel,  Julian  (2008):  Stadtplanung.  Eine  illustrierte  Einführung,  Wissenschaftliche  Buchgesell‐
schaft, Darmstadt, S.61. 



















sivierende  Industrialisierung mit  ihren  sozialen  sowie baulich‐  räumlichen Ausprägungen wa‐
ren wichtige Ausgangsbedingungen  und Herausforderungen  für  die  Entwicklung  des  Städte‐
baus  und  damit  die  räumliche  Umsetzung  der  gesellschaftlichen  Ordnungswünsche.440  Die 
„Zäsur der  industriellen Revolution“441 und die einhergehende beschleunigte  technische und 






Wohnbevölkerung entwickelten  sich am Rande der heutigen  Innenstädte neue,  sozial  segre‐
gierte Wohngebiete  in einem bis dahin nicht gekannten Umfang.  In Abhängigkeit von Boden‐
preisen,  wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit  und  vorgesehenen  Nutzungen  entstanden  bau‐





großer  Flächen,  bedarfsgerecht  niedrige  Bodenpreise  und  geeignete  naturräumliche  Bedin‐
gungen oder Infrastrukturen für die Belange des Rohstoff‐ und Gütertransports.445 Wachsende 
Standortanforderungen von Gewerbe und Industrie sowie die dadurch bedingte Zunahme von 
                                                          
438 Bauer, Franz J. (2004): Das "lange" 19. Jahrhundert (1789 ‐ 1917). Profil einer Epoche, Reclam Verlag, Stuttgart, 
S.60. 
439 Beck, Ulrich  (1986): Risikogesellschaft. Auf  dem Weg  in  eine  andere Moderne.  1. Auflage,  Suhrkamp Verlag, 
Frankfurt am Main, S.301. 


















wicklungsprozessen  resultierten,  gehörten  insbesondere  die  baulich‐  räumlichen  bzw.  nut‐
zungsstrukturellen Gemengelagen. Aneinandergrenzende Wohn‐ und  Industriegebiete und  in 
Wohngebiete  eingestreute,  kaum  abgegrenzte  Industrie‐  und Gewerbeflächen  bilden  die  zu 
jener Zeit entstandenen Stadtstrukturen. Sie entstanden u.a. durch die intensivierte, innenori‐
entierte Entwicklung der Städte, bei der neue Wohngebiete an randstädtische Gewerbeflächen 
derselben  Stadt  oder  anderer  Städte  und  Ortschaften  heran‐  und  darüber  hinauswuchsen. 
Darüber hinaus brachte die Industrialisierung als Nebenfolge erhebliche Umweltbelastungen in 
ganz neuen Dimensionen mit  sich, die  sich  vor allem auch  in  industrienahen Wohngebieten 
und in den Gemengelagen als besonders problematisch erwiesen. Beispielsweise hatte im Zuge 
des  Bevölkerungswachstums  und  der  Industrialisierung  im  19.  Jahrhundert  das  Verbrennen 
und Verheizen  von Kohle eine ganz erhebliche  Steigerung erfahren.446  „Die  zunehmende  In‐
dustrialisierung  verschärfte  diesen  gesamtgesellschaftlichen  Zielkonflikt  über  die  Folgen  des 
wirtschaftlichen Wachstums und die Nutzung neuer Technologien.“447 




Belastungen  fest  und  überlagerten  diese mit Grenzwerten,  die  zur  Beurteilung  immissions‐









bildung  einer  kommunalen  Planungshoheit  bedeutsame  Preußische  Fluchtliniengesetz  von 
1875, das den Gemeinden u.a. die selbständige Aufstellung von Bebauungsplänen ermöglichte, 
erhöhte demgegenüber bereits deutlich die  administrativen  Steuerungsmöglichkeiten.  „Erst‐
                                                          
446 Vgl. Andersen, Arne (1996): „Aber zum Reinigen hat der große Schöpfer aller Dinge die Nase bestimmt“ 


















hygienischen,  sozialen  und  technischen  Zustände,  die  problematischen  Lebensverhältnisse 
großer  Teile  der  städtischen Bevölkerung  und  die  vermeintlich  daraus  resultierenden  politi‐
schen und sozialen Folgen. Konstatiert wurden u.a. die Zunahme von extrem dicht bebauten 









Zu  den  sich  stellenden  Herausforderungen  der  entstehenden  industrialisierten  Großstädte 







an  die  neuen  Erfordernisse  und  die  entstandenen  städtebaulichen  und  sozialen Missstände 
allein stadttechnisch sowie durch einen geringen Grad an gewerblicher oder baulicher Regulie‐












Abstandsflächen,  die  Beschränkung  der  zulässigen Gebäudehöhe  und  Stockwerkszahl  sowie 






worden,  dass  geruchsbelästigende Manufakturen  und Werkstätten  zur  Errichtung  einer  be‐
sonderen Erlaubnis der Verwaltungsbehörden bedurften. Nach diesem Dekret waren bei der 
Entscheidung  über  die  Genehmigung  eines  Vorhabens  sachverständige Gutachten  über  das 
öffentliche Interesse ebenso einzubeziehen, wie von privater Seite vorgebrachte Einsprüche.453 
Die  allgemeine  Rechtsgrundlage  für  gewerbliche  und  industrielle  Vorhaben  im  Deutschen 
Reich war die „Reichsgewerbeordnung“ (GewO) von 1869. Gemäß §23 GewO wurde Gemein‐
den das Recht eingeräumt, Ortsteile für gefährliche, gewerblich‐ industrielle Nutzungen festzu‐












                                                          
451 Rodenstein, Marianne: Stadt und Hygiene seit dem 18. Jahrhundert, in: Machule, Dittmar; Mischer, Olaf; Sywo‐




453  Vgl.  Baumeister,  Reinhard  (1876):  Stadt‐Erweiterungen  in  technischer,  baupolizeilicher  und  wirtschaftlicher 













der Basis einer  ausführlichen Analyse der bisherigen  Fehlentwicklungen und  einer Prognose 
der weiteren Stadtentwicklung beschäftigte er sich mit dem Thema der Funktionstrennung.459 





ten Bereich  letztlich Wohnnutzungen aller Art realisiert.463 BAUMEISTER sieht  in der von  ihm 
beschriebenen  Stadt  ein  kleinräumig  differenziertes  Netzwerk  funktional  getrennter,  unter‐
schiedlicher Nutzungsbereiche. Nutzungen werden an Punkten getrennt, wo es aufgrund be‐
stehender oder möglicher Konfliktlagen einerseits oder von  faktischen oder potentiellen Be‐




sichts  der  vielen Vorgänge  bedürfe  es  grundsätzlicher Regelungen,  nach  denen  „mehr  oder 
weniger  alle  belästigenden  Industriezweige  in besonderen Bezirken  abgesondert“464 werden 
sollten.  Im selben Zeitraum kamen Forderungen zum Umgang und zur Bewältigung stadtent‐
wicklungsrelevanter Konfliktbereiche durch  verschiedene privatrechtlich organisierte,  sanitär 
und  technisch  orientierte  Sachverständigenversammlungen.  So  schlug  u.a.  der Verein Deut‐






                                                          
458 Vgl. Albers, Gerd (1975): Entwicklungslinien im Städtebau. Ideen, Thesen, Aussagen 1875‐1945, Texte und Inter‐
pretationen, Bertelsmann‐Fachverlag, Düsseldorf, S.52. 
459  Vgl.  Baumeister,  Reinhard  (1876):  Stadt‐Erweiterungen  in  technischer,  baupolizeilicher  und  wirtschaftlicher 
Beziehung,  von:  Homepage  „TU  Cottbus“,  aufgerufen  unter:  http://www.tu‐
cottbus.de/theoriederarchitektur/Archiv/Autoren/Baumeister/Baumeister1876.htm, Stand: 15.05.2010. 




463  Vgl.  Baumeister,  Reinhard  (1876):  Stadt‐Erweiterungen  in  technischer,  baupolizeilicher  und  wirtschaftlicher 
Beziehung,  von:  Homepage  „TU  Cottbus“,  aufgerufen  unter:  http://www.tu‐
cottbus.de/theoriederarchitektur/Archiv/Autoren/Baumeister/Baumeister1876.htm, Stand: 15.05.2010. 








ckelte  dabei  ein  idealtypisch‐  harmonisches  Entwicklungskonzept  zur  Gliederung  der  Nut‐
zungsgefüge einer Stadt. Hierbei unterscheidet er grundsätzlich zwischen fünf Gebietsprägun‐
gen: Grobgewerbe  und Großhandel,  Arbeiterbevölkerung,  Ladengeschäfte, Handwerker  und 













renden  und  komplexer  werdenden  räumlichen  Organisations‐  und  Ordnungsvorstellungen 
waren die faktischen Wirkungsmöglichkeiten der Planung begrenzt. Ableitungen für konkrete 
Vorhaben  oder  aktuelle  theoretische  Planungsprobleme,  konnten  aus  den  Zielvorstellungen 
kaum gewonnen werden. Allein mit der Entwicklung von Zielvorstellungen war jedoch kein als 
ausreichend erachteter qualitativer Fortschritt  im Städtebau zu erzielen. Erst die Entstehung 
und  der  Einsatz  normativ‐  hoheitsstaatlicher  Eingriffsmöglichkeiten  ermöglichte  es,  dass  im 























liegender  städtebaulicher Herausforderungen  eruiert.  Es  bedurfte  einer wesentlichen Neue‐
rung, in deren Zuge das tayloristische Prinzip der Arbeitsteilung gekoppelt mit einer intensiven 
Maschinisierung  auf  die  Stadt  übertragen wurde. Dies  ist  ein  Phänomen,  das  spätestens  zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts explizit mit Begriffen wie „Industrialisierung der Stadt“ oder „Her‐
ausbildung  einer  Stadtmaschine“  beschrieben  wird.471  Der  Industrialisierung  entsprechend 
hatte  die Maschine  und  die Apparatur  als  technisches  Konstrukt  und mechanisches  System 
eine sozial tiefgreifende denk‐ und handlungsleitende Kraft entfaltet, die sich organisatorisch 









des  „Congrès  Internationaux  d`Architecture  Moderne“  (CIAM)  verfasste  „Erklärung  von  La 
Sarraz“  deklariert  zu Beginn  des  zweiten  Kapitels:  „Stadtbau  ist  die Organisation  sämtlicher 




schen den ökonomischen und  sozialen  Funktionen der  Stadt, die  sich  in einer Gesamtschau 




technischen  Erfordernisse des  Städtebaus und  die  organisatorischen Herausforderungen  bei 
der notwendig erscheinenden Steuerung des gesellschaftlichen Zusammenlebens.475 Die Stadt 
müsse  dabei  individuelle  Freiheit  garantieren  und  den  gemeinwohlorientierten  Nutzen  kol‐
lektiven Handelns durchsetzen. Gefordert wurde  eine  administrative Verantwortlichkeit,  die 
                                                          
471  Vgl.  Hoffmann‐Axthelm,  Dieter  (1993):  Die  dritte  Stadt.  Bausteine  eines  neuen  Gründungsvertrages,  Edition 
1796, Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main, S.101ff. 
472 Knie, Andreas; Marz, Lutz: Die Stadtmaschine. Zu einer Raumlast der organisierten Moderne, Veröffentlichungs‐


































































des  technologischen  Fortschritts  verbunden mit  einem  technooptimistisch  geprägten  Steue‐
rungsverständnis  sowie  der  breiten  gesellschaftlichen  Durchdringung  durch  ein  massives 











sche  Infrastrukturen  miteinander  verbunden.485  Dieses  tayloristisch  geprägte  Konzept  der 










lockerte  Stadt“ oder die  „autogerechte  Stadt“ waren dementsprechend grundlegend  für die 
städtische  Entwicklung.  Gesellschaftliche  Veränderungsprozesse  unterstützten  dabei  diese 
ökonomische  Wachstumsorientierung,  indem  die  Pluralisierung  der  Lebensstile,  ein  zuneh‐
mender  Motorisierungsgrad  der  Bevölkerung  oder  deren  Wohlstandsentwicklung  ihrerseits 
                                                          
484 Vgl. Kap. 2.2.. 








die  disperse  Entwicklung  durchaus  erwünscht  und  aufgrund  vorhandener  verkehrs‐  sowie 
kommunikationstechnischer  Infrastrukturen  sowie  natürlicher  Energieressourcen  auch  mög‐
lich. 
Als sich Krisenphänomene der organisierten Moderne abzuzeichnen begannen, boten sich  im 
Zuge größerer Sanierungsvorhaben  in flächensanierten  Innenstadtbereichen und  im Zuge der 
Planung und des Baus von Großwohnsiedlungen am Rande der Städte Möglichkeiten, die Pläne 














Die  rasante  wirtschaftliche  Entwicklung  und  die  Verlagerung  des  fachlichen  Fokus  im  Zuge 





führung des Bundesbaugesetzes  im  Jahr 1960 und der Baunutzungsverordnung  im  Jahr 1962 
auf normativer Ebene ein umfangreiches Instrumentarium zur Seite gestellt. Unter städtebau‐
lichen Zielvorstellungen und Grundsätzen wurde die Nutzungsmischung zunehmend als räum‐
liche  Zuordnung  unterschiedlicher Nutzungen  und  als Grundprinzip  städtebaulicher  Planung 
verstanden. Die Baunutzungsverordnung stellte  insbesondere durch die vorgenommenen Dif‐
ferenzierungen  ein  Instrument  zur  Erzeugung  angemessener, nutzungsbezogener  sowie  ver‐
träglicher Mischungen auf Gemeindeebene dar. Die abschließend katalogisierten Baugebiets‐
                                                          
486 Titelblatt der Berliner Blätter, Ausgabe August 1957 







ökonomischer  Faktoren  und  insbesondere  von  Schutzansprüchen  empfindlicher  Nutzungen 
stellen. 
Zu Beginn der 60er Jahre des 20. Jahrhunderts formierte sich eine Kritik am bis dahin vorherr‐






Diesem  Tenor  entspricht  die  1964  von HANS  PAUL BAHRDT  in  einem Aufsatz  thematisierte 
kritische  Auseinandersetzung  mit  der  „neuerdings  diskutierte[n]  Sanierung  von  Stadtgebie‐
ten.“490 BAHRDT vertritt die Ansicht, dass eine auf der Funktionstrennung basierende Sanie‐
rung  keinen  abgrenzbaren  Gebietstypus  herstelle,  die  Akzeptanz  gemischter  Gebiete  aber 
möglicherweise  aus  dem  Zwang  einen  nutzbaren Vorteil machen  könne.  Er  schlägt  vor,  die 













lungen und Themen an, die  in der  Folgezeit ein wesentliches Gewicht  insbesondere bei der 
Fortentwicklung und den darin vollzogenen konzeptionellen Umbrüchen bekommen sollten. 
                                                          
489 Vgl. Bahrdt, Hans‐Paul (1964): Sozialwissenschaft und Stadtplanung, in: Stadtbauwelt, Bauwelt 55 (1), Gütersloh, 
S.16ff. 












zierung werden  als Ursachen  der  in  den  1970er  Jahren  beginnenden  Probleme  angesehen. 
„Der Trennungsimpuls wurde dabei sowohl vom Wachstum der einzelnen Funktionen als auch 
von sozialen und politischen Verhältnissen ausgelöst.“494 Diese Prägung  löste sich durch eine 
selbstantreibende,  selbstverstärkende Dimensionsentwicklung  aus  dem  ursächlichen  Zusam‐






des Wachstums”496 und die  „Globalen Risikolagen”497 hervor und  stellten die  technologische 
Entwicklung, die gesellschaftliche Modernisierung und dessen Selbstverständnis grundlegend 
in Frage. 
Mit  den  beschriebenen  Krisenerscheinungen  setzte  ein Wandel  in  der  technisch‐  ökonomi‐
schen  Entwicklung und  in den  gesellschaftlichen Anpassungsprozessen  ein, der nach der  in‐
dustriellen  Revolution  erneut  einen  umfassenden,  restriktiv‐  sozialstaatlich  flankierten  Um‐
bruch der Produktions‐, Lebens und Raumverhältnisse umfasste.498 Wiederum wurden soziale, 




sierung und  konsumbezogenen  Segmentierung dominiert wurde.499  Erst mit politischen  und 
gesellschaftlichen Weiterentwicklungen  in einer  intensiv ökonomisch geprägten Umwelt und 





                                                          
494 Bonny, Hanns Werner (1999): Funktionsmischung  ‐ zur  Integration der Funktion Wohnen und Arbeiten,  in: Be‐
cker, Heidede; Jessen, Johann; Sander, Robert (Hrsg.): Ohne Leitbild? Städtebau in Deutschland und Europa, Krämer 
Verlag, Stuttgart, S.242. 
































ren  entwickeltes Umweltbewusstsein  anknüpfen.  Im Wesentlichen wurde durch die Auswir‐
kungen globaler Megatrends in den demographischen, ökonomischen und ökologischen Berei‐
chen  der Druck  auf  die  vorhandenen  räumlichen  und  raumrelevanten  Strukturen  erheblich 





deln,  sachlich  aufbereiten und  zusammenfassend  bearbeiten  sollten.500 Dabei  konzentrieren 
sich die Ziele nicht nur auf den Schutz natürlicher Ressourcen und deren  sparsame Verwen‐
dung oder auf die  Implementation geschlossener Stoffkreisläufe, sondern schließen auch die 
gesamtgesellschaftliche  Verantwortung  für  nachfolgende  Generationen  ein.  Die  räumliche 
Vorsorge manifestiert sich  in der Offenhaltung und dem Schutz von Entwicklungsmöglichkei‐
ten, ohne dabei den zukünftigen qualitativen und quantitativen Entwicklungsmaßstab vorab zu 







menzuführen,  kennzeichnet  die  komplexen  planerischen Aufgaben  auf  regionaler  und  kom‐
munaler  Ebene,  Zielkonflikte  zwischen  ökonomischen,  ökologischen  und  sozialen  Interessen 











Produktion  und  globalisiertem  Konsumentenmarkt  standortbezogen  reagieren.504  Harte 
ubiquitäre  Standortfaktoren  industriell  geprägter  Siedlungsstrukturen  übernehmen  immer 





belastungen  sind  wichtige  Merkmale  einer  zukunftsorientierten  und  ‐fähigen  Stadtentwick‐
lung. Aus den beschriebenen differenzierten  städtischen und  stadtregionalen Netzstrukturen 
resultieren funktionale und nutzungsbezogene Anforderungen an eine koordinierte, geordnete 
und  strukturierte  sowie  inhaltlich  integrierte  Stadtentwicklungspolitik.506  Im  Wesentlichen 
steht dabei der Erhalt  tragfähiger baulicher, sozialer und  technischer Strukturen  im Zentrum 
der Betrachtung, deren Funktionalität vor dem Hintergrund der Dynamik ökonomischer oder 
demographischer Veränderungen beeinflusst wird. 
                                                          
































Die  Schaffung  einer  dezentralen  Konzentration  sozial  und  baulich  unterschiedlicher Dichten 




len Bandbreite möglichst vieler Teilaspekte  sowie  in  sequentieller – also  inhaltlich gestufter, 
sachlich angepasster und zeitlich dynamischer – Weise dargestellt werden kann.508 Die Beach‐





Nutzung  natürlicher  Ressourcen  und  den  damit  in Verbindung  stehenden  Flächenverbrauch 
                                                          
507  Kötter,  Theo; Weigt, Dietmar;  Frielinghaus, Benedikt;  Schetke,  Sophie  (2009): Nachhaltige  Siedlungs‐und  Flä‐
chenentwicklung.  Inhaltliche und methodische Aspekte der Erfassung und Bewertung,  in: Hepperle, Erwin;  Lenk, 
Hans  (Hrsg.):  Land development  strategies: Patterns,  risks  and  responsibilities;  Strategien der Raumentwicklung: 
Strukturen, Risiken und Verantwortung, vdf Hochschulverlag, Zürich, S.63. 
508 Vgl.  Kötter,  Theo; Weigt, Dietmar;  Frielinghaus, Benedikt;  Schetke,  Sophie  (2009): Nachhaltige  Siedlungs‐und 
Flächenentwicklung. Inhaltliche und methodische Aspekte der Erfassung und Bewertung, in: Hepperle, Erwin; Lenk, 
Hans  (Hrsg.):  Land development  strategies: Patterns,  risks  and  responsibilities;  Strategien der Raumentwicklung: 
Strukturen, Risiken und Verantwortung, vdf Hochschulverlag, Zürich, S.61ff. 
509  Kötter,  Theo; Weigt, Dietmar;  Frielinghaus, Benedikt;  Schetke,  Sophie  (2009): Nachhaltige  Siedlungs‐und  Flä‐
chenentwicklung.  Inhaltliche und methodische Aspekte der Erfassung und Bewertung,  in: Hepperle, Erwin;  Lenk, 














scher  Prozess“511  der Weiterentwicklung. Die  damit  verbunden  Aufgaben  lassen  sich  in  der 




Steuerungs‐  sowie  Entscheidungsfunktionen  zur  Erreichung  einer  nachhaltigen  Planung  und 
der damit verbundenen Monitoringfunktion zur Überprüfung des Grads der Zielerreichung.512 
Die raumbezogene Strukturierung nachhaltiger Entwicklung lässt sich in den Handlungsfeldern 
über die dargestellten Faktoren abbilden und  somit  zu einzelnen Einheiten  fassen,  in denen 
sich Zielkategorien und  im Weiteren auch Maßnahmen gruppieren  lassen. Diese Untergliede‐








gen  verbunden, da  „die Raumplanung  in  ihrer  Funktion des Angehens und der Bewältigung 
räumlicher Probleme Teil der Politik und damit der politischen Planung“513  ist. Das politisch 
motivierte „30ha Ziel“ der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, also die bis zum Jahr 2020 auf 
30  ha  pro  Tag  reduzierte  Flächenneuinanspruchnahme  für  Siedlungs‐  und  Verkehrszwecke, 
stellt eine Zusammenfassung und Weiterführung der qualitativ orientierten Formeln der „In‐




512 Vgl.  Kötter,  Theo; Weigt, Dietmar;  Frielinghaus, Benedikt;  Schetke,  Sophie  (2009): Nachhaltige  Siedlungs‐und 
Flächenentwicklung. Inhaltliche und methodische Aspekte der Erfassung und Bewertung, in: Hepperle, Erwin; Lenk, 












fahrtsgewinne.“515  Hiermit  wird  insbesondere  auf  die  Wiedernutzung  innerstädtischer  oder 







und  Marktzugang“518  haben  entstehen  lassen,  nicht  mehr  Kristallisationspunkt  räumlicher 
Entwicklungen. Die erwünschte Mischung der Funktionen im städtischen und damit räumlich‐ 






































ben  sollen.  Die  dargestellten  stadtplanerischen  und  politischen  Ziele  und  die  abgebildeten 
Dimensionen  zielen  auf  die  Verhinderung  weiterer  Neuinanspruchnahmen  von  Flächen  für 
Siedlungstätigkeiten  und  somit  auf  eine Umkehr  disperser  Siedlungsentwicklungen  und  der 
damit  verbunden  Kollateraleffekte  ab. Hierbei  kommt,  im Gegensatz  zur  funktionalistischen 













der  Siedlungs‐  und  Standortentwicklung  unter  den  Bedingungen  der  flächensparsamen  Ent‐
wicklung. Zum anderen stehen diese, auf die Erzeugung kompakter Siedlungsstrukturen ausge‐








rakteristika  zu einer ein‐ oder auch gegenseitigen Risikobelastung und  somit  zu Spannungen 
führen können. Dabei  ist zwischen einer Belastung  innerhalb und zwischen den Gebieten  zu 
unterscheiden. Im vorliegenden Zusammenhang wird zur Abgrenzung der gebietsintern ausge‐
richteten Gefahrenvorsorge durch  konkrete Maßnahmen  auf den  gebietsexternen, nachbar‐
schaftsrelevanten Bezug technischer Risiken fokussiert, dessen Bewältigung vornehmlich durch 








nen  Steuerungsmöglichkeiten  hinsichtlich  ihrer  Erzeugung,  Ausprägung  und  Weiterentwick‐
lung. 
Die  Grundkonstellationen  ergeben  sich  daher  im  Wesentlichen  aus  einem  jeweiligen  Sied‐
lungsentwicklungszusammenhang, der sich in spezifischen, räumlich unterschiedlichen Auswir‐
kungen  hinsichtlich  Art, Umfang, Dauer  sowie  sachlicher  und  räumlicher  Verbindungen  der 
Nutzungen  darstellt.  Bei  städtebaulichen  Planungen  besteht  dabei  grundsätzlich  die  Unter‐
scheidung in konfliktfreie und die konfliktträchtige Nutzungsnachbarschaften. Zu den konflikt‐

























                                                          
524 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 






Zur  langfristigen Ordnung und  Entwicklung bestehender  Siedlungsstrukturen wird daher  auf 
die Konfliktlösung durch die gezielte  (Über)Planung von bestehenden oder potentiellen Kon‐
fliktbereichen  und  deren  risikobewältigende  Anpassung  zurückgegriffen. Der  implizierte  Zu‐
kunftsbezug wird einerseits durch die Schaffung planerischer Freiräume durch Straffung bzw. 
Organisation  in städtebaulicher Strukturgebung erzeugt. Andererseits wird die Standortsiche‐
rung  sowohl auf gewerblicher als auch auf  schutzbedürftiger Nutzungsebene  im Sinne einer 
vorsorgenden Siedlungsentwicklung verortet. 
Neuplanungen  werden  im  Sinne  der  Ansiedlung  von  Nutzungen  verstanden,  deren  Unter‐
schiedlichkeit hinsichtlich  ihres  räumlichen Risikos  eines  Steuerungserfordernisses  zur  Erhal‐
tung  städtebaulicher Ordnung unterliegt. Dabei  sind auch  zukünftige  räumliche Anpassungs‐




zungen und Belastungen  unterscheidet,  sondern  eine markante, materielle Verbindung  zwi‐
schen den Baugebieten herstellt. 
Siedlungsbestände  sind  von  besonderem  Interesse,  da  diese mit  Spannungen  im  Sinne  der 






trächtigen  (behindern).“525  Grundbedingung  ist  allerdings  die  ungeplante  Entstehung  dieser 










                                                          
525 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 








tigen Sicherung dieses Zustands  im Sinne  räumlicher Vorsorge.  Im Wesentlichen werden die 
Gemenge aus dem Nutzungsbestand geformt, der bereits mit einer Belastungssituation  ver‐
bunden ist, und aufgrund dieser sich bauleitplanerische Interventionen auf passive oder aktive 
Schutzmaßnahmen  beschränken  müssen.  Die  Formung  des  bestehenden  Verhältnisses  zwi‐
schen Quelle und Betroffenen  ist dabei mit der Legalität der störenden Nutzung und dem  je‐
weiligen  Stand  der  Technik  einerseits  sowie  dem  faktischen  Bestandsschutz  dieser Nutzung 
andererseits verbunden. 
Damit  bezieht  das  Rücksichtnahmegebot  alle  Nachbarschaftskomponenten,  auch  in  deren 
gegenseitigen Beeinflussung, mit in die Überlegungen ein. Die Relevanz bemisst sich nicht nur 





















                                                          
526 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen  (2007):  Immissionsschutz  in der Bauleitplanung – Abstände zwischen  Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten 










den  räumlich  abzubildenden  Zusammenhang  der  Siedlungsentwicklung  unter  dem Gesichts‐
punkt räumlicher Vorsorge.528 Die Vermeidung bzw. die Lösung der durch die planerische Tä‐
tigkeit entstehenden Spannungen durch die Planung  selber  sind dabei Aufgabenbestandteile 















zungen  in  ihrer  relativen,  großräumigen Verortung  der  Standorte  zueinander  sowie  in  ihrer 
absoluten, kleinräumigen Lokalisierung und Zuordnung durch  räumliche Abstände.  Insbeson‐
dere bei bestehenden Planungssituationen, deren strukturelle Entwicklungen eine Parallelität 
baulicher,  nutzungsbezogener  sowie  risikorelevanter  Zusammenhänge  erkennen  lassen  und 





sern. Weitergehende  technische  oder  bauliche Maßnahmen  am Quell‐  oder  Einwirkungsort 
von Gefahrenpunkten bzw. ‐faktoren sind zur technischen Vorsorge einsetzbar, werden jedoch 









aufgrund  ihrer  fehlenden Relevanz  zur  räumlichen Risikobewältigung und  raumordnerischen 
bzw. bauleitplanerischen Signifikanz in diesem Zusammenhang nicht näher betrachtet. 



















und der dort  verorteten,  risikorelevanten Nutzungsarten  zueinander.  Zum  anderen wird die 
Gestaltung der Nutzungen innerhalb bestehender Standortbereiche angesprochen, die im Ver‐
hältnis  ihrer nach  Innen und Außen gerichteten Gefährdungsgrade gegliedert sind. Dies wird 
zur  Erhaltung  oder  Erzeugung  der  nutzungsbezogenen  und  räumlichen  (Wei‐





Die  als  räumliche  Risikovorsorge  eingesetzten  räumlichen  Abstände  sind  entsprechend  der 
geplanten oder auf bereits realisierten Planungssituationen einzusetzen und unterliegen einer 
den Veränderungen  entsprechenden  Flexibilität,  die  die  Schutzbedürftigkeit  in Abhängigkeit 




Schutzabständen  in  Abhängigkeit  unterschiedlicher  räumlicher  Planungskonstellationen  her‐























vorzugeben. Eine  technisch  induzierte Verringerung oder Relativierung der Abstände wird  in 
diesem Zusammenhang nicht dargestellt, da diese nicht im Sinne der räumlichen Vorsorge bei 








hinderte  Schaffung und  Sicherung  räumlicher Abstände  zwischen  einer  risikorelevanten und 








räumlichen  Zusammenfassung  und wirkungsbezogenen Überlagerung  unterschiedlicher Nut‐




Die  Betrachtung  des  Bestands  betrifft  existierende  bauliche  sowie  nutzungsstrukturelle  Zu‐
sammenhänge, die aus einem bestimmten risikorelevanten Potentialgefüge heraus eine Wei‐
terentwicklung in Form von Anpassungen und Veränderungen erfahren müssen. Dies hat Aus‐
wirkungen  auf  die  risikorelevanten  Bezüge  der  Nutzungen  zueinander  und  in  dessen  Folge 





räumlich  und  inhaltlich  heterogenen Ausgangslagen  sowie  Entwicklungsmöglichkeiten  und  ‐
kontexte, die sich sowohl an ökonomischen und ökologischen als auch an sozialen Rahmenbe‐
dingungen orientieren. Die Vergrößerung bestehender Nutzungsflächen  durch  eine  Erweite‐
rung hat ebenfalls auf die quantitative Gestaltung risikorelevanter Abstände Einfluss. 
So werden diese bei der direkten Flächenerweiterung (Planungsfall B1, 2) oder bei einer räum‐
lich  abgesetzten  Flächenerweiterung  (Planungsfall  C1,  2)  im  bislang  als  Schutz‐  und  Sicher‐
heitsabstand  genutzten Nutzungszwischenraum  gestaucht. Dabei  ist  die  hinzutretende Nut‐
zungsart der Planungsfälle C1 und C2  in Abhängigkeit  ihrer eigenen und  relativen Risikorele‐
vanz und somit hinsichtlich ihres Abstandserfordernisses zu klären. C1 staucht den räumlichen 
Abstand  in einer eindeutigen Ausrichtung auf die schutzbedürftige Nutzung. C2 stellt die un‐









dernden  Risikoniveau,  das  sich  der  ihm  verbundenen Nutzungsartausdehnung  anpasst  (Pla‐
nungsfall D1, 2). Dies hat keinen quantitativen Einfluss auf den weiterhin bestehenden Poten‐
tialunterschied, dennoch wird dieser durch die flächenbezogen einseitige Verkleinerung quali‐






















Des Weiteren  ist  als  räumliche Grundkonstellation  ein  Zusammenhang bestehender baupla‐
nungs‐ oder fachrechtlich genehmigter Nutzungen anzusehen, die in unterschiedlichen Ebenen 















migen Ausgangslagen  und  darauf  aufbauender  Entwicklungsoptionen  raumindividuelle Mus‐
ter, die sich in hybriden Formen und im Zusammentreffen unterschiedlicher Stadien strukturel‐
ler  und  nutzungsspezifischer  Entwicklung  befinden. Wie  in  den  vorherigen  Abschnitten  des 
Kapitel 4 aufgezeigt, entstanden die Planungsfallkonstellationen in Verbindung zu einer paral‐
lel  verlaufenden  Entwicklung  technischer  Innovationen,  siedlungs‐  und  nutzungsbezogener 
Strukturen sowie in diesem Konglomerat aufgehender technikindizierter Risiken im Raum. Die 
differenzierte  Betrachtung  und  Bewertung  der  aufgezeigten  Konstellationen  unter  Risikoge‐
sichtspunkten  ist dabei  immer  vom  vermittelten oder  vom  angestrebten  Entwicklungspunkt 

























ten  ist mit  ihrer Bewältigung auf unterschiedlichen Ebenen und  in verschiedenen  sachlichen 
Zusammenhängen  verbunden,  um  ein  geordnetes  Zusammenleben  zu  ermöglichen  und  die 
Stadtbewohner  sowie  die Umwelt  vor  negativen  Einwirkungen  langfristig  und  dauerhaft  zu 
schützen. 
Der  Fokus und  inhaltliche  Schwerpunkt der Betrachtungen  veränderte  sich  jedoch  aufgrund 
sich  wandelnder  Rahmenbedingungen,  deren  entwicklungsrelevante  Vorgaben  durch  eine 
Adaption  in der Stadtplanung aufgenommen wurden. Die Verhinderung oder Beseitigung von 




Betrachtung  geplanter  oder  bestehender  Nutzungs‐  oder  Strukturzusammenhänge,  deren 
Selbstregulierung nicht durch Marktkräfte möglich war und die darin kulminierenden Interes‐
sen durch Intervention einer übergreifend agierenden und mit entsprechenden Möglichkeiten 
ausgestatteten  staatlichen  Instanz  zu  einem  gerechten  Ausgleich  zu  bringen  waren.  Dieser 
formierte  sich nicht nur als Abwägung  raum‐ und  flächenbezogener  Interessen, die  zu einer 
bestimmten  Flächennutzungsart  oder  ‐form  der  Nutzungsverteilung  führten,  sondern  trat 























sowie  durch  legislative  Regelungsmöglichkeiten  flankiert  und  legitimiert,  um  einen  gesell‐
schaftlich‐  normierten  Rahmen  eines  akzeptierten  oder  tolerierten  technischen  Risikos  zu 
schaffen,  in dem  sozial‐ gesellschaftliche,  technische oder wirtschaftliche Prosperität ebenso 
möglichen waren, wie die quantitative und qualitative Entwicklung des Siedlungsraums. 
Dies  führte zu einer systematischen Trennung städtischer Funktionen und der Verteilung der 
damit  in  Verbindung  stehenden  Nutzungen  in  unterschiedlichen,  räumlich  voneinander  ge‐
trennten Standorten, die durch Infrastrukturen miteinander  in Verbindung und somit auf die‐
sem Weg in Beziehung zueinander gesetzt wurden. Diese raum‐ und flächenextreme Form des 
Umgangs mit  technischen Risiken  im  Sinne der Vorsorge  stand einem wachsenden Umwelt‐ 






ressen  und  somit  der  bis  dahin  getrennten,  verschiedenen  Risikorelevanzen  der Nutzungen 
hinsichtlich Schutzbedürftigkeit und Gefährdungspotential. 
Die  zeitliche  Abfolge  unterschiedlicher  Haltungen  gegenüber  raumrelevanten,  technischen 
Risiken bildete  sich  in den  Stadtstrukturen  in  Form  von Nachbarschaften  ab, die  sich  in be‐
stimmten Nutzungskontexten  darstellen  und  grundsätzlich  als Ausgangslagen  in Verbindung 
mit Neuplanung  oder  Bestand  anzusehen  sind.  Im Modell  räumlicher Grundkonstellationen 
risikobezogener Nachbarschaften ergeben sich die Zusammenhänge aus Standorten und ihren 
Beziehungen über das von  ihnen ausgehende Risiko  für die umgebenden  (Bestand) bzw. an‐















eines Einzelereignisses,  z.B. eines  technischen Störfalls,  in Betracht. Da  in der  industriell ge‐
prägten Gesellschaft aller  Industrieländer nahezu keine menschlich unbeeinflussten Bereiche 
mehr bestehen, wird der Umweltbegriff532 als eine Erweiterung der herkömmlichen Bezüge der 
natürlichen  Lebensgrundlagen  des Menschen,  der Ökosysteme  und  ihrer  Beziehungen  zuei‐
nander um die menschlich geprägten bzw. gestalteten Lebensräume verstanden.533 Dement‐
sprechend bringen Umweltschäden auch  immer Nachteile für den betroffenen Menschen mit 

















minus  durch  den  Einbezug  „räumlich  und  zeitlich  entfernter  Gefahren,  geringe[r]  Eintritts‐
wahrscheinlichkeiten und einen begründeten Gefahrenverdacht“534 ab.  
                                                          













mensetzungen wird  durch  den Umweltschutz  […]  und  vor  allem  durch  die Grundrechte  als 
Abwehrrechte, aber auch als Schutzpflichtgebote an den Staat konstituiert, durch staatliches 










Umweltverschmutzungen  Privater  in  ihren  grundrechtlich  geschützten  Rechtsgütern  (Leben, 
Gesundheit, Eigentum) geschädigt werden. Dem Gesetzgeber verbleibt dabei aber ein erhebli‐
cher Gestaltungsspielraum. Ihm obliegt es, die Gefahrensituation zu beurteilen und geeignete 












                                                          

















denen  Gefährdungen.  Dieser  Ansatz  liegt  sehr  vielen  Umweltschutzgesetzen  zugrunde.  Be‐
kannte Beispiele hierfür sind die Naturschutzgesetze, das Wasserhaushaltsgesetz und das Bun‐
desbodenschutzgesetz. Daneben  steht  die  Begrenzung  schädlicher  Auswirkungen  bekannter 
Umweltgefahren. Dies kann auf zwei Weisen erfolgen: Zum einen kann quellenbezogen ange‐






















zahlreiche  Nachbesserungen  notwendig.  Beispiele  sind  die  Novellierung  des  Bundes‐














Dabei  kann  von  einer  inhaltlichen  Weiterentwicklung  und  Ausdifferenzierung  des  Umwelt‐








zelvorschriften  und  ‐betrachtungen  zu  einem  übergreifenden Umweltmedienbe‐
zug  und  das  Aufkommen  einer  gesellschaftsbezogenen  Umweltpolitik,  die  das 
Umweltrecht nicht trennscharf von anderen Rechtsgebieten abgrenzt sowie 
 die Entwicklung vom konservierenden Schutz bestimmter Umweltgüter  zu deren 













 die Ordnungsverwaltung  in der direkten Verhaltenssteuerung, etwa  in der Form von 
Genehmigungen, 













überführt,  die  die  Vermeidung  von  schädlichen  oder  gefährlichen  Beeinträchtigungen  bzw. 
Eingriffen vor deren Verminderung oder Verlagerung setzen und somit dem vorsorgebezoge‐
nen Entscheidungsgedanken bzw. Abwägungsbezug entsprechen, der die Bewältigung einge‐





















                                                          
544 Vgl. Erbguth, Wilfried; Schlacke, Sabine (2010): Umweltrecht, Nomos Verlag, Baden‐Baden, S.79ff. 










prinzipien  als  systematisierte  Betrachtung  des  Umweltschutzes  begreifen,  deren  logische 
Struktur und  innere Konsistenz den  Schutz der Umweltmedien wirksam unterstützen  soll.548 
Das  Vorsorgeprinzip  entspricht  dabei  dem  Schutzgedanken  im  Sinne  zeitlich  vorverlagerter 
Entscheidungen  auf Basis bestimmter  genealogischer oder  systemischer Unsicherheiten. Die 
Verknüpfung  der  Prinzipienansatzes  mit  den  umweltpolitischen  Grundlagen  wird  durch  die 






















                                                          
























Schadensmöglichkeit  als  Auslöser  für  die  Rechtsanwendung.  Risiken  treten  auf,  wenn  der 
Schadenseintritt  nicht  vollkommen  ausgeschlossen werden  kann  und  im  Bereich  der Wahr‐
scheinlichkeit  liegt.  In  diesem  Sinne  ist  die Gefahrenlage  durch  eine  Konkretheit  und Über‐
schaubarkeit, das Vorsorgeprinzip durch Gefahrenunabhängigkeit und Unsicherheit hinsicht‐
lich  Ausmaß  und  Zeitpunkt  geprägt.  Das  Vorsorgeprinzip  ist  insbesondere  in  §5  Abs.1 Nr.2 
BImSchG  i.V.m. §1 BImSchG verankert. Dadurch werden eine Vorverlagerung des gebotenen 
Immissionsschutzes  und  die  Schaffung  eines  Sicherheitsbereichs  vor  der  Gefahrenschwelle 
bezweckt.  Im Zusammenhang mit den Pflichten zur Errichtung und zum Betrieb einer geneh‐
migungsbedürftigen Anlage  ist dies  im  Sinne der Gefahrenabwehr, also der konkreten Maß‐
nahmenzuweisung, zu verstehen554 und gilt somit nur im Rahmen der Verhältnismäßigkeit und 





Handlungserfordernis  im  Vorhinein  auf  technische Maßnahmen  reduzieren würde  und  eine 




























sammenhang mit  konkreten, bewerteten Umgebungszuständen  oder  Entwicklungen  anwen‐
den.  „Vorsorge  […] bedeutet nicht, daß Schutzmaßnahmen erst dort  zu beginnen brauchen, 
wo aus gewissen gegenwärtigen Zuständen nach dem Gesetz der Kausalität gewisse andere 
schadenbringende  Zustände oder Ereignisse erwachsen werden. Vielmehr müssen  […]  Scha‐
denmöglichkeiten in Betracht gezogen werden, [für] die […] nach dem derzeitigen Wissenstand 
[…] noch keine Gefahr sondern nur ein Gefahrenverdacht […] besteht […] um Risiken aufgrund 









bewahren und  auf der  anderen  Seite  sozio‐ ökonomische Bedürfnisse  zu beachten, eng mit 
dem Vorsorgeprinzip verbunden und spiegelt Aspekte dieses reflektierend und interpretierend 














„Ausgleich des  Erfordernisses“561  ist die  intensive Beteiligung Betroffener  an  Entscheidungs‐
prozessen ein Kernbestandteil zur Umsetzung des Nachhaltigkeitskonzepts, das sich u.a. in den 
Beteiligungsprozessen der  Lokalen Agenda 21 abbildet. Eine Konkretisierung des Nachhaltig‐





trächtigungen der Umwelt demjenigen  zugerechnet werden,  der  sie  verursacht hat.  Es  ent‐
spricht damit der Gefahrenabwehr, da die Störungsbeseitigung direkt an den Verursacher ge‐
bunden wird,  so  dass  eine  Beseitigungspflicht  entsteht  und  somit  die Herstellung  des  Aus‐
gangszustands angestrebt wird. Umweltschutz ist als gemeinsame Aufgabe von Bürgern, Wirt‐
schaft und Staat zu verstehen und diese Maxime  im Kooperationsprinzip umzusetzen. Durch 
die  Mitwirkung  Betroffener  sollen  umweltpolitische  Entscheidungen  verbessert  und  damit 




































chen  Genehmigung  abhängig  macht.  Daher  werden  die  Grenzwertziehung  und  der  Einsatz 
bestimmter  limitierbarer  Dimensionen  in  diesem  Zusammenhang  als  Gefahrenabwehr  ver‐
standen. Diese Standardsetzung erfüllt  im „typischen Regelfall  […] messbare Größen  in Form 
von Richt‐ und Grenzwerten […]. Diese naturwissenschaftlich messbaren Größen repräsentie‐
ren regelmäßig Gefahr‐ und Risikoschwellen für die Menschen bzw. ihre Umwelt, deren Über‐
schreitung das Umweltrecht  von  vornherein  vermeiden will.“564 Hierfür muss durch die Pla‐
nung die Einhaltung bestimmter Vorgaben nachgewiesen werden,  so dass  z.B. bei geräusch‐ 







sermöglichung  durch  Technikentwicklung“565  entsteht.  Dies  soll  die  Begrenzung  technischer 
Risiken durch eine Anwendung rechtlicher Vorgaben bei einer möglichen Techniknutzung un‐




Umweltabgaben  sind  öffentlich‐  rechtliche  Geldleistungen,  die  zur  Verfolgung  ökologischer 
Zwecke  erhoben  werden.  Beispiele  sind  Steuern,  Gebühren,  Beiträge  und  Sonderabgaben. 
Auch  Lenkungsabgaben oder Ausgleichsabgaben  sind möglich. Dabei  soll vor allem dem Ge‐
danken  der  intrinsischen  Verhaltenssteuerung  entsprochen werden,  die  jedoch  nicht  gegen 
das Verursacher‐ oder Vorsorgeprinzip eine Durchsetzung individueller Interessen begünstigen 
darf. Vielmehr  sollen durch den wirtschaftlich basierten  Instrumenteneinsatz durch Abgaben 
                                                          
















Die Umweltplanung  ist dabei ein Mittel  vorsorgender Umweltpolitik. Dabei  erhalten  sowohl 
die sektoralen Fachplanungen als auch die  integrierten Planungskonzepte  in  ihren  jeweiligen 









higkeit  und  nachhaltige  Nutzungsfähigkeit  der  Naturgüter.  Dies  betrifft  insbesondere  „die 










Im  Sinne  des  Vorsorgeprinzips  ist  danach  die  grundsätzliche  Trennung  in  vermeidbare  und 
                                                          
567 Vgl.  Jänicke, Martin; Kunig, Philip; Stitzel, Michael  (2003):  Lern‐ und Arbeitsbuch Umweltpolitik, Politik, Recht 
und Management des Umweltschutzes in Staat und Unternehmen, Dietz Verlag, Bonn, S.100ff. 

















angewendet,  der  hier  das  „Gebot  einer  vollständigen  Kompensation  des  Eingriffs  durch  die 
bauleitplanerische Abwägung relativiert.“577 


















ordnungsrechtlichen  Maßnahmen  der  Abwehr  schädlicher  Bodenveränderungen,  der  Sanie‐
                                                          


























in  einem  umweltmedienübergreifenden  Ansatz,  der  die  anthropozentrische  Fokussierung 
durch  die  Beachtung  des  Lebensumfelds  und  seiner  Bedingungen mit  in  die  Betrachtungen 




bald diese  in  ihren  Eigenschaften  als  Immissionen  dazu  geeignet  sind, Gefahren,  erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbei‐
zuführen.  In diesem Sinne  ist das  faktische Vorhandensein von Gefährdungen  somit obsolet 
und wird durch die Verdachtsmomente der negativen Beeinflussung ersetzt. 
§1 Abs.1 BImSchG nennt in diesem Zusammenhang nicht nur den Schutz vor schädlichen Um‐




weitere Bezugnahmen, die  in Gefahrenverdachtsmomente münden. Als  solche  kann hierbei 
keine  hinreichende  Verbindung  bzw.  eine  Abhängigkeit  zwischen  einer  Entwicklung,  ihrem 
Verlauf und einem Schadenereignis bewiesen werden. Erst die Bewertung als hinreichendes 




len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 








seelischen Gesundheit  des Menschen  bzw.  zur  Schadensfreiheit  und  Funktionsfähigkeit  von 
Sach‐ und Kulturgütern zu sehen. §3 Abs.1 BImSchG bestimmt die Allgemeinheit und Nachbar‐
schaft als die zu schützenden Personenkreise, die  in  ihren Eigentums‐ oder Nutzungsrechten 








duell  mit  daraus  folgenden  Maßnahmen  und  Vorgaben  verbunden  und  ordnen  sich  dabei 
grundsätzlich unter die faktische und planungsbezogene Bewahrung bestehender bzw. Schaf‐
fung  neuer  „Freiräume  für  künftige  Entwicklungen“586  ein. Hierbei wird  der  konventionelle, 
polizeirechtliche Gefahrenbegriff durch eine immissionsschutzrechtliche Einflussnahme um die 









rung  oder  zum  Transport  der  in  diesem  Zusammenhang  stehenden  Produkte  abgestellt. 
Grundsätzlich wird daher  in genehmigungsbedürftige und nicht‐ genehmigungsbedürftige An‐
lagen  unterschieden,  die  als  solche  einer  präventiven Genehmigung  bei  der  Errichtung  und 
zum Betrieb, aber auch bei einer wesentlichen Änderung zuzuführen sind und solche, die von 
dieser Genehmigungspflicht,  unbeschadet  der weiterhin  einzuhaltenden Grundpflichten  der 
Vorsorge  und  des  Schutzes,  ausgenommen  werden.590  Der  dabei  verwendete  Begriff  des 
                                                          
































von Auswirkungen schwerer Unfälle  im Sinne der Seveso  II‐ Richtlinie zu und  trägt somit zur 
räumlichen  Vorsorge  bei  technischen  Risiken  bei.  Im  Rückgriff  auf  den  Zusammenhang  von 
umweltschützendem Charakter der Planung und damit verbundener und in diesem Sinne auch 
verbindlicher  räumlicher  Vorsorge  „stellt  deshalb  eine  typisch  planerische  Zielsetzung  dar, 









593 Vgl. Hansmann, Klaus  (Hrsg.)(2007): Grundzüge des Umweltrechts, Arbeitskreis  für Umweltrecht, Beiträge  zur 
Umweltgestaltung A161, Schmidt Verlag, Berlin, §6. 
594 Vgl. Schmidt, Alexander  (1992): Bauleitplanung und  Immissionsschutz  für gewerbliche Anlagen, Rechtsgrundla‐
gen, Regelungsmöglichkeiten, Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, Schriften des  Instituts  für Umwelt‐
recht, Dissertation, Universität Göttingen, S.50ff. 









Dieser  Gedanke  der  Nachbarschaftsgestaltung  steht  in  inhaltlicher  und  sachlicher  Überein‐
stimmung mit den bereits beschriebenen Entwicklungen der Wirtschaft des 19. und beginnen‐
den 20. Jahrhunderts und den damit verbundenen siedlungsspezifischen Veränderungen. Aus 




unter  planerischen  Gesichtspunkten  eindeutige  Lösung  und  Regelung  der  Zusammenhänge 




absoluten  Verortung  bzw.  ihrer  Zusammensetzung.  Die  angestrebte  Staffelung  aneinander‐
grenzender Gebiete  kann  zusätzlich durch eine Untergliederung der einzelnen Baugebietsty‐





Die Querschnittsorientierung der Raumplanung599  steht  in engem  inhaltlichen Bezug  zur Ge‐
samtplanung,  die  somit  ihrer  Koordinierungsaufgabe  im  Sinne  des  Interessenausgleichs  und 
der  Konfliktvermeidung  oder  ‐bereinigung  nachkommt.600  Die  „gesamträumliche  Entwick‐
lungsaufgabe“601  steht  im  Betrachtungszentrum  der  Umsetzung  einer  nachhaltigen  „städte‐
baulichen  bzw.  (Raum‐)  Entwicklung  (§1  V  1  BauGB,  §1  II  ROG).“602  Die  Trennung  in  eine 
überörtliche Gesamtplanung und eine gesamt‐ und teilörtliche Bauleitplanung entspricht dabei 
sowohl der Umsetzung des  in  §1 Abs.3 ROG  formulierten Gegenstromprinzips,  als  auch der 
                                                          
596 Vgl. Hansmann, Klaus  (Hrsg.)(2007): Grundzüge des Umweltrechts, Arbeitskreis  für Umweltrecht, Beiträge  zur 
Umweltgestaltung A161, Schmidt Verlag, Berlin, §6. 



















normiertes,  inhaltlich  gestaffeltes  und  hierarchisiertes  Planungssystem,  das  sich  in  differen‐








Stufen  aufgeteilte  Planungssystem  eine  regelungsbezogene Abschichtung  und  eine mit Ver‐
größerung des Planungsmaßstabs stattfindende Detaillierung und Ausdifferenzierung. Es glie‐
dert  sich auf der  rechtlichen Ebene  im Wesentlichen  in die überörtliche und örtliche Ebene, 
wobei zweite sich nochmals in die gesamt‐ und teilgemeindliche Ebene aufspalten lässt.605 
Dabei ist die Aufgabe überörtlicher Gesamtplanung auch überfachlich, was einerseits zu einer 
Koordination und  zum Ausgleich der unterschiedlichen  raumrelevanten Aspekte  führen  soll, 
andererseits  aber  auch  raumbedeutsame  „Entwicklungsvorstellungen  formuliert  und  durch 
Programme  [und] Pläne,  […]“606 umsetzt. Hierzu zählt unter anderem die „leidbildhafte, nor‐


























mungsauftrag)“,  der  Ausgleich  „auftretende[r]  Konflikte  […]  (Ausgleichsauftrag)“  sowie  die 
„Offenhaltung von Optionen (Vorsorgeauftrag).“609 Somit soll eine Grundlage für den übergrei‐
fenden Ausgleich der wirtschaftlichen,  sozialen und ökologischen Entwicklung der Teilräume 
des  Staates  geschaffen  und  insbesondere  die  Lokalisierung  und  normierte  Reglementierung 
bedeutsamer  Planungen  und Maßnahmen  vorgenommen werden.  Ziel  jeglichen  staatlichen 
Handelns  ist die Verbesserung derzeitiger  Zustände über  eine  koordinierte  Entwicklung und 




sowie  inhaltlichen  Zusammentreffens  bzw.  ihrer Überlagerung, was mit  einer  Verhinderung 
oder  Lösung  raumrelevanter  Konflikte  verbunden  ist. Dies wird  über  die  „Koordination  der 
siedlungs‐  und  freiraumorientierten Nutzungsansprüche  sowohl  in  qualitativer Hinsicht  (Zu‐
ordnung und Verteilung der Art der Nutzung) als auch  in quantitativer Hinsicht  (Maß der Zu‐
ordnung und Verteilung)“611 erreicht. Hierbei verfolgt das ROG die finale Planzielbestimmung, 
die  über  die  instrumentalen,  der  Planmittelbestimmung  sowie  die  prozeduralen Handlungs‐
normen der Planverfahrensbestimmung eingefasst werden.612 Dies dient der Rechtmäßigkeit 
sowie der Überprüf‐ und Verifizierbarkeit einer sachgerechten Planung. 
































len oder politischen Veränderungen  in  ihrer Übersetzung als Aufgaben  in der Raumordnung 
einem  ständigen  Wandel  unterlegen.  Die  auf  wachstumspolitischen  Ordnungsvorstellungen 
beruhenden  Konzepte  und  Instrumente  raumplanerischen  Handelns  stehen  unter  dem  Ein‐
druck gesellschaftlicher, sozialer oder wirtschaftlicher Alterungs‐, und Schrumpfungsprozesse 
und einer damit verbundenen heterogenen räumlichen Entwicklung. Dabei werden unter an‐
derem  die  bereits  bestehenden  ökologischen  oder  siedlungsstrukturverbundenen  Konflikte 
verschärft oder neu hinzugefügt, was sich aus einer steigenden oder abschwächenden Nach‐
frage nach Flächen‐ und somit Raumressourcen ergibt.614 Die Erreichung eines angemessenen 













nannte  nachhaltige  Entwicklung  als  Leitvorstellung  zur  Erreichung  einer  dauerhaften,  groß‐
räumig ausgewogenen Ordnung  in den Teilräumen angestrebt. Dabei bestehen zwischen der 
nachhaltigen  räumlichen  Entwicklung  und  der  funktions‐  und  nutzungsbezogenen  Vorsorge 




















Abs.2  i.V.m. Abs.1  in  sachlichen und  räumlichen Teilplänen  zusammengefasst. Hierzu  zählen 
die Raumordnungspläne, die  in der zukunftsbezogenen,  langfristigen Raumplanung Siedlungs‐ 
und Freiraumstrukturen festlegen, um so eine ausgewogene, konfliktfreie Gesamtentwicklung 
zu ermöglichen  (§7 Abs.5 ROG). Hierzu  lassen  sich  in §7 Abs.6  i.V.m. Abs.7 ROG Gebiete  für 
raumbedeutsame Maßnahmen umgrenzen, deren räumliche Zusammenfassung der erforderli‐
chen  Koordination  der  Raumansprüche  oder  der  Sicherung  der  Ziele  oder  Grundsätze  der 


































ende,  zusammenfassende,  überörtliche  und  überfachliche  Planung  für  die  raum‐  und  sied‐
lungsstrukturelle Entwicklung  ihres Planungsraumes auf mittlere und  längere Sicht“620 zu ge‐
stalten. Die Aufgaben der Raumordnung umfassen daher  gemäß  §1 Abs.1 ROG die  gesamt‐ 
und  teilräumliche  Entwicklung,  Ordnung  und  Sicherung  und  interpolieren  diese  gemäß  §8 
Abs.2 ROG  in einen Teilraum. Diese Planungsebene weist eine Mittlerfunktion  zwischen den 
landesplanerischen, gesamträumlichen Aussagen und der kommunalen Planungsebene auf, die 














 die  Implementationsfunktion  von  großräumigen  Grundsätzen  und  Zielen  der 
Raumordnung.623 
 













viduelle  Ausgestaltung  von  der  Zusammensetzung  und  Dominanz  raumplanungsrelevanter 
Inhalte und Themen  sowie von der Durchsetzungskraft bestimmter  Interessen und Gruppen 
abhängig  ist. Die maßstabsverkleinerte  Betrachtung  flächenrelevanter  Bedürfnisse  und Not‐
wendigkeiten  der  Nutzungen  stellen  einen  konfliktzentrierten  Umgang  mit  den  räumlichen 
Ressourcen auf regionaler Ebene dar. Hierbei sind die Siedlungsstandorte,  ihre absolute Lage 
im Raum, aber auch ihre relative Lage zueinander, die dort angesiedelten oder anzusiedelnden 
Nutzungen,  ihre  infrastrukturellen  Beziehungen  und  Verbindungen  zueinander  sowie  deren 
räumliche Anbindung zu Freiräumen von besonderem Interesse. Dies spiegelt sich in der „Orts‐ 
und  Problemnähe  [der]  Vorrang‐,  Vorbehalts‐  und  Eignungsgebiete“624  wider.  Im  Sinne  der 
Vorsorge ist die räumliche Planung auf regionaler Ebene in ihren Aussagen reduziert und stellt 
eine  inhaltliche  Übersicht  der  möglichen,  also  aus  den  benannten  Entwicklungsabsichten 
denkbaren oder der bestehenden, also bekannten Konflikten aus einer Überlagerung raumre‐








damit  die  Beurteilung  der  bauplanungsrechtlichen  Zulässigkeit  der Nutzung  von Grund  und 
Boden in Verbindung mit bauaufsichtlichen Verfahren und sicherheitstechnischen Anforderun‐
gen.625 Gemäß §1 Abs.1 BauGB hat die Bauleitplanung die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke  vorzubereiten und  zu  leiten. Dabei  ergibt  sich der planungsebenenverbundene 
Regelungsgehalt  aus  der Anwendung  des  Subsidiaritätsprinzips,  das  den  „Anteil  an  „Variab‐
len““626 mit  zunehmendem Maßstab  verringert  und  durch  konkrete,  planungssystematische 
Festsetzungen substituiert, so dass auch überörtliche Ziele und Grundsätze durch Anpassung 
oder Berücksichtigung in die kommunale Bauleitplanung einfließen. 
Maßgebende  Richtungsbestimmung  und  inhaltliche  Ausgestaltung  findet  das  Bauplanungs‐
recht  in der Aufgabenbestimmung der Bauleitplanung des §1 Abs.1 BauGB. Die Vorbereitung 
und Leitung der baulichen und sonstigen Nutzung unter städtebaulichen Gesichtspunkten ste‐
hen dabei  im Zentrum.  In Verbindung mit §1 Abs.3 BauGB wird der zeitliche und  inhaltliche 























die  damit  verbundene  verfahrensbezogene  und  rechtliche  Stellung  der  Abwägung  erhalten 
unter diesen Prämissen einen zentralen Platz im Verfahren der Bauleitplanung und bilden den 
qualitativen und quantitativen Maßstab  für die  integrierende Arbeit bzw.  für den  Instrumen‐
teneinsatz.  Sie  stellen  einen  unverzichtbaren  Bestandteil  des  Bauleitplanungsverfahrens  in 
materieller Hinsicht dar, da auf dieser Grundlage die Ziele und Grundsätze der Bauleitplanung 
vor  dem Hintergrund  ihrer  formellen Umsetzungsberechtigung  verwirklicht werden  können. 




flikte  im Sinne  ihrer Vermeidung, Beseitigung oder Minimierung, bevor die Spannungen  fak‐
tisch  auftreten.  Umweltschützende  Elemente  erhalten  in  diesem  Zusammenhang  aufgrund 







flächenverbundenen  Schutz  der Ökosysteme  abbildet,  sondern  der Begriff  inhaltlich  auf  die 
Umwelt als den gesamten Lebensraum des Menschen erweiterbar  ist.629 Der Schutz der Um‐
welt bezieht sich dabei auf eine breite Basis zu beachtender Bestandteile, deren Produkt auch 












Die  Berücksichtigung  bestehender  Strukturen  und  ihrer  inter‐  sowie  intradependenten  Ver‐
knüpfungen  in Geflechten und Netzwerken  ist damit eine  integrale Komponente städtebauli‐
cher  Entwicklungen.630 Die  gewachsenen  Strukturen  der  Siedlungen  und  die  damit  inhärent 
verbundenen raumrelevanten Konflikte stellen sich einerseits als Projektionseinheit und ande‐
rerseits als Abbildungsebene dar: Der städtebauliche Bestand nimmt die Position der werttan‐
giblen  Erwartungs‐ und Anspruchsverortung  ein. Gleichzeitig  formuliert  sich  aus,  in und mit 
bestehenden  Strukturen  ein  eigenständiges  Bild  der  angestrebten  zukünftigen  Entwicklung. 
Dabei  ist  eine Mischung  unterschiedlicher Nutzungen  aus  nachhaltigkeitsverbundenen,  um‐
welt‐ und bodenschützenden  sowie  städtebaulichen Gründen  erwünscht und  aufgrund öko‐
nomischer  und  sozialdemographischer  Entwicklungen  notwendig.  Sie  geht  einher  mit  dem 
baulich‐  strukturellen  Zustand  der  Gemengelagen,  die  Chancen  und  Risiken  als  immanente 
Bestandteile in sich tragen. 














felder,  die  sich  unter  anderem  in  der  „wirkungsvolle[n]  Steuerung  einer  nachhaltigen  Sied‐
lungsentwicklung“,  der  „Aktualisierung  der  dem  Flächennutzungsplan  zugrunde  liegenden 
Planungskonzeption  als  Voraussetzung  der  Gewährleistung  einer  zielorientierten  Steuerung 
der  Siedlungsentwicklung“  sowie  in  einem  der  räumlichen  Risikovorsorge  entsprechenden 




631 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 







„umfassende[n] Umweltschutz  sowie  eine[r]  vorausschauende[n] Umweltvorsorge durch die 
Überwachung unvorhergesehener Wirkungen ausdrücken.“633 
Die darauf folgenden Maßnahmenanwendungen zur Reduzierung oder Beseitigung von Risiken 
oder Gefahren  stehen  insbesondere  bei  Siedlungsbeständen  an,  deren  räumliche  Trennung 
nicht möglich  ist und daher durch den Einsatz  technischer Verfahren oder Einbauten umge‐
setzt wird.  In  jedem Fall  ist  in der Abwägung zu prüfen,  in wieweit eine räumliche Trennung 
sinnvoll mit anderen Zielen und Grundsätzen der Planung zu kombinieren ist oder singuläre mit 
gesellschaftlichen  Interessen hierin nicht  vereinbar  erscheinen.634 Die Bedeutung der Abwä‐
gung gemäß §1 Abs.7 BauGB  in und  für ein systematisches,  formelles, geordnetes Verfahren 
der Bauleitplanung und  für die  frühzeitige Beachtung aller  städtebaulich  relevanten Belange 
und  privaten  sowie  öffentlichen Notwendigkeiten  und  Anforderungen  bemisst  sich  aus  der 
Betonung und Verortung dieser Komponente  im Verfahren und  ihren  inhaltlichen und sachli‐
chen Verknüpfungen. Zur beabsichtigten Vollständigkeit des Abwägungsmaterials haben alle 













nungen und  Strukturierungen  sich dem Gebot  selbst auszusetzen haben und dies  langfristig 
umsetzen.636 Das bedeutet auch, dass die Verhältnismäßigkeit des Mitteleinsatzes zur Zieler‐
reichung gewahrt bleiben soll, was sich materiell‐ rechtlich auf die Nutzung der differenzierten, 
gliederungsspezifischen  Festsetzungsmöglichkeiten  der  Baugebiete  nach  §1  Abs.4  bis  10 
BauNVO oder die Festsetzungsmöglichkeiten nach §9 Abs.1 Nr.24 BauGB auswirkt. Die Forde‐




634 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 
Wohngebieten  im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige  für den  Immissionsschutz bedeutsame Abstände  (Ab‐
standserlass), Beilage. 
635 Vgl.  Stüer, Bernhard  (2009): Handbuch des Bau‐ und  Fachplanungsrechts. Planung  – Genehmigung  – Rechts‐
schutz, C.H. Beck Verlag, München, Rn.1308ff. 
636 Vgl. Williamson, Gabrielle H.; Hulpke, Herwig (2000): Das Vorsorgeprinzip. Internationaler Vergleich, Möglichkei‐












rung der Siedlungsentwicklung unter den  zeitlichen Aspekten der  Langfristigkeit und den  in‐
haltlichen Aspekten der Nachhaltigkeit, die aus dieser Konjunktion eine Verbindung der Ziele 
überörtlicher  Raumordnung  und  örtlicher  Bauleitplanung  herstellen.637  „Im Hinblick  auf  das 
Zusammenwirken von Bauleitplanung und Raumordnung ist vor allem die Flächennutzungspla‐
nung  von  Bedeutung,  ist  sie  doch  im  gestuften  System  der  räumlichen Gesamtplanung  der 
Regionalplanung unmittelbar benachbart und  stellt mit der  flächenendeckenden Darstellung 







ten  eruiert und  lokalisiert werden, ohne dabei den  Inhalten  eines Bebauungsplans und den 
darin realisierbaren Steuerungsmöglichkeiten auf diesem Planungsmaßstab vorzugreifen. Den‐
noch ist bereits hier eine räumliche Vorsorge durch die Darstellungsmöglichkeiten von Flächen 
mit Nutzungsbeschränkungen oder  für Vorkehrungen  zum  Schutz gegen  schädliche Umwelt‐















640 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 







rungen  zu boden‐ bzw.  flächenbezogenen  Festsetzungen  von Baugebieten und Maßnahmen 
und die damit  in Verbindung stehenden Zulässigkeiten bzw. Unzulässigkeiten zusammen, die 
konkrete,  rechtsverbindliche Wirkungen entfalten, unbeschadet der  Interessen anderer  fach‐
rechtlicher Vorschriften. Der Betrachtungsgegenstand räumlicher Vorsorge und der damit ver‐
bundene städtebaulich begründbare Ordnungs‐ und Entwicklungsanspruch der Bauleitplanung 
und  dessen Umsetzung  und  Sicherung  durch  die  systematische,  verfahrensbezogene  Instru‐






dann  in  Betracht, wenn  bestimmte  infrastrukturelle  Einrichtungen  sinnvoll  und  effizient  ge‐
meinsam  genutzt werden  oder  aufgrund  des  Emissionsverhaltens  und/oder  der  räumlichen 
Nähe zu schutzbedürftigen Nutzungen eine Verlagerung und Zusammenfassung städtebaulich 
oder immissionsschutzbezogen notwendig ist. 






Abs.1 Nr.24 BauGB  in die Regelung  von Bebauung  freizuhaltender  Flächen. Dies betrifft die 
gänzlich von Bebauung freizuhaltenden Flächen, die Flächen zur Realisierung besonderer Anla‐
gen  zum Schutz vor  schädlichen Umwelteinwirkungen und  sonstigen Gefahren  im Sinne des 
Bundes‐ Immissionsschutzgesetzes, die Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen  sowie  die  baulichen  oder  technischen  Vorkehrungen  zum  Schutz  vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen 
selbst. 
























Anlagen  zurück und  stuft diese  in eine Zu‐ und Unzulässigkeit  sowie  in eine ausnahmsweise 


















                                                          
642 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 





len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 




























keitsprüfung  (UVPG), das  sich  in die  Teile der Umweltverträglichkeitsprüfung  auf Vorhaben‐
ebene  (UVP) und der Planungs‐ und Programmebene  (SUP) gliedert, sowie die bauplanungs‐
rechtlichen Regelungen  zum  schonenden Umgang mit Grund und Boden  (Bodenschutz) und 
von Eingriffen in den Naturhaushalt (Vermeidungsgebot) einschließt. 





                                                          
646 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 
Wohngebieten  im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige  für den  Immissionsschutz bedeutsame Abstände  (Ab‐
standserlass), Beilage, S.70. 
647 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 





















welche  sich  auf  die  erheblichen  Umweltauswirkungen  von  Plänen  und  Programmen  kon‐
zentriert, bietet  sich durch den  zu erstellenden Umweltbericht ein weiterer Ansatzpunkt  zur 










In  diesem  Zusammenhang  ist  die  differenzierte  Formulierung  und  Konkretisierung  des  Ab‐
standserlasses im Bundesland Nordrhein‐ Westfalen von besonderer Bedeutung, da auf Grund‐
lage der  landesrechtlichen Vorgaben der  risikorelevante Zusammenhang  zwischen  Industrie‐ 
                                                          
































räumlichen Vorsorge und  dessen Umsetzung  in Abstandsklassen  verbindet. Die  Landesrege‐





ruchsimmissions‐ Richtlinie  (GIRL)  resultiert. Dies  ergibt  sich  vor  allem  aus dem  inhaltlichen 
Zusammenhang  zu Bestandsgebieten  und Gemengelagen,  die  aus  sich  heraus  und  aus  dem 
räumlichen  Zusammenhang  und  seinen  Restriktionen  die  Reduzierung  von  Abständen  nicht 
umsetzen  können  und  daher  auf  den  Einsatz  bestimmter  passiver  und  aktiver Maßnahmen 
„unter Berücksichtigung des Standes der Technik“653 zurückgreifen müssen. Dies betrifft auch 
die  Umsetzung  planerischer  Überlegungen  zur  Erhaltung  oder  Förderung  einer  städtischen 
                                                          
652 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 
Wohngebieten  im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige  für den  Immissionsschutz bedeutsame Abstände  (Ab‐
standserlass), S.14. 
653 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 








rücksichtigung möglicher  zukünftiger Betriebserweiterungen.  „Dieses Erfordernis wird  insbe‐
sondere  bei  der  Überplanung  von  Gemengelagen‐  Situationen  deutlich,  bei  denen  […] 
zwangsweise geringere Abstände berücksichtigt werden müssen.“654 





zwischen  genehmigungs‐  und  nicht‐  genehmigungsbedürftigen  Anlagen.  Zu  den  genehmi‐








bestimmter  baulicher  und  sonstiger Anlagen  kommt  der  lokalen  nutzungsrelevanten  Einzel‐








                                                          
654 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 
Wohngebieten  im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige  für den  Immissionsschutz bedeutsame Abstände  (Ab‐
standserlass), S.8. 
655 a.a.O., S.15. 
656 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 




659 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 




Kategorisierung  der  Nutzungsarten  unterschiedliche  Richtwerte  gekoppelt  werden  können. 
































                                                          
660 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 
Wohngebieten  im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige  für den  Immissionsschutz bedeutsame Abstände  (Ab‐
standserlass), Ziff. 2.2.3. 
661 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 






ren  Abgleich mit  der  Abstandskategorisierung  und  den  dort  angegebenen  Abstandswerten, 
deren Einhaltung angestrebt wird.  Ist der dort angegebene Abstand nicht einzuhalten, kann 
durch Einzelgutachten bestimmt werden, ob die vorgesehene, maximal zur Verfügung stehen‐











barschaft  bereits  bestehender  Industrie‐  oder Gewerbebetriebe,  deren  emissions‐  oder  flä‐
chenbezogener Auslastungs‐ bzw. Nutzungsgrad bereits voll ausgeschöpft  ist und daher keine 
weitergehenden Belastungen zu erwarten sind, sehen dabei die maßgebende Abstandsorien‐








sprechen,  sind  innerhalb  des  Gutachtens  die  anlagenimmanenten,  betriebsbedingten  Unsi‐
cherheiten  in die Überlegungen mit einzubeziehen und  somit planungspraktikabel  zu gestal‐
ten. Daher wird  „die  für  die  jeweilige Nutzung  ungünstigste  Emissionssituation  bei  bestim‐
mungsgemäßen Betrieb“665 zugrunde gelegt, die auch die zum Planungszeitpunkt absehbaren 
Entwicklungen der Betriebe einschließt. 
                                                          
662 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 
Wohngebieten  im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige  für den  Immissionsschutz bedeutsame Abstände  (Ab‐
standserlass), Ziff. 2.4.1.3. 
663 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 







Nutzung“666  auf  eine  nach  den  immissionsschutzrechtlichen  Vorschriften  entgegenstehende 
Unzulässigkeit.  Dabei  kann  durch  den  Einsatz  erforderlicher  betriebsorganisatorischer  oder 
technischer Maßnahmen auf der Emissionsseite eine Verbesserung der bestehenden Situation 
erreicht werden,  so dass eine Wohngebietsrealisierung möglich  ist.  In der weiteren Betrach‐
tung  ist die gutachterlich  feststellbare Situation günstiger, als dies nach planungs‐ und/ oder 









Distanz  zwischen  den  benachbarten,  relevanten  Nutzungen  ausreicht,  um  den  Schutz  von 















                                                          
666 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein‐ Westfa‐
len  (2007):  Immissionsschutz  in  der  Bauleitplanung  Abstände  zwischen  Industrie‐  bzw.  Gewerbegebieten  und 
Wohngebieten  im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige  für den  Immissionsschutz bedeutsame Abstände  (Ab‐
standserlass), S.17. 
667 a.a.O., S.18. 
668 Vgl. Ministerium  für Umwelt  und Naturschutz,  Landwirtschaft und Verbraucherschutz des  Landes Nordrhein‐ 
Westfalen (2007): Immissionsschutz in der Bauleitplanung Abstände zwischen Industrie‐ bzw. Gewerbegebieten und 






















zept  einer  kohärenten,  ausgeglichenen  Entwicklung  der  Teilräume  gesetzt.  Die  Europäische 
Union hat sich im Maastrichter Vertrag verpflichtet, die europagemeinschaftliche Umweltpoli‐
tik  auf das Vorsorgeprinzip  zu  stützen. Um diesen  in  konkrete  Schutzmaßnahmen weiter  zu 










                                                          



























lung. Diesbezügliche  gemeinschaftsrechtliche Vorgaben  sind  für  einige Mitgliedstaaten nicht 
nur  in  ökologischer Hinsicht,  sondern  auch  in  ökonomischer Hinsicht  erheblich.“674 Die  sich 
abzeichnenden  ökologischen  Probleme  durch  die  ökonomischen  und  sozialstrukturellen 
Wachstumsimpulse  im  europäischen  Raum wurden  zunächst weder  im  nationalen,  noch  im 
internationalen Kontext wahrgenommen. Erst in den 1970er Jahren wuchs auch auf Ebene der 




che  Sichtweise  verlangt. Regelungen müssen den Wechselwirkungen  zwischen den Umwelt‐
medien Luft, Wasser und Boden Rechnung tragen, so dass negative Effekte nicht in ein anderes 
Umweltmedium  verschoben werden.  In  diesem  Zusammenhang werden  ebenso  „die mögli‐
che[n]  Wechselwirkungen  zwischen  unterschiedlichen  medienspezifischen  Maßnahmen  […] 
[berücksichtigt].“675 Diese  setzt  auf die  umfassende Betrachtung  von Umweltproblemen mit 
dem  „Ziel  einer  rechtlichen  und  administrativen  Integration.“676  Die  rechtliche  Umsetzung 
                                                          











hierzu  erfolgt  in  der  Feststellung  des  Europäischen  Gerichtshofes,  „daß  bei  Ungewißheiten 
über das Vorliegen und den Umfang von Risiken für die menschliche Gesundheit Schutzmaß‐
nahmen getroffen werden können, ohne daß das Vorliegen und der Umfang der Risiken darge‐
legt worden  ist.“677,678  Eine  inhaltliche  Fassung  und  Konkretisierung  des  Vorsorgegedankens 
wurde  durch  die  für  Verbraucherpolitik  zuständige Generaldirektion  XXIV  als Umgang  bzw. 
Behandlung von Risiken  im Zusammenhang mit der Produktsicherheit aus politisch notwendi‐
ger  Verantwortlichkeit  dargestellt,  um  potentiell  schwerwiegenden  Folgen  von  Risiken  mit 
















Mitgliedstaaten  […]  erforderliche  […]  Vorkehrungen,  damit  die  zuständigen  Behörden  sich 
vergewissern, dass die Anlage  so betrieben wird, dass  […] alle geeigneten Vorsorgemaßnah‐
men gegen Umweltverschmutzungen, insbesondere durch den Einsatz der besten verfügbaren 
Techniken,  getroffen werden.“  681 Der  damit  verbundene  Einsatz  des  „Stands  der  Technik“, 
etwa im deutschen Umweltrecht, zielt nicht auf sicherheitsrelevante Maßnahmen ab, sondern 
muss  im  Zusammenhang mit  der  emissionsseitigen  Fokussierung  der  Richtlinie  interpretiert 
werden. Durch den gezielten und koordinierten sowie dokumentierten Einsatz der Technik soll 
darauf abgezielt werden, „Emissionen in und Auswirkungen auf die gesamte Umwelt allgemein 













zu verhindern oder, wenn dies nicht möglich  ist,  zu vermindern  […].“682 Der Umfang  techni‐
scher Maßnahmen wird grundsätzlich aus einer Relativierung wirtschaftlicher Erwägungen  im 
Zusammenhang mit dem erreichbaren Nutzen bestimmt. Die Richtlinie zielt auf die langfristige 
Veränderung,  im  Sinne  einer  risikobezogenen  Verbesserung  des  emissionsbestimmten  Ver‐
hältnisses von Quelle und Einwirkungsort ab. 














Beschreibung  des  Projekts  nach  Standort,  Art  und  Umfang  [sowie]  eine  Beschreibung  der 
Maßnahmen eingebracht, mit denen erhebliche nachteilige Auswirkungen vermieden, verrin‐
gert  und  soweit möglich  ausgeglichen werden  sollen  […].“686.  Zudem werden  hier  „die  not‐
wendigen Angaben zur Feststellung und Beurteilung der Hauptauswirkungen, die das Projekt 
voraussichtlich auf die Umwelt haben wird  [und] eine Übersicht über die wichtigsten ander‐





den  frühzeitigen,  vorsorgenden  Einbezug  von  Umwelterwägungen  in  die  Ausarbeitung  und 
Annahme  bestimmter  Pläne  und  Programme  entwicklungspositiv  beeinflusst  und  in  diesem 


















ven  Zulassung  bzw. Genehmigung  oder  der  technischen  Realisierung. Dabei  stehen  die mit 
räumlichen  Entwicklungen  verbundenen  umweltbezogenen  Risiken  im  Zentrum,  die  in  der 








Die  im Dezember 1996 neu gefasste Richtlinie 96/82/EG  ‐ Seveso  II‐ Richtlinie dient der Be‐
herrschung von Gefahren bei  schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen. Diese mit der 12. 
BImSchV ‐ Störfallverordnung vom April 2000  in deutsches Recht umgesetzte Richtlinie regelt 
insbesondere  die  Pflichten  von  Betreibern  besonders  gefahrenrelevanter  Industrieanlagen. 
Dabei betreffen die Regelungen der Richtlinie die Verhütung schwerer Gefahren auf der einen 
Seite  und  die  Begrenzung  der  Folgen  für  Mensch  und  Umwelt  auf  der  anderen  Seite.  Ein 
gleichmäßig hohes Schutzniveau soll so  in der gesamten Staatengemeinschaft umgesetzt und 












Im Gegensatz  zur  immissionsschutzrechtlichen Betrachtungen  von  Emissionen  aus  oder  den 
betriebsbezogenen Regelungen von Anlagen verfolgt der Ansatz der Seveso II‐ Richtlinie nicht 
den  Schutz bestimmter Rechtsgüter  vor  kontinuierlichen,  langfristigen Belastungen und den 
damit  in Verbindung  stehenden Beeinträchtigungen oder Schädigungen auf  Immissionsseite. 
Es wird vielmehr der Schutz vor den Folgen bestimmter, spontan auftretender Ereignisse ange‐















































Zum  langfristigen  Schutz  des Menschen  und  der Umwelt  gegen  die  Folgen  eines  schweren 
Unfalls werden die  technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Unfallverhütung und 
Folgenbegrenzung  durch  eine  flächenbezogene,  strategisch  ausgerichtete  Nutzungsplanung 













bezogenen  Schutz mittels  konsequenter Nutzungszuordnung  erweitert. Die  Störfall‐ Verord‐
nung  selbst  konkretisiert  die  allgemein  gehaltenen  Schutzaussagen  des BImSchG,  verschafft 
somit den Regelungen Durchsetzungskraft und setzt so  ihr steuerndes Potential  im Sinne des 
Störfallschutzes ein. Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen müssen gemäß der Schutz‐ 












                                                          
690 Vgl.  Jarass, Hans D.  (2010):  Bundes‐Immissionsschutzgesetz.  Kommentar  unter  Berücksichtigung  der  Bundes‐
Immissionsschutzverordnungen, der TA Luft sowie der TA Lärm, C.H. Beck Verlag, München, §5 Rn.27. 
691 Vgl. Erbguth, Wilfried; Schlacke, Sabine (2010): Umweltrecht, Nomos Verlag, Baden‐Baden, §9 Rn.44. 





Verordnung  fallenden Betriebsbereich oder  in einer unter diese Verordnung  fallende Anlage 












gemäß betrieben wird  und dies  im Rahmen  einer Genehmigung  verläuft. Unter  sicherheits‐
technischen Gesichtspunkten  liegt dementsprechend eine Störung vor, wenn von dieser Be‐
triebsform durch ein Ereignis abgewichen wird und sich aus diesem eine Gefahr für die Allge‐

































zungen einsetzen  lassen. Diese erfolgt,  im  Sinne der  flächenbezogenen Vorsorge, bereits  zu 
einem Zeitpunkt, an dem keine objektive, reale Gefahr für die Bevölkerung oder Umwelt des 
Anlagenumfelds vorliegt,  jedoch ein Risiko aufgrund von Gefahrenpotentialen vorhanden  ist. 




















dierenden,  in  die  Zukunft  gerichteten  Implementation  unterschiedlichster  raumrelevanter 
Themen sowie flächen‐ bzw. raumbezogener Ansprüche. Dabei werden Privat‐ und Allgemein‐
wohlinteressen  zum Ausgleich  gebracht  und  in  der  Beachtung  der  nachhaltigen  räumlichen 
Entwicklung  zukünftige Entwicklungen, Prozesse und Zustände beeinflusst,  soweit dies unter 
























Die Entwicklung der Gesellschaften  seit der  industriellen Revolution des 19.  Jahrhunderts  ist 
mit der industriell geprägten Materialisierung in Siedlungsstrukturen sowie deren Entwicklung 
und  dem Ausbau  gewerblicher  Standorte  und  den  damit  bedingten,  zunehmenden  flächen‐ 
und  raumbezogenen Konflikten um begrenzte Ressourcen verbunden. Die  leistungs‐ und an‐

































genbezogene,  technische Gefahrenabwehr  hinaus  und  setzt  zusätzlich  auf  einen  Schutz  der 
empfindlichen Gebiete  durch  die  Anwendung  von  Flächenzuweisungen.  Im  Betrachtungszu‐
sammenhang ergeben sich unter stadtplanungsrelevanten Gesichtspunkten verschiedene Aus‐
gangslagen.703 Dies  betrifft  die  Standorte  von  Störfallanlagen  in  dicht  besiedelten Gebieten 
oder die Ausnutzung von Nachverdichtungsmöglichkeiten  im  Innenbereich bestehender Sied‐
lungsstrukturen, bei denen nutzungsverbundene Spannungen auftreten können und sich eine 
risikobezogene  Raumrelevanz  durch  störfallrechtliche  Konflikte  entwickelt,  die  sich  jedoch 
aufgrund der begrenzten Flächenverfügbarkeit nicht durch die Schaffung von Abständen regu‐
lieren  lassen.  Auch  die  Entwicklungsrichtung  schutzbedürftiger  Nutzungen  auf  bestehende 
Betriebsbereiche,  etwa  im Rahmen  von  Flächenkonversionen,  verschärft  gegebenenfalls  be‐







gen  durch  „planungsbezogene  Anforderungen.“705  Artikel  12  Abs.1  S.1  verpflichtet  die Mit‐
gliedstaaten bei der Überwachung der Ansiedlung dafür zu sorgen, „dass in ihren Politiken der 




„Bestmögliche Vorsorge  gegen die Auswirkungen  solcher  Katastrophen bietet die  räumliche 
Trennung von gefährlichen Anlagen und schutzwürdigen Nutzungen durch die Einhaltung aus‐



















































weiter  differenzierte  Begriff  der  „Angemessenheit“  beschreibt  dabei  das Verhältnis  aus Ge‐




nicht  auf  ein  „bestimmtes Ergebnis“  abziele,  sondern  „zu  einer  angemessenen Berücksichti‐
gung im Verfahren“710 führe. 
Die Umsetzung der Forderungen des Art.12 Seveso II‐ Richtlinie soll zur langfristigen Verhütung 
und  Begrenzung  der  Gefahren  schwerer  Unfälle  im  Zusammenhang  mit  der  Steuerung  der 















                                                          
709 Vgl. Basta, Claudia; Struckl, Michael; Christou, Michalis  (2008):  Implementing Art.12 of  the Seveso  II Directive: 











Risikoniveau  und  dazu  notwendigem  Aufwand.  Hier  erlangt  das  Transparenzprinzip  bei  der 
internen  sowie  externen  Kommunikation und  Information besondere Bedeutung, die neben 





















Zusammenhang  mit  umgebenden  Raumnutzungen  erkannt  und  als  konzeptioneller  Richtli‐
nienbestandteil der Risikovorsorge implementiert. Dabei wird der anlagenrelevante, technolo‐
giebasierte Bereich der Richtlinie durch einen räumlich‐ nutzungsbezogenen Ansatz zur Steue‐
rung der  Standortentwicklung bei Anlagen  ins nachbarschaftsrelevante Umfeld  von Anlagen 
erweitert und als strategisches Mittel zur Bewältigung technischer Risiken für bestimmte Flä‐












als  auch  die  potentiellen  Unfallfolgen  nicht  zu  vergrößern  und  somit  dem  Verbot  der  Ver‐















gesetzten Überwachung,  da  eine  langfristige  Effektivierung  des  Schutzes  angestrebt 
wird. Hierbei  stehen  die Wechselwirkungen  zwischen  den Nutzungen  im  Fokus. Die 
Richtlinie nennt die Pflicht  zur Überwachung, wenn die Ansiedlungen oder Maßnah‐






der  hier  zu  realisierende  räumliche Abstand  langfristig  und  entwicklungsweisend  in  die  Flä‐
chenzuteilung und deren Nutzung für private und öffentlicher Standorte und Siedlungsstruktu‐
ren  eingreift. Dabei  ist  die  darin  verwirklichte  Zonierung  einerseits  räumliches  Element  der 
Rechtliche Rahmenbedingungen räumlicher Vorsorge bei technischen Risiken 
          203 
Risikovorsorge  und  andererseits  Teil  einer  vorgezogenen Behandlung  von Unfallfolgen.711  In 
der räumlichen Planung unterteilt die Zonierung Flächen grundsätzlich  in nutzungshomogene 









technisch  gelösten  Seite  zählt  die  langfristig  ausgelegte  Beeinflussung  der Nachbarschaften 




















keit  und  Dauerhaftigkeit  der  Wirksamkeit  risikorelevanter  Maßnahmen,  bei  bestehenden 
Nachbarschaften auf eine Anpassung und Veränderung der Risikosituationen abgestellt. Art. 12 
Seveso  II‐  Richtlinie  nimmt  über  ein  Abstandsgebot  zwischen  einer  Störfallanlage  und  ver‐
schiedenen Umgebungsnutzungen, wie Wohnbebauungen  oder  öffentlich  genutzten Gebäu‐
den, auf Verfahren der Bauleitplanung Einfluss und bestimmt durch die besonderen, raumrele‐
                                                          
711 Vgl. Basta, Claudia; Struckl, Michael; Christou, Michalis  (2008):  Implementing Art.12 of  the Seveso  II Directive: 































Eine  inhaltliche Erweiterung zu der vorhergehenden Regelung  findet sich  in den Bestimmun‐
gen zur Änderung bestehender Betriebe durch die Anwendung zusätzlicher technischer Maß‐
nahmen,  damit  es  zu  keiner  Zunahme  der  Gefährdung  der  Bevölkerung  kommt.  Dies  be‐
schreibt  im Wesentlichen zwei Ausgangslagen. Zum einen können Änderungen  in einem Um‐
fang stattfinden, dass die bestehenden Abstände ausreichen, so dass es zu keiner Zunahme der 
                                                          
712 Vgl. Basta, Claudia; Struckl, Michael; Christou, Michalis  (2008):  Implementing Art.12 of  the Seveso  II Directive: 













die Gefährdungszunahme  auszuschließen. Dabei  handelt  es  sich  um  eine  Erhaltung  des Ge‐
fährdungsniveaus, ohne  eine  angestrebte Reduzierung oder Minimierung.715 Diese Regelung 
stellt  eine  faktische  Entwicklungsmöglichkeit  der  Betriebsstandortvorsorge  trotz  fehlender 












Grundsätzlich  gilt  auch  hier das  Primat der  Schaffung  angemessener Abstände, um Mensch 
und Umwelt vor den Folgen schwerer Unfälle zu schützen und eine Gefährdungszunahme bzw. 
Risikoniveauerhöhung auszuschließen.  Im Falle der Entwicklung risikosensibler Nachbarschaf‐
ten  greift  daher  die Umsetzung  angemessener Abstände  vor  dem  Einsatz  technischer Maß‐
nahmen  zur  Unfallfolgenbegrenzung,  da  die mögliche  Anwendung  reduzierter  Distanzen  zu 
einer bekannten Gefahrenquelle das Risiko  für die  schutzbedürftige Nutzung  im Umfeld nur 
durch den betreiberseitigen Einsatz  technischer Maßnahmen zur Verhinderung einer Gefähr‐
dungszunahme erhalten oder reduzieren würde und somit nicht der Intention des räumlichen 
Vorsorgeprinzips  entspricht.718  Dennoch  müssen  bestehende  Betriebe  „nicht  nur  durch  Ab‐
standswahrung die Auswirkungen möglicher Störfälle vermeiden oder vermindern, sondern sie 
                                                          
715 Vgl. Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen 







trächtigung eines  vorhandenen  chemisch‐ pharmazeutischen Betriebs, der unter die Klassifikation  Störfallbetrieb 
fällt und gefährliche Stoffe im Sinne der Seveso II‐ Richtlinie vorhanden sind. 




sollen  durch  zusätzliche  technische  Maßnahmen  eine  Risikoerhöhung  unterbinden.“719  Dies 
korrespondiert mit  der Auffassung,  dass  „ein Gebot  der  Risikominimierung  […]  allenfalls  im 
Sinne  einer  Optimierung  der  konkreten  Anlagen  am  konkreten  Standort  in  Betracht  [kom‐
me]“720, demnach also grundsätzlich einer Einzelentscheidung vorbehalten bleibt. 
Daneben  steht  die  Entwicklung  einer Nutzung  in  der Nachbarschaft  von  Betrieben,  die  das 
Risiko  eines  schweren Unfalls  vergrößert. Hierbei wird  auf  den  räumlichen  Zusammenhang, 
einer hinzutretenden Nutzung, von der ebenfalls die Gefahr eines schweren Unfalls ausgeht, 







Die  Beachtung  und  Berücksichtigung  einer  vorsorgenden,  räumlichen  Trennung  entspricht 
dabei auch dem Schutzgedanken der Richtlinie und  findet  ihren Ausdruck  in der  langfristigen 
Einhaltung angemessener Abstände gemäß Art.12 Abs.2 S.1 Seveso  II‐ Richtlinie. „Soll  in der 








gänzend  technische  Maßnahmen  eingesetzt  werden.  Neue  Entwicklungen  in  der  Nachbar‐
schaft bestehender Betriebe müssen hinsichtlich der  Schutzbedürftigkeit oder Gefährlichkeit 
heranrückender  Nutzungen  differenziert  werden.  „Diesem  Postulat  [des  europarechtlichen 
Abstandsgebots, Anm. d. Verf.] muss die nationale Rechtsordnung durch verwaltungsrechtli‐
che Maßnahmen  zur Überwachung des Siedlungsgeschehens  in der Nachbarschaft von Stör‐
fallbetrieben  Rechnung  tragen  –  und  zwar  über  die  (unbeschadet  einzuhaltenden,  Anm.  d. 
Verf.) Sicherheitspflichten von Anlagenbetreibern hinaus zur weiteren Begrenzung möglicher 
                                                          
719 Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen der 
Seveso II‐ Richtlinie  im Städtebaurecht und  im Immissionsschutzrecht,  in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), 121 
(18), S.1146. 
720 a.a.O., S.1147. 
721 Vgl. Basta, Claudia; Struckl, Michael; Christou, Michalis  (2008):  Implementing Art.12 of  the Seveso  II Directive: 
Overview of Roadmaps  for  Land‐Use Planning  in  selected Member  States,  Europäische Kommission  (Hrsg.)  Joint 
Research Centre (JRC) und Institute for the Protection and Security of the Citizen (IPSC), Luxemburg, S.8ff. 
722 Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen der 















onsrelevanten  Vorsorge  durch  entsprechende  Maßnahmen,  wie  etwa  die  Einhaltung  des 
„Stands der Technik“, sowie die Anwendung der räumlichen Trennung unverträglicher Nutzun‐
gen ineinander.724 Der bereits vorgestellte Abstandserlass des Bundeslandes Nordrhein‐ West‐




reits  im Prinzip der Funktionstrennung der „Charta von Athen“  formuliert. Die  Isolierung der 
städtischen Grundfunktionen Arbeiten, Wohnen, Erholung, Versorgung und Verkehr sollte den 
aus den massiven  Einflüssen der  Industrialisierung  resultierenden  städtebaulichen Missstän‐
den und Nutzungskonflikten begegnen und stellte somit ein wesentliches Merkmal städtebau‐
licher  Ordnungs‐  und  Entwicklungsprinzipien  dar.726  Dabei  wurden  die  Grundgedanken  der 
Funktionstrennung bis  in die bauplanungsrechtlichen  Festsetzungsmöglichkeiten und Bauge‐





                                                          
723 Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen der 
Seveso II‐ Richtlinie  im Städtebaurecht und  im Immissionsschutzrecht,  in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), 121 
(18), S.1146. 
724 Vgl. Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen 
der Seveso  II‐ Richtlinie  im Städtebaurecht und  im  Immissionsschutzrecht,  in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), 
121 (18), S.1143ff. 
725 Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen der 
























treiberseitige  Verpflichtung  zur  Umsetzung  und  dauerhaften  Einhaltung  technischer  sowie 




tungen  hinsichtlich  des  Risikoniveaus  in Verbindung mit  der Unterschreitung  angemessener 







unterschiedlicher  Nutzungsarten  sollen  schutzbedürftige  Gebiete  soweit  wie  möglich  vor 
                                                          
727 Bundes‐Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. I S.3830), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist. 
728  Vgl.  Reich,  Andreas  (1989):  Gefahr‐Risiko‐Restrisiko.  Das  Vorsorgeprinzip  am  Beispiel  des  Immissionsschutz‐
rechts, Umweltrechtliche Studien 5, Werner Verlag, Düsseldorf, S.10ff. 











sollen  dabei  nicht  in  unmittelbarer Nähe  zueinander  angeordnet werden.  §50  S.1  BImSchG 
verfolgt einen  flächenbezogenen Ansatz zur „ordnungsgemäßen Planung  für den  Immissions‐
schutz und die Störfallvorsorge“731 und bezieht sich auf Neuausweisungen und Neuplanungen 
von  Flächen  im Rahmen  raumbedeutsamer  Planungen und Maßnahmen. Dies  resultiert  aus 
der Notwendigkeit zur Lösung planungsresultierender Konflikte durch die Planung selbst und 






die Planungen und Maßnahmen  lediglich Auswirkungen  auf die  räumliche Entwicklung oder 
die  Raumfunktionen  ohne  eigenständigen  Raumanspruch.734  Zu  den  raumbedeutsamen  Pla‐













Verhinderung  schwerer  Unfälle,  sondern  konzentriert  sich  auf  die  räumlich  beeinflussbare 
Vermeidung von Auswirkungen dieser Ereignisse auf die bereits benannten schutzbedürftigen 
                                                          
731 Kommission  für Anlagensicherheit  (KAS) beim Bundesministerium  für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher‐
heit (BMU)(2010): Leitfaden. Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall‐ Verordnung 




























§50  S.1  BImSchG  stellt  den  Betriebsbereichen  als Quellorte  schwerer Unfälle  ausschließlich 







vorsehen. Dies  trifft  insbesondere auf Gebiete zu,  in denen der Anteil der Wohnnut‐
zung oder öffentlichen Nutzung maßgeblich und somit charakterbestimmend ist. Es ist 























die  sich  durch  eine  intensive,  leistungsbezogene Nutzung  auszeichnen, worunter  im 








Störfall‐ Verordnung  von Anlagen  unter  anderem  die  technisch‐  organisatorischen Anforde‐
rungen an die Anlagensicherheit gemäß den §§3ff. StörfallV hinsichtlich der betriebsbezoge‐
nen Verhinderung oder Begrenzung der Auswirkungen  von  Störfällen. Ein  Schwerpunkt  liegt 
dabei auf der Errichtung und dem Betrieb der Anlage, unabhängig vom Standort, nach dem 
„Stand  der  Sicherheitstechnik“.  Die  immissionsschutzrechtlichen  Anforderungen  an  die  Ge‐
nehmigungsfähigkeit  einer  Anlage  bestehen  somit,  neben  der  Pflicht  zur  Flächenzuordnung 
gemäß §50 BImSchG und zur Festlegung angemessener Abstände gemäß Art.12 der Seveso II‐ 
Richtlinie, unbeschadet  fort. Weiterhin kann keine Bewertung bestehender Bebauungen und 






Für  die  Beurteilung  bestehender  Konfliktsituationen  zwischen  Betriebsbereichen  und 
Schutzobjekten  sind  die  Abstandsempfehlungen  nicht  geeignet.741  Durch  die  Vorgaben  des 
Art.12 Seveso II‐ Richtlinie  i.V.m. §50 S.1 BImSchG  lassen sich die Entwicklungen  in der Nach‐
barschaft von Störfallbetrieben nicht  regulieren und  im Sinne der Gefahrenvermeidung oder 
                                                          
741 Vgl. Moench, Christoph; Hennig, Jan (2009): Störfallschutz  in Bauleitplanung und Baugenehmigungsverfahren – 




Risikobewältigung  beeinflussen,  so  dass  eine  Verdichtung  schutzbedürftiger  Nutzungen  im 
Betriebsbereichsumfeld  und  somit  auch  eine  Erhöhung  des Risikos möglich  ist. Diese  ist  im 
Rahmen der bauplanungsrechtlichen Steuerung von Siedlungsstrukturen zulässig und im Sinne 
der Distanzschaffung gemäß der Richtliniendiktion im Rahmen der Abwägung entsprechender 








immissionsschutz‐  und  störfallschutzrechtliche Aspekte  zu  unterscheiden. Unter  immissions‐
schutzrechtlichen  Gesichtspunkten  sind Gemengelagen  danach  zu  beurteilen,  inwiefern  der 





Konflikte  nach  dem  Grundsatz  der  gegenseitigen  Rücksichtnahme  auszugleichen.“743  In  Ge‐
mengelagen,  die  aus  historisch  gewachsenen  baulichen  Strukturen  und  räumlichen  Zusam‐
menhängen störfallrelevanter Betriebe und schutzbedürftiger Nutzungen im Betriebsbereichs‐
umfeld  resultieren,  ist  aufgrund  bestehender  Strukturen  und  Restriktionen  eine Umsetzung 
der Forderungen des Art.12 Seveso II‐ Richtlinie nicht möglich. Entsprechend findet der Tren‐









den  Mitgliedstaaten  eigenständig  festgelegt werden.  Diesem  Verständnis  entsprechend  be‐
schreibt die  Leitlinie der  Flächennutzungsplanung:  „Spatial planning  is  a process of decision 








ment  soll die Abwägung den Belangen des  Störfallschutzes  in der Planung  in  angemessener 











spruchsfreien  Umsetzung  der  Festsetzungen  des  qualifizierten  Bebauungsplans  gemäß  §30 
Abs.1  BImSchG  sowie  an  der  Einhaltung  bauordnungsrechtlicher  oder  sonstiger  öffentlich‐ 
rechtlicher Vorgaben.  „[D]em Genehmigungsanspruch des Bauherren  [stehen]  störfallschutz‐
rechtliche Abstandserfordernisse grundsätzlich nur dann entgegen, soweit sie Niederschlag  in 
Festsetzungen des Bebauungsplans gefunden haben.“748 
Da  ein  qualifizierter  Bebauungsplan  als  wesentliches  Charakteristikum  räumlicher  Planung 
fehlt,  richtet  sich die bauplanungsrechtliche Beurteilung der Zulässigkeit eines Vorhabens  in‐
nerhalb eines  im Zusammenhang bebauten Ortsteils nach §34 BauGB.749 Eine planerische Ab‐
wägung  findet  auf dieser  Ebene nicht  statt.  Ein Vorhaben  ist danach  zulässig, wenn  es  sich 
nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der überbaubaren Grundstücks‐
fläche  in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. Hierbei müssen zwar gemäß §34 Abs.1 
S.2  BauGB  die  Anforderungen  an  gesunde Wohn‐  und  Arbeitsverhältnisse  gewahrt  bleiben. 
Eine Unterschreitung vorsorgeorientierter Abstände des Störfallschutzes wird  jedoch hiervon 
nicht betroffen, da diese vor Erreichen einer Gefahrenschwelle installiert werden und vor den 
Auswirkungen potentiell  auftretender  schwerer Unfälle  schützen  sollen.750 Das  zwischen Be‐
                                                          
745 Christou, Michalis; Struckl, Michael; Biermann, Thorsten (2006): Land Use Planning Guidelines in the Context of 
Article 12 of the Seveso  II Directive 96/82/EC as amended by the Directive 105/2003/EC. also defining a technical 
database with  risk data and  risk  scenarios,  to be used  for assessing  the  compatibility between Seveso establish‐
ments and residential and other sensitive areas listed in Article 12, S.8. 
746 Vgl. Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen 
der Seveso  II‐ Richtlinie  im Städtebaurecht und  im  Immissionsschutzrecht,  in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), 
121 (18), S.1143ff. 
747 Vgl. Moench, Christoph; Hennig, Jan (2009): Störfallschutz  in Bauleitplanung und Baugenehmigungsverfahren – 




749  Vgl.  Scheidler,  Alfred  (2010):  Bauplanungsrecht  als  Prüfpunkt  zur  Erteilung  der  immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung. In: Zeitschrift für deutsches und internationales Bau‐ und Vergaberecht (ZfBR), 03/2010, S229ff. 
750 Vgl. Moench, Christoph; Hennig, Jan  (2009): Störfallschutz  in Bauleitplanung und Baugenehmigungsverfahren  ‐ 















keit, und  im  Sinne der Vorsorge auf die Regulierung des Risikos. Daher  fokussieren gemein‐
schaftliche  und  nationale  Regelungen  auf  flächenrelevante  Nutzungen,  denen  ein  erhöhtes 
Risiko aufgrund  ihrer Exposition und Verwundbarkeit, dem potentiellen Schadensausmaß so‐
wie ihrer Resilienz unterstellt werden muss. Hierbei wird „durch §50 S.1 BImSchG ausdrücklich 
anerkannt, dass es  zumindest bei öffentlich genutzten Gebäuden  (mit Publikumsverkehr)  im 
öffentlichen  Interesse  liegt, den bodenrechtlichen Konflikt dieser Nutzung mit benachbarten 
Störfallbetrieben  im  Sinne  einer  räumlichen  Trennung  durch  Abstandswahrung  zu  vermei‐





In  diesem  Kontext  und  im  Sinne  der  Risikobewältigung  stellt  diese,  trotz  des Gewichts  des 







lich  eines  Vorrangs  von  schutzbedürftigen Gebieten  vor  konkurrierenden  öffentlich‐  rechtli‐




der Seveso  II‐ Richtlinie  im Städtebaurecht und  im  Immissionsschutzrecht,  in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), 
121 (18), S.1143ff. 
753 Weidemann, Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen der 





























rer Unfälle. Von dieser  Forderung  kann unter bestimmten Bedingungen  abgewichen und  es 
können  fehlende Abstände  durch  technische Maßnahmen  gemäß Art.5  Seveso  II‐  Richtlinie 
ausgeglichen werden, damit es zu keiner Zunahme der Gefährdung der Bevölkerung kommt.762 
















762 Vgl. Kommission  für Anlagensicherheit  (KAS) beim Bundesministerium  für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi‐










soll,  betrifft  diese Abweichung  nur  besondere  Planungsfälle,  die  aus  einer  bestimmten  Ent‐



























                                                          
763 Vgl. Moench, Christoph; Hennig, Jan  (2009): Störfallschutz  in Bauleitplanung und Baugenehmigungsverfahren  ‐ 
Verhindert  Seveso  II  die Nachverdichtung  in Ballungsräumen?,  in: Deutsches Verwaltungsblatt  (DVBl.),  124  (13), 
S.807ff. 
764 Vgl. Clemens (2006): Abstandswahrung durch staatliche Ansiedlungsüberwachung – zu den Folgen der Seveso II‐ 






















lichen  Entwicklungsvorstellungen  oder  Werthaltungen,  deren  Beachtung  die  raumrelevante 
Vorsorge durch den Einschluss unterschiedlicher, gegenläufiger oder sich unterstützender An‐
forderungen und Argumente durchführt und  so Risiken  erkennen und bewältigen  kann. Die 








den  und  zusätzliche  technische Maßnahmen. Wie  bereits  erwähnt,  steht der  anthropozent‐
risch  ausgerichtete  Schutzaspekt besonders  im Vordergrund. Daher  kommt dem Aspekt der 
Risikovorsorge  in Verbindung mit der Umsetzung der Ziele des Art.12 Seveso  II‐ Richtlinie bei 
der Veränderung des Risikoniveaus  im Betriebsbereichsumfeld, nicht aber bei der Gefahren‐










































ständige Bedeutung. Dies  trifft  insbesondere auf die Prüfung der  räumlichen Konstellationen 

















Auf  Ebene  der  Flächennutzungsplanung  wird  im  Zusammenhang  mit  der  Vorbereitung  und 
Leitung der baulichen und sonstigen Nutzung der Flächen eines Gebietes vorbereitet und gelei‐





misse  der Nachhaltigkeit  als  auch  die  Zusammenführung  und  Beachtung  aller  städtebaulich 
relevanten  Belange.  Dabei  sind  im  Flächennutzungsplan  „die  raumrelevanten  Maßnahmen, 
Vorhaben  und Absichten  der  Kommune“771  in  ihren Grundzügen  und  dementsprechend  die 
absehbaren oder gewünschten Entwicklungen im Flächenbezug darzustellen. Als strategisches 





rung  bestehender  oder  geplanter  Flächennutzungen  angestrebt  wird.  Die  Zielsetzung  des 
Art.12  Seveso  II‐  Richtlinie,  „dass  in  ihren  Politiken773  der  Flächenausweisung  […]  das  Ziel, 
schwere Unfälle  zu  verhüten  und  ihre  Folgen  zu  begrenzen,  Berücksichtigung  findet  […]“774 
wird somit zu einem frühen Zeitpunkt im Bauleitplanungsverfahren entsprochen. 
                                                          
















ist und  in  sonstige Nutzungen  unterteilen. Die Nutzung  konkretisiert  sich  in  diesem  Zusam‐
menhang auf die allgemeine Art  ihrer baulichen Nutzung  in Bauflächen und weist öffentliche 







träglicher Nutzungen  durch  die  Gliederung  und  Zuordnung  der  Flächen  und  Nutzungsarten 
gemäß §50 S.1 BImSchG bereits hier als räumliche Vorsorge an. 
Daneben können gemäß §5 Abs.2 Nr.6 BauGB Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für 
































Ein  unerwünschtes  Nebeneinander  von  Baugebieten  mit  unverträglichen  Nutzungen  wird 
durch die Ausweisung von Baugebieten nach dem Grad der Schutzbedürftigkeit  im Sinne der 
§§2‐11 BauNVO vermieden. Zur weiteren, gebietsinternen Feinsteuerung der Nutzungsvertei‐
lung  gemäß §9 Abs.1 Nr.1 BauGB  trifft §1 Abs.4‐10 BauNVO Regelungen  zur differenzierten 
innergebietlichen Festsetzung von Art und Maß der baulichen Nutzung. Zur Verwirklichung der 
Gliederungs‐ und Ausschlussmöglichkeiten werden die zulässigen Nutzungen einer Modifikati‐




werden  Konzentrationen  gleichartiger Nutzungen  nach  den  Eigenschaften  der  Betriebe  und 
Anlagen  in den Baugebieten  erzeugt,  die die Baugebiete  nach  den  erforderlichen  Schutzab‐
ständen  zu  den  nach  §50  S.1  BImSchG  schutzbedürftigen Gebieten  gliedern. Dabei  fungiert 
diese Gebietsausweisung nicht nur als Eröffnung eines Schutzes  für das Umfeld, sondern ge‐
währt diesen auch für die Betriebe und Anlagen. Der planerische Störfallschutz betrifft  insbe‐













                                                          
778 Vgl. Hellriegel, Mathias; Schmitt, Thomas  (2010): Bitte Abstand halten! Sicherheitsabstände  im Planungs‐ und 
Störfallrecht, in: Natur und Recht (NuR), 32 (2), S. 98ff. 
















Zur  Verbesserung  des  Störfallschutzes  können  im  Bebauungsplan  gemäß  §9  Abs.1  Nr.24 
BauGB784 von Bebauung freizuhaltende Schutzflächen und ihre Nutzungen festgesetzt werden, 


















lung und des Risikoniveaus von besonderem  Interesse  sind.786 Dabei wirken  sich die entste‐
henden Konflikte aus dieser räumlichen Nähe negativ auf die Nutzungen aus und können eine 
                                                          





















Ist  die  Erzeugung  angemessener  Abstände  zwischen  Störfallbetrieben  und  schutzwürdigen 
Nutzungen jedoch unmöglich oder ist dies lediglich unzureichend möglich, wird auf die Imple‐
mentierung von Maßnahmen zur Risikovorsorge des Art. 5 Seveso II‐ Richtlinie zurückgegriffen. 
Somit  findet  der  Trennungsgrundsatz  des  §50  S.1  BImSchG  in  bestehenden  oder  durch  die 












dere Aufmerksamkeit, da durch die  Ermittlung  aller planungsrelevanten Belange und  in An‐
wendung des Verschlechterungsverbots eine umfassende Ermittlung und Bewertung der stör‐
fall‐ und  risikorelevanten Gefahrenpotentiale  in Verbindung mit den Risikofaktoren  im Sinne 





pflichtung  zur  eigenständigen  Maßnahmendurchführung  zur  Störfallauswirkungsbegrenzung 
auf Seite des schutzbedürftigen Nutzens möglich ist.789 
Zur grundsätzlichen Sicherung gebietsfremder Nutzungen findet §1 Abs.10 BauNVO in der so‐
genannten  „Fremdkörperfestsetzung“790 Anwendung,  die,  insbesondere  bei  Kleingemengela‐
gen,  zur Absicherung bestehender  Störfallbetriebe oder  schutzbedürftigen Nutzungen dient. 




























Das  im  thematischen  Zusammenhang  in  dieser Arbeit  vorgestellte Anwendungsgebiet weist 
nicht nur einen Umweltschutzbezug auf, sondern setzt darüber hinaus auch auf die Schaffung 
räumlicher Distanzen  in  der  räumlichen Vorsorge bei  technischen Risiken.  So  entspricht die 
Trennung unverträglicher Nutzungsnachbarschaften unter naturschutz‐, boden‐ oder  immissi‐
onsschutzfachlichen  Gesichtspunkten  einer  prinzipiellen  Verhinderung  der  Überlagerung 
raumrelevanter Interessen und den damit verbundenen potentiellen Konflikten, die durch eine 







Der  planerische  Störfallschutz  berücksichtigt  vorsorgend‐  schutzbezogen  die  Auswirkungen 
unfallbezogen‐ einmaliger Ereignisse. Die europarechtliche Vorgabe basiert auf der dauerhaf‐
ten Verhinderung  risikorelevanter Nutzungsnachbarschaften bzw. der Gefährdungserhöhung 


























Seveso  II‐ Richtlinie zu unterbinden. Diese Forderung  findet  im Rahmen des Bauleitplanungs‐
verfahrens  Eingang  in  die  abzuwägenden  privaten  und  öffentlichen  Belange. Dieses Umset‐




Die  Regelungsmöglichkeiten  sind,  durch  bodenrechtliche  Eingriffe  in  den  unterschiedlichen 





nen Festsetzungen der Standorte und  ihre  individuellen Gliederungsmöglichkeiten  in‐ und ex‐





















Stoffen  sowie  die Begrenzung  der Unfallfolgen  für Mensch  und Umwelt. Diese  bezieht  ihre 
Regelungen  somit  i.V.m.  Art.2 Abs.1  Seveso  II‐  Richtlinie  auf  Betriebe,  in  denen  bestimmte 
Stoffinventare mit bestimmten Eigenschaften  in bestimmten Stoffkonzentrationen vorhanden 
sind.  Art.5  Seveso  II‐  Richtlinie  definiert  daher  auf mitgliedstaatlicher  Ebene  die  Ergreifung 
notwendiger Maßnahmen, die die Schutzziele umsetzen sollen. Wie bereits in Kapitel 5 dieser 
Arbeit dargestellt, setzt auf konzeptioneller Ebene die Seveso II‐ Richtlinie in Art.7 gemäß ihrer 
Zielhierarchie  zunächst  auf  die  Gefahrenabwehr  und  somit  auf  geeignete  technische  sowie 
organisatorische Lösungen. Diese zielt auf die Verhütung schwerer Unfälle an den potentiellen 
oder bekannten Gefahrenquellen bei gleichzeitiger Erzeugung eines hohen Schutzniveaus ab. 
Diese  Konzeptionierung  fließt  auch  in  den  gemäß Art.9  Seveso  II‐ Richtlinie  zu  erstellenden 
Sicherheitsbericht  ein,  dessen  Informationen  bezüglicher  der  Gefahrenermittlung  schwerer 




Eine  inhaltliche  Erweiterung  des  technischen  und  organisatorischen  Schutzkonzepts  ist  die 
gefahrenunabhängige  planerische  Vorsorge  und  die  Schaffung  angemessener  Abstände  zur 
Risikobewältigung gemäß Art.12 Seveso  II‐ Richtlinie. Der Schutz des Menschen und der Um‐
welt  wird  durch  die,  dem  Gefährdungspotential  angepassten,  risikoadäquaten  Distanzen 
schutzbedürftiger Nutzungen zu gefährlichen Betrieben erreicht. Das Abstandskonzept verfolgt 
die Gefahrenbewältigung  und  die  Risikovorsorge  gleichermaßen  durch  die Nicht‐  Zulassung 







                                                          
793 Uth, Hans‐Joachim: Überwachung der Ansiedlung und Notfallplanung bei Gefährlichen  Industrieanlagen  ‐ Ele‐














dabei  der  referenzielle  Schaden  als  ein  Maßstab,  dessen  individuelle  oder  gesellschaftliche 
Bewertung  als  dauerhafte  negative  Beeinträchtigung  eines  wertbelegten  Gutes  angesehen 
wird. Dabei korrespondiert die Akzeptanz der Bewertung mit der politisch‐ normativen Festle‐





normativer  Bewertungsprozesse  bestimmt  das  Risikopotential  als  individueller  oder  gesell‐
schaftsbezogener Graph die jeweilige Exposition in Abhängigkeit von der risikorelevanten Ein‐

























zum  Einsatz  in  der  anlagenbezogenen,  technischen  Gefahrenabwehr  (hohe  Eintrittswahr‐
scheinlichkeit,  niedriges  Schadensniveau)  sowie  eine  umfeldbezogenen,  vorsorgerelevante 
Notfallplanung  (geringe  Eintrittswahrscheinlichkeit,  hohes  Schadensniveau).  Daneben  ist  zu 















möglich  zu  senken.  Ein  verbleibendes  Risiko  soll  im  Folgenden  durch  die  Ausweisung  von 
Schutzabständen und Zonierungen  im Rahmen eines LUPs auf ein akzeptables Maß reduziert 
werden. Dieser zweistufige Ansatz findet sich in den Vorschriften sowohl der „Hazardous Sub‐
stances  Consent“  (HSC)  als  auch  der  „Control  of  Major  Accidents  Hazards  Regulations“ 
(COMAH) wieder. Hierbei  regelt die „Health and Safety Executive“  (HSE)  in Zusammenarbeit 
mit der Health and Safety Commission die Überwachung und Durchsetzung der Vorschriften in 
Großbritannien auf nationaler Ebene. Es werden zunächst Schutzabstände durch die determi‐
nistische Bewertung  technischer Risiken ausgewiesen.  Im Zuge einer  sich entwickelnden ge‐
sellschaftlich‐  politischen  Diskussion  wurden  diese  als  absolut  anzunehmenden  Abstände 
durch den Einbezug der Risikofaktoren Schadensausmaß und Eintrittswahrscheinlichkeit in der 





plosionen,  zu  vermeiden, bzw. die Auswirkungen  so weit wie möglich  zu  vermindern. Diese 
                                                          



















tung,  betriebsbedingte,  stoffmengenrelativen  Risiken  zu  ermitteln,  zu  beurteilen  und  maß‐
















Überwachungsbehörde  ab,  die  im  Zusammenhang  mit  der  Lagerung  oder  Verwendung  be‐
stimmter  Stoffmengen  stehen.  Diese  werden  durch  die  Local  Authorities,  den  lokalen  Pla‐
nungsbehörden,  in  risikoabgestimmte  Aussagen  zur  zukünftigen  Siedlungsentwicklung  über‐
führt.800 
                                                          
799 Vgl. Kap. 3.2.5.3.. 
800 Homepage „Health and Safety Executive” (HSE) HSE’s Current Approach to Land Use Planning (LUP), S.1, aufgeru‐
















geben,  so  dass  die  Ermittlung  durch  die  Zusammenstellung  von  qualitativen  (deterministi‐





bei  durch  den  Zusammenhang  von  Schadensausmaß  und  Eintrittswahrscheinlichkeit  in  Zu‐
sammenhang mit dem  individuellen bzw. dem gruppenbezogenen Risiko ermittelt und darge‐
stellt.  Auf  der  Grundlage  ermittelter  Eintrittswahrscheinlichkeiten  und  der  Auswirkungsbe‐
trachtungen wird das Risiko bestimmt. Das Individualrisiko bezeichnet die Wahrscheinlichkeit, 

























te Abstufungen definieren, die  jeweils einen allgemein akzeptierten, einen  tolerierten  sowie 





 Maximal tolerierbares Risiko am Arbeitsplatz    10‐3/a 
 Maximal tolerierbares Risiko für die Öffentlichkeit    10‐4/a 





























































Grundlegende Festlegungen  zu  räumlichen,  flächenbezogenen Risikovorsorgekonzepten wer‐
den in Frankreich durch das Ministerium für Umwelt, nachhaltiger Entwicklung, Transport und 
Wohnen  („Ministère de  l`Ecologie, du Développement Durables, des Transports et du  Loge‐
ment“ (MEDDTL)) entwickelt. Die Bedeutung von Risiken im Zusammenhang mit den betriebs‐
bezogenen Gefahren technischer Anlagen wird in Frankreich durch die Normierungen des fünf‐
ten  Umweltgesetzbuches  im  Titre  1er  aux  installations  classées  pour  la  protection  de 




satz  anlagen‐  und  umfeldbezogener  Maßnahmen  verhindert  oder  begrenzt.  Grundsätzlich 
trägt  für die Erreichung dieses Ziels der Anlagenbetreiber Verantwortung, der durch gezielte 
bauliche,  technische und  sonstige Schutzmaßnahmen Gefahren abwenden und Risiken  redu‐
zieren muss. Darüber hinaus bestehen seitens des Betreibers verschiedene Dokumentations‐, 
Informations‐  sowie  Konsultationspflichten.  Die  Betreiber  der  betroffenen  Industrieanlagen 
haben die  für die quellenbezogene Risikoregulierung geltenden Vorschriften  zu erfüllen und 
über potentiell von ihren Anlagen ausgehende Gefahren umfassend zu informieren. 
Die „Direction régionale de  l'Industrie, de  la Recherche et de  l'Environnement“  (DRIRE)  führt 
als  staatliche Überwachungs‐  und Genehmigungsbehörde  auf  regionaler  Ebene  die Aufsicht 
über die Einhaltung dieser Vorgaben. Sie spricht,  im Benehmen mit den Kommunen, die Ge‐















setzgebung  sieht  dabei  grundsätzlich  folgende  Systematisierung  für  die  hoheitliche  Einfluss‐
nahme  zur Risikobewältigung und Gefahrenabwehr  vor, deren Hierarchisierung  sich  aus der 


















französische  Staat,  die  für  die  Kontrolle  der  überwachungsbedürftigen Anlagen  zuständigen 





















die  staatlichen  Stellen  in  Konsultationen mit  den Gemeinden  darauf  hinzuweisen,  dass  hin‐
sichtlich der Unsicherheit der Bestimmbarkeit von Wirkungsabständen, diese nicht exakt fest‐













bundenen  potentiellen Unfallauswirkungen,  vornimmt. Diese  Festlegungen  basieren  auf  der 













































sollen  das  Risiko  eines  schweren  Unfalls  beeinflussen.  In  dieser  Abhängigkeit  stehen  diese 
Maßnahmen  in einer vorsorgebezogenen, störfallkonvexen Funktion, die die Wahrscheinlich‐
                                                          







zieren und begrenzen  soll.807 Die Genehmigung der Anlage  steht dabei  in Abhängigkeit  zum 























tigen  Risikoanalyse  erstellt.  Diese  resultiert  aus  der  Angabe  der  Wahrscheinlichkeit  eines 
schweren Störfalls  in Abhängigkeit von dessen  Intensität und bezogen auf dessen Auswirkun‐
gen auf die direkte Umgebung und räumliche Nachbarschaft  im Einwirkungsbereich mit dem 









809 Ministère  de  l´Écologie,  du Développementet  de  l´Aménagement  durables  (2009:  Le  plan  de  prévention  des 






ermittelt.  Diese  entsprechen  den  wirkungsbezogenen  Differenzierungen  TF  (très  fort,  sehr 
stark) und FAI (faible, schwach). 
Die  Risikoanalyse  beinhaltet  daher  eine  Sys  tematik  der  Charakterisierung  und  Zuteilung 
schwerer  Unfälle  aufgrund  verschiedener,  normativ  vorgegebener  deterministischer  sowie 
probabilistischer Parameter: 
 
 Die  Wahrscheinlichkeit  eines  Unfalls  der  oberen  Gefahrenklasse 
Diese  beschreibt  die Wahrscheinlichkeit  eines  schweren Unfalls  in  Abhängigkeit 
der normativen Wertvorgaben im Bereich von A (>10‐2/ Jahr) bis E (< 10‐5/ Jahr). 














berücksichtigt  und  fließen  in  die  Grundlage  der  nutzungsstrukturellen  Eingriffsklassifikation 
ein. Mittels der PPRT wird ein Gebiet der Risikoexposition im Umkreis von Betrieben der obe‐
ren Gefahrenklasse festgelegt und somit eine Zonierung um industrielle Anlagen geschaffen, in 
denen  die  Besiedelung  reglementiert  bzw.  sanktioniert werden  kann. Umbauten  oder Neu‐

























Sicherheit  garantiert.  In  Bezug  auf  die  Betroffenen  bedeutet  dies  eine  Abwehr  technischer 














bei  auf  ein  Ineinandergreifen  von  Gefahrenabwehr  und  Risikovorsorge,  die  sowohl  auf  Be‐
triebsseite als auch  im Umfeld von Störfallbetrieben Anwendung finden und zu zeitlich unter‐
























                                                          
810 Vgl.  Jarass, Hans D.  (2010): Bundes‐  Immissionsschutzgesetz. Kommentar unter Berücksichtigung der Bundes‐
Immissionsschutzverordnungen, der TA Luft sowie der TA Lärm, C.H. Beck Verlag, München, §5 Rn.60f. 
811 Leitfaden „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall‐ Verordnung und schutzbe‐
















entscheiden.“815 Die  angegebenen Abstände  berücksichtigen  zudem weder  die  transportbe‐












ergänzen.“818 Hierbei werden  keine Aussagen  zur  Eintrittswahrscheinlichkeit  eines  schweren 
                                                          





















Unfalls  getroffen,  sondern  eine  auswirkungsbezogene Differenzierung  vorgenommen. Daher 
besteht eine direkte Verbindung zwischen Ermittlung und Beurteilung von Risiken auf Basis der 
wirkungsbezogenen Betrachtung des Gefahrenpotentials des Betriebsbereichs bzw. der Anla‐
ge. Dabei wird  der  unter  bestimmten Annahmen  oder  aus  Referenzszenarien  entnommene 
schwerste  rational  anzunehmende  oder  belegte  Unfall  als  Basis  zur  Risikoermittlung  ange‐
nommen. Dieser setzt sich einerseits aus dem festgelegten Grenzwert bzw. dem festgestellten 




stoffmengenbezogenen  Quellraten  und  die  darauf  aufbauende  standardisierte  Szenarienbil‐







formieren  und  Einfluss  auf  die  baulich‐  technische  sowie  organisatorische Gefahrenabwehr 
















ringern. Diese  Störfälle  sind nach Art und Umfang nicht auszuschließen, daher  ist  von einer 

























rer  angenommen wird, dass  Individuen dieser  1  Stunde  ausgesetzt werden  können, 











                                                          








beurteilungswerte  in  der  Regel  zwischen  den  ERPG‐2  und  dem  ERPG‐3‐Wert. Dieses  findet 
seine  äquivalente  Entsprechung  in den  Festsetzungen des  §2 Nr.4a und b  StörfallV. Hierbei 
orientiert sich der Störfallbeurteilungswert an den deterministischen Definitionen einer erns‐
























































Aufgrund  dieses  Informationsdefizits  ist  es  zu  diesem  Zeitpunkt  nicht  möglich  differenziert 





ermittelt  und  sind  auf  empirisch  belegte  Erkenntnisse  hinsichtlich  Ausbreitungsverhalten  in 
                                                          
822 Vgl. Kommission  für Anlagensicherheit  (2010):  Leitfaden  Empfehlungen  für Abstände  zwischen Betriebsberei‐
chen nach der Störfall‐ Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten  im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung 
§50 BImSchG, erarbeitet von der Arbeitsgruppe "Fortschreibung des Leitfadens SFK/TAA‐GS‐1“, S.11ff. 
823 Vgl. Moench, Christoph; Hennig, Jan  (2009): Störfallschutz  in Bauleitplanung und Baugenehmigungsverfahren  ‐ 
Verhindert  Seveso  II  die Nachverdichtung  in Ballungsräumen?,  in: Deutsches Verwaltungsblatt  (DVBl.),  124  (13), 
S.807ff. 





Bezug  auf  störfallbeeinflussende  (Leckfläche)  und  störfallbegleitende  (Windgeschwindigkeit) 
Variablen zurück zu führen. So werden mittels quantitativer Berechnungsverfahren aus soge‐
nannten  gefahrbezogenen  Quellthermen  exemplarisch  Ausbreitungsbedingungen  angenom‐

















realisierenden  Nutzungen.  Die  Abstandsempfehlungen  sind  daher  als  Achtungsabstände  im 








 Ist  der  ermittelte  reale  Abstand  (gemessen  von  der  Betriebsbereichsgrenze)  grö‐





                                                          






























bezogener,  angemessener Abstände. Hierbei  bezieht  sich  der  Leitfaden  vordringlich  auf  die 
Betrachtung von Planungen von Flächen auf denen Betriebsbereiche unbekannter Nutzungsart 
und ‐umfang entstehen können, die Erweiterung vorhandener Betriebsflächen sowie das Her‐




Schaffung  und  Sicherung  angemessener  Abstände  oder  Achtungsabstände  darstellen.  Diese 
werden durch den Leitfaden  für die Ebene der Bauleitplanung zur Verfügung gestellt, da nur 
auf dieser Ebene die Zuordnung von Flächennutzungen hinsichtlich ihrer risiko‐ und vorsorge‐
                                                          




















wohingegen  den  KAS‐  Leitfaden  ein  lediglich  empfehlender  Charakter  ohne  rechtliche  Bin‐
dungswirkung auszeichnet. Die  festgestellten Auswirkungen beziehen die Staaten  im Folgen‐
den auf die Umsetzung differenzierter Bewältigungsstrategien bzw. auf die  Installation eines 
zonen‐  oder  belastungsadäquaten  Maßnahmenpakets,  das  einem  anthropozentrischen 
Schutzkonzept  folgt. Bei den  vorgestellten  internationalen Vergleichsbeispielen  ist  anzumer‐








Fortführung  des  planerischen  Störfallschutzes  in  der  Raumordnung  und  Bauleitplanung  die 









































































                                                          
827 Control Of Major Accident Hazards regulations. 
828 Arrêté du 10 mai 2000 relatif à la prévention des accidents majeurs impliquant des substances ou des prépara‐
tions dangereuses présentes dans  certaines  catégories d'installations  classées pour  la protection de  l'environne‐
ment soumises à autorisation. 


























































































































































































































die  räumlichen  Grundkonstellationen  risikobezogener  Nachbarschaften832,  sowie  in  Verbin‐




tung  von  sich  auf  räumliche  Risiken  fokussierenden  Informationen  und  raumplanerischen 









ist  geübte, methodische Praxis der  räumlichen Planung und  „wird durch das  eher  induktive 
Gegenstromprinzip ergänzt.“834 Dabei konzentrieren sich in diesem Zusammenhang die Aussa‐
gen  auf  die  städtebaulich‐  risikorelevanten  Bereiche  geplanter  oder  bestehender Nutzungs‐
nachbarschaften, deren Komponenten aus  räumlicher Nutzungsnähe und Konfliktträchtigkeit 
der Nutzungsarten eine Überlagerung von Schutzbedürftigkeit und Risikoträgerschaft darstel‐
len. Die  räumliche Risikovorsorge konzentriert  sich  in diesem Zusammenhang auf  regionaler 
und kommunaler Ebene auf die Festlegung von konkreten Flächennutzungen hinsichtlich Art 
und Maß.  In diesen Planungsebenen  entfaltet  sich  eine Risikorelevanz durch Nutzungssicht‐
barkeit,  darstellbarem  Raum‐  und  Wirkungsbezug  von  Risikoquelle  und  ‐betroffenen  sowie 
durch die Möglichkeiten raumordnungs‐ und bauleitplanungsrechtlicher Einflussnahme. Dane‐
ben  bestehen  enge  koordinative  und  steuerungsintrinsische  Verbindungen  zwischen  sowie 
innerhalb hierarchisch angelegten Planungsebenen.  „Das Gesamtsystem der  räumlichen Pla‐












Aus diesem  Zusammenhang  lässt  sich  aus dem Bezug  von Vorsorge bei  technischen Risiken 
und  überörtlicher  Raumordnung  sowie  örtlicher  Bauleitplanung  eine  kausale  Ableitung  er‐
schließen,  die  den  entwicklungsbezogenen,  akteurs‐,  interessen‐  und medienintegrierenden 
Interessensausgleich mit den eingeschlossenen Unsicherheiten hinsichtlich Richtung und Aus‐
maß  der  Entwicklungen  in  eine  inhaltliche  und  räumliche Überlagerung  bringt.  So wird  auf 
unterschiedlichen Planungsebenen eine Ordnungs‐ bzw.  Steuerungsnotwendigkeit  zur  Schaf‐
fung räumlicher Vorsorge ausgelöst. „Bezogen auf die räumliche Gesamtplanung sind vor allem 
Standortdefinitionen  auf  Gesamtraumebene  (Land),  Teilraumebene  (Raumordnungsregion), 
Bereichsebene  (Verflechtungsbereiche),  Flächenebene  (Gesamtstadt)  und  Parzellenebene 
(abschließend  konkretisierte  Plangebiete)  bedeutsam.“836  Dies  betrifft  im  Wesentlichen  die 
städtebauliche Situation bzw. die beabsichtigte Entwicklung als Maßstab und Ausgangslage der 
Beurteilung relevanter technischer Risiken sowie ernster Gefahren und der im Zusammenhang 
damit  zu  implementierenden  räumlichen Vorsorge durch Planung. „Bisher  spielt die Störfall‐
vorsorge  in der Raumplanung kaum eine Rolle, beschränkt sich der Einfluss der Raumplanung 
auf  die  Störfallvorsorge  doch  lediglich  auf  die  Zuweisung  von Nutzungsarten  und  damit  die 









dung  der  Infrastrukturen  in  die  Siedlungsstruktur  auf  Flächen‐  und  Parzellenebene  bezeich‐
nen.“838 Dementsprechend erfolgt eine, dem  funktional‐  räumlichen,  zeitlichen oder  inhaltli‐
chen Umgriff  sowie der  standortumgebenden,  individuellen  Planungsebene  angepasste  Ent‐
scheidungsdifferenzierung. Dies betrifft insbesondere die Ansiedlung oder die Fortentwicklung 
von Standorten  im Sinne der Standortansiedlung und Standortvorsorge  in  ihrem direkten Be‐
zug zur räumlichen Risikovorsorge selbst. 
                                                          
835 Steinebach, Gerhard; Rumberg, Martin (2005): Konfliktbewältigung durch Landesplanung? – zugleich ein Beitrag 
zu  Infrastrukturprojekten  als  Ziele der Raumordnung  im  Landesentwicklungsplan,  in: Umwelt  und Planungsrecht 
(UPR), 25 (9), S.322. 
836 a.a.O., S.324. 
837 Dinkloh, Claudia  (2004): Störfallvorsorge  in der Stadt‐ und Regionalplanung,  in: Raumforschung und Raumord‐
nung (RuR), 62 (3), S.186. 
838 Steinebach, Gerhard; Rumberg, Martin (2005): Konfliktbewältigung durch Landesplanung? ‐ zugleich ein Beitrag 










erscheint die sach‐ und  inhaltsgerechte Abwägung sowohl  im planerischen als auch  im risiko‐
bezogenen  Zusammenhang notwendig. Hierbei  folgen  sowohl Abwägung  als  auch Abschich‐
tung  einer  Berücksichtigung  der  planungsrelevanten  Anforderungen,  welche  sich  aus  dem 
räumlichen Einsatzzusammenhang ergeben und eine  intendierte  sinnvolle  Zuweisung  verfol‐
gen.  „Ausgangspunkt  ist das  sich  aus der Abwägungssystematik  logisch  ergebende Postulat, 
wonach eine Qualität des Abwägungsmaterials gefordert wird, die dem Detaillierungsgrad des 
festzulegenden  Vorhabens  oder  Ziels  entspricht.“839  Diese  Vorgehensweise  erfüllt  auch  die 
Anforderungen räumlicher Risikovorsorge, die die Konkretisierung der strategischen zur opera‐
tiven  Planung  mit  zunehmender  räumlicher  Sichtbarkeit  und  nutzungsbezogener  Relevanz 
technischer Risiken  im Sinne  ihrer Bewältigung durch räumliche Vorsorge beinhaltet. Dies be‐
trifft  alle Raumplanungsebenen,  jedoch  insbesondere den Konkretisierungsgrad planerischer 
Ordnungs‐  und  Entwicklungsabsichten  und  in  diesem  Zusammenhang  auch  die  räumlichen, 
risikorelevanten Aussagen. „Dies gewinnt seine Bedeutung vor allem dadurch, dass gem. § 9 II 




biete  räumlicher  Planung  unter  dem  Aspekt  räumlicher  Risikovorsorge  werden  im  Anwen‐
dungsfeld räumlicher Planungsinstrumente vorgenommen, was einer adaptiven Fokussierung 
des  jeweiligen Risikozusammenhangs  im Raumkontext  entspricht,  die  eine  Instanzenbildung 
von Ziel‐ und Aufgabenbereichen  sowie der  Implementierung von Aufgabenwahrnehmung,  ‐
darstellung und ‐handlungsmöglichkeit verfolgt. Dies betrifft insbesondere strategische Aussa‐
gen zu Ordnung und Entwicklung des Raumes und seiner Strukturen und Nutzungen oder die 






















menbreite  eine Unschärfe  einschließt,  die  sich  zugunsten  des  gesamthaften  Verständnisses 
auswirkt. „Folglich muss  im Rahmen der Beschreibung und Erklärung räumlicher Phänomene 
immer  eine  Vereinfachung  der  Realität  erfolgen  und  damit  ein Modell  derselben mit  einer 
lediglich endlichen Zahl an Faktoren und Wirkungsbeziehungen geschaffen werden.“843 Model‐
le  beschreiben  im  Anwendungsfeld  der  räumlichen  Planung  eine  Verlagerung  bestehender 






bei  neben  der  Vereinfachung  im  Zusammenhang mit  der  zielgerichteten Abstraktion  in  der 
„Erklärung von Funktions‐ und Wirkungsweisen  […] und der Abschätzung der mutmaßlichen 
Wirkungen.“845 Als  Teil  dessen wirken  die  Prätentierung,  also  die  Vernachlässigung  und  die 
Abundierung,  also  die  Zulassung  bestimmter  Parameter  im  Modell  als  eine  Schärfung  be‐







                                                          





























 prospektiv,  sie  sind  vorwiegend  vorausschauend  und  beschreiben  und  erläutern 
somit zukunftsbezogen Entwicklungsprozesse oder Zustände. 
 































Der  Einsatz  von Modellen  in der  räumlichen Planung  soll  zukünftige  Entwicklungen und  Zu‐
stände  abbilden und  kausale  Zusammenhänge  zwischen  raumentwicklungsrelevanten  Fakto‐
ren, die u.a.  auch  technische Risiken  einschließen,  aufdecken und  verständlich machen. Die 
Optimierung betrifft dabei  im Wesentlichen „räumliche Verteilungen […], räumliche Verflech‐
tungen  […],  Standortvoraussetzungen  für  räumliche  Verteilungen  […]  [oder]  raumbezogene 
Verhaltensweisen von Raumakteure[n].“854 Die wesentlichen Modellmerkmale, welche  in den 
individuellen Zusammenhängen als strukturgebend erkannt oder als solche eingeschätzt wer‐





menhang mit dem Einsatz der Risikovorsorge  in der  räumlichen Planung  sollen die Konflikte 




dieser  Konflikte  umgesetzt werden  kann. Hierbei  kann  sich die  Konfliktbewältigung  als  eine 
dauerhafte Verhinderung, Beseitigung oder  eine  langfristige Verminderung  von  Spannungen 
darstellen. Nicht nur die raum‐, sondern auch die bodenrechtliche Flächenrelevanz sowie die 
Verbindlichkeit  und Überprüfbarkeit  raumrelevanter  Entscheidungen  stehen mit  der  räumli‐
chen Risikovorsorge und ihrer raum‐ und stadtplanerischen Umsetzung in Verbindung. In Über‐
lagerung mit dem deduktiven und umsetzungsorientierten Vorgehen „stehen  für planerische 
Strategien und Taktiken nicht  spezifische Ziele  im Vordergrund,  sondern die Konstellationen 
(die  strategische  Ebene)  und  Situationen  (die  taktische  oder  operative  Ebene)  […],  [wobei] 
Konstellationen oder Situationen […] durch die Umstände und das von den Akteuren wählbare 
Verhalten [bestimmt werden].“855 
Dabei  ist die  grundsätzliche Beschaffenheit der  Planung unter  strategischen  und operativen 
Gesichtspunkten  zu  beachten:  Die  „Orientierungsfunktion  als  perspektivische  Klammer“856 
verbindet dabei den strategischen Ressourceneinsatz mit der „Umsetzungsorientierung“857 der 
unterschiedlichen  operativen  Instrumente.  Insbesondere  die  strategische  Orientierung  der 
Planung  steht  für den  „Umgang mit begrenzten Mitteln, mit Risiko und Überraschung  […]  [, 

















Handeln  in  Schichten  ist  diesem  konstellations‐  bzw.  situationsgebundenen  Vorgehen  auch 
durch die planungsinstrumentelle Ausgestaltung und Umsetzung  verbunden.  Im  Zusammen‐
hang mit der räumlichen Risikovorsorge werden daher insbesondere die „rechtlichen Konstel‐
lation[en]“860  raumordnerischer  und  bauleitplanerischer  Instrumente  verwendet,  da  sie  den 
boden‐  und  nutzungsrechtlichen  Rahmen  zwischen  den Akteuren  erstellen,  in  dem  sich  die 
Nutzung des Bodens und des Raumes entfaltet. „Planung  ist ein  Instrument gesellschaftlicher 
Problembearbeitung und Steuerung […] [, was auch; Anm. d. Verf.] die Vermehrung der Optio‐
nen  für  künftige  Handlungen  und  Konfliktregelungen“861  einschließt.  Diese Möglichkeitsver‐
mehrung hat  im vorliegenden Überschneidungsbereich räumlicher Planung auf unterschiedli‐
chen Ebenen und der  räumlichen Vorsorge bei  technischen Risiken einen direkten Bezug zur 
entwicklungsbezogenen,  sachgerechten aber  inhaltsoffenen Optionserhaltung.  In diesem Zu‐
sammenhang  ist die Risikovorsorge  in  ihrer räumlichen Ausformung als flächenkonservativ  im 
Sinne der Schaffung oder Bewahrung sowie der Reservehaltung von Abstandsflächen zwischen 
Risikoquelle  und  Risikobetroffenen  anzusehen.  Diese  Haltung  entspricht  der  Schaffung  be‐
stimmter  raumentwicklungsrelevanter Reserven, da planerisches Handeln mit der Erzeugung 
von  Betroffenheiten  in  unterschiedlichen  Raum‐,  Zeit‐  und  Sachdimensionen  und  ihrer  Ver‐






Planungsaufgabe  darstellen.  Dieses  langfristige  Interesse  muss  ebenfalls  beim  Träger  der 
Raumplanung angesiedelt sein. 
                                                          




















raumentwicklungsrelevanter Risiken,  die  sich  durch  eine  Kompensation  von  inhärenten  und 
somit bedingten Unsicherheiten ergeben.863 „Es gilt,  in einer gegebenen Lage mit den unvoll‐






Zuge der Anwendung  von Modellen  als  Instrumente  für die  raumbezogene Planung  können 
diese die Realität von Raum‐ oder Stadtentwicklung sowie bestimmter räumlicher Phänomene 
in einem „idealtypischen“ Zustand darstellen.“865 
Die Komplexität  raum‐ und  stadtplanerischer Entwicklungen,  ihre Prozesshaftigkeit, die Ver‐





Unsicherheiten hinsichtlich des  Informationsstands  zur Ableitung  in Modellen ein damit ver‐




                                                          
863 Vgl. auch Kap. 2.4.. 


















georientierten,  planerischen  Schutzes  bestimmter Nutzungen  vor  den Auswirkungen  techni‐
scher Störfälle planungssystematisch operationalisiert. 








diese  langfristig beseitigt.  In diesem Sinne können auch nutzungs‐ und  strukturbedingte An‐
passungen  der  Standorte  sowie  Siedlungsbereiche  erfolgen,  die  in  der  Realisierungsabsicht 
räumlicher Risikovorsorge  adaptiv‐  individuelle Ausgangspunkte  zur Grundlage weiterer Ent‐
scheidungen machen und  somit durch gestuftes Vorgehen dem Schutzaspekt  langfristig und 
dauerhaft Rechnung tragen. Hierbei wird der Erzeugung, dem Ausbau oder der Sicherung der 
Verbindungstrennung  von  Risikoquellen‐  und  Risikobetroffenheitsbereichs  durch  räumliche 
Abstände  gefolgt.  Insbesondere  die  nachträgliche  Beseitigung  bestehender  risikorelevanter 




dieser Abstand  durch  einen  flankierenden  Einsatz  baulich‐  technischer Maßnahmen  ergänzt 
bzw. erst erzeugt. 
Das Modell räumlicher Vorsorge ist mit dem deduktiv geprägten Vorgehen räumlicher Planung 
vergleichbar,  da  beide  von  einem  zielgerichtet‐  logischen  Aufbau  gekennzeichnet  sind,  der 
einem  systematischen  Vorgehen  entspricht.  Eine  den  verschiedenen  Planungsebenen  ange‐






zung  –  räumlicher  Risikovorsorge  sind  an  der  individuellen  planerischen  Regelungsintention 
und Einflussnahme ausgerichtet.869 Dabei pendelt diese Einflussnahme zwischen der vorsorge‐
bezogenen  Möglichkeit  und  der  risikorelevanten  Notwendigkeit  planerischer  Intervention. 
Hierbei bleibt eine  inhaltliche Verzahnung der unterschiedlichen Arbeitsebenen erhalten und 
stärkt den gegenseitigen, vertikalen Bezug der Elemente zueinander. Dieses Ineinandergreifen 















licher  Planungsebene,  der  Integration  fachplanerischer  Aussagen  und  Anforderungen  sowie 
der differenzierten Betrachtungen raumrelevanter Einzelaspekte vermittelt. Räumliche Risiko‐
vorsorge  folgt dabei der Konkretisierung von strategischen Überlegungen und generalisierter 






geordneten  Planungen  in  gleichem  Maß  auf  die  Entwicklungen  und  Planungsabsichten  der 
darunterliegenden  Ebenen Rücksicht nehmen.871 Dabei wird mit  zunehmender Detailschärfe 
planerischer Aspekte auch die Sichtbarkeit der darin eingeschlossenen  Inhalte erhöht und so 
eine  räumliche Bezugnahme bzw. Verknüpfbarkeit  erzeugt. Die Veränderung  geht mit  einer 
                                                          
869 Vgl. 7.1.2.. 








nehmender  Konkretisierung  und  Detaillierung  im  städtebaulichen  Kontext  nimmt  auch  die 




Dieses  Prinzip  folgt  im  Wesentlichen  der  deduktiven  Vorgehensweise  bei  der  Entwicklung 
räumlicher Planung und deren normativ‐ bauleitplanerischer Einfassung. „Für  formelle Pläne 
der unterschiedlichen räumlichen Ebenen können dahingehend aus den  jeweiligen fachlichen 
und  rechtlichen Anforderungen  ihnen  zugrunde  liegende Modelle abgeleitet werden  […].“872 




der sachgerechten  instrumentellen Bewältigung von Risiken  in Abhängigkeit von  ihrer festge‐
stellten Planungsebene und ihrem Planungszusammenhang ab. 
 
Die  raum‐ und  stadtplanerischen Auswirkungen  räumlicher Vorsorge bei  technischen Risiken 







breit  gefächerte  Konzeptansatz  basiert  auf  der  thematischen  Querschnittsorientierung  der 




                                                          





















stabs‐und  sachgerechten Umgang mit  raumrelevanten Risiken, die  strategische Vorbereitung 
sowie  die  Umsetzung  raumrelevanter  Standort‐  und  Siedlungsstrukturplanungen.  Es  ist  die 







cher  Nutzungen  und  Funktionen  im  Raum,  die  eine  quantitative  Bestimmung  der  relativen 
Beziehungen zueinander erlaubt. Im Zusammenhang mit der Standortplanung sind neben den 
fachlichen Beiträgen auch  zeitliche Aspekte von Bedeutung. Die Risikorelevanz der  zu veror‐
tenden  oder  bereits  bestehenden Nutzungen  an  Standorten  und  ihren  räumlichen,  auswir‐







Zum  einen  ist  die  Standortplanung  als  unternehmerisch‐  strategische  Entscheidung  auf  der 
Makroebene zu verstehen, die auf der Grundlage rational begründeter ökonomischer Sachzu‐
sammenhänge  und  betriebsbedingter  Notwendigkeiten  hinsichtlich  Flächen‐  und  Infrastruk‐
turverfügbarkeiten und Entwicklungsmöglichkeiten sowie der Nähe zu Absatz‐ und Liefermärk‐







ten  oder  Konsumentengruppen  in  Standortfaktoren  darstellbar  sind.879  Zum  anderen  ist  die 
Standortplanung Teil einer entscheidungsgebundenen, politischen Standortpolitik der öffentli‐
chen  Hand  und  den  damit  erwarteten  positiven  Effekten  auf  fiskalischer,  infrastruktureller 






nem  angemessenen,  politisch‐  gesellschaftlich  bewerteten  Verhältnis  zu  den  notwendigen 
















schwerpunkten  einher und  kann der notwendigen oder  sinnvollen  Lokalisierung  gemeinsam 
nutzbarer  technischer oder sozialer  Infrastrukturen als Standortvorteile oder der Zusammen‐
führung  vergleichbarer  technischer  Risikoniveaus  bzw.  von  Vulnerabilitäten  und  Resilienzen 
dienen. 
Die  inhaltliche  und  zeitliche  Tragweite  fachlicher  oder  politischer  Entscheidungen  zur 
Standortplanung  ist dabei nicht nur auf  investitionspolitische Aspekte zu reduzieren, sondern 
um baulich‐ siedlungsinfrastrukturelle oder sozial‐ gesellschaftliche Beiträge zu erweitern. Die 
Orientierungsgebung  erfolgt  daher  mittels  strategisch  getroffener  Entscheidungen,  die  die 
Gesamtstadt oder die überörtliche Ebene als Adressaten ansteuern. Die Abstraktion auf dieser 
Ebene ist probates Mittel der maßstabsadäquaten Entwicklungssteuerung über grundsätzliche 
                                                          







ten  Verteilung,  der  relativen  Zuordnung  zu  anderen  Nutzungen  sowie  Potentialen  für  eine 
Weiterentwicklung erkennbar wird, ohne hierbei quantitative Aussagen zu präsentieren. Risi‐
kozusammenhänge  lassen  sich  hier  nicht  verifizieren,  sondern  sind  vielmehr  als  potentielle 
Beeinträchtigung  in  die  Planung  zu  implementieren.  Eine  abgestimmte,  koordinierte  Nut‐
zungsentwicklung kann frühzeitig Konfliktpotentiale erkennen und dauerhaft zur Vermeidung 
bzw. langfristigen Auflösung beitragen. Dies steht in engem Zusammenhang mit der Reichwei‐
te  von  Schadensereignissen  und  der  Anzahl  und  Zusammensetzung  potentiell  betroffener 
Schutzgüter.  Insbesondere  Verdichtungsräume  stehen  unter  dem  Eindruck  von  standortpla‐
nungs‐ und entwicklungsrelevanter Flächenknappheit und verschiedener Nutzungskonflikten. 
In  diesem  Zusammenhang  ist  die  Standortplanung  in  unterschiedlichen  Geschwindigkeiten 
verlaufenden Entscheidungs‐ und Umsetzungsprozessen der Planungs‐, Anpassungs‐ und Än‐












chen‐  und  Raumbedarfe  in  Verbindung  mit  den  zu  entwickelnden  Abständen  ist  bei  der 
Standortplanung  zu  einem möglichst  frühen  Zeitpunkt  in  der  Planung  zu  thematisieren,  um 
zunächst konzeptionelle Schlussfolgerungen und daraus im Weiteren Darstellungen bzw. Fest‐
setzungen  folgen  zu  lassen.  Insbesondere die Verhinderung der Entwicklung  risikorelevanter 
Nachbarschaften oder ihre langfristige Umgestaltung stehen dabei der Beurteilung zukünftiger 
standortbezogener und nachbarschaftlicher Entwicklungsspielräume zur Seite.  
Ein  weiterer  Aspekt  der  Standortplanung  ist  in  der  betrieblichen  Sicherung  bestehender 
Standorte und deren weiteren Entwicklung sowohl in der Einzelbetrachtung als auch im räum‐











Die  Neuplanung  und  Weiterentwicklung  von  Standorten  stehen  in  einer  risikorelevanten 








sichten  mit  den  Anforderungen  eines  einzuschließenden  und  durch  räumliche  Vorsorge  zu 
bindenden Risikos  aus  technischen Gefahren, das  an  solche  Standorte  gebunden  ist,  tragen 
entscheidend zur prospektiven, nachhaltigen räumlichen Entwicklung bei. Die Standortplanung 
kann  in  diesem  Zusammenhang  räumliche  Schwerpunkte  risikorelevanter Nutzungen  bilden 



















eine  raum‐ und  flächenrelevante  Einfassung der  vorhergehenden  strategischen  Standortpla‐
nung und  ihre  Transkription  in  geplante oder bestehende Nutzungszusammenhänge und  ist 
somit eine Weitergabe planungs‐ und risikorelevanter Informationen. 
Dabei  ist die  räumliche Vorsorge  im Kontext der Abstandsplanung eine Übertragung der be‐
werteten Risikozulassung  im Raum und  auf die  Fläche und  trägt  somit  zur Bewältigung der 










dankens bei technischen Risiken  in der Raum‐ und  im Besonderen  in der Stadtplanung resul‐
tiert  eine  dauerhafte  Schaffung  und  langfristige  Sicherung  eines  deterministischen Ansatzes 
der Risikoabschätzung durch den Eintritt bestimmter Maximalereignisse bzw. Schäden  in Ab‐
hängigkeit vom Vorhandensein bestimmter Schutzgüter oder Gefahrstoffe, die zur Einhaltung 
eines  normativ  bewerteten  räumlichen  Abstands  führen.  Abstandsschaffung  und  ‐sicherung 




Bei  der  Planung  von Nutzungszusammenhängen  in  Standorten  von  Risikoquellen  und  ihren 
Umgebungen werden ein dauerhafter Schutz im Sinne räumlicher Vorsorge und eine zu erhal‐
tende flächen‐ und nutzungsbezogene Gestaltungsfreiheit von technischen Risiken angestrebt. 
Bei existierenden  risikorelevanten Nutzungszusammenhängen besteht dieser Schutz  in  Form 
einer  langfristigen Änderung des Risikoniveaus durch einen planerisch‐ steuernden Eingriff  in 
die Strukturen von Risikoquelle und Umgebung. Die Strukturbeeinflussung durch die  funktio‐
















und  trägt  zur Erkennung  sowie Benennung einzelner Konfliktbestandteile bei. Die  Schaffung 
aber auch die Sicherung  von Abständen  in der  räumlichen Vorsorge bei  technischen Risiken 







koordinierte  Verortung  der  Standorte  im  stadtregionalen  und  gesamtgemeindlichen  Zusam‐
menhang mit anderen Nutzungen  trägt  zu einer ausgeglichenen  räumlichen Entwicklung bei 
und soll die raumordnerischen Grundsätze auf städtischer Ebene umsetzen. Raumnutzungsre‐
levante Konflikte  können erst durch die Existenz entsprechender Nutzungen und der Unter‐





unter Beachtung  individueller Risiken bei. Der Ausgleich  äußerer  Formgebung, nach Art der 
Nutzung, mit der Steuerung des strukturellen Aufbaus, nach Maß der vorhandenen oder der 
geplanten Nutzung, wird insbesondere durch eine sinnvolle, auf in‐ und externalisierbare Aus‐
wirkungen und  Folgen bezogene  Lokalisierung  risikorelevanter Nutzungen  von Risikoquellen 
und ‐betroffenen ergänzt. 






passt.  Dies  trifft  insbesondere  auf  die  Weiterentwicklung  bestehender  Siedlungs‐  und  Nut‐













































sung  baulicher  Strukturen  oder  räumlicher  Funktionen  und Nutzungen  an  sich  verändernde 
Anforderungen und Rahmenbedingungen ökonomischer, ökologischer oder sozialer Art sowie 
politisch‐  normativer  oder  gesellschaftlicher Werthaltungen. Dabei werden  im  vorliegenden 
Zusammenhang  die  Dynamik  risikorelevanter  Entwicklungsaspekte  auf  der  Seite  der  Risiko‐
quelle und die nutzungs‐ bzw.  schutzbezogenen Belange auf der Seite des Risikobetroffenen 
dargestellt.  Technische Risiken  resultieren  aus  einer  räumlichen Überlagerung unterschiedli‐
cher Nutzungsinteressen, deren verschiedenartige Gefährdungspotentiale, Schutzbedürfnisse, 
Vulnerabilitäten oder Resilienzen zur Differenz der Risikopotentialunterschiede  führen.887 Die 
betroffenen Nutzungen  verbinden dabei die  räumliche Nähe und den  gemeinsamen  räumli‐
chen  Interessen‐ oder Wirkungsbereich. Die fortwährenden standortbezogenen Umgestaltun‐
gen  stehen  einer  normativ‐  vorgegebenen  und  verfahrensgebundenen  städtebaulichen  Pla‐











dicht  beieinander.  Schrumpfende  und  wachsende  Muster  städtischer  Entwicklung  und  die 
damit verbundenen technischen, sozialen oder baulichen Strukturen sind feldartig aneinander 
gereiht und korrespondieren miteinander,  indem sie funktions‐ oder nutzungsimplizierte Aus‐
wirkungen,  aber  auch  synergetische  Effekte  räumlicher  Vorsorge  nutzungs‐  und  funktions‐
nachbarschaftlich zuteilen. Daneben  ist die „simultane Behandlung vieler Aspekte durch zahl‐






Erzeugung  und  Sicherung  räumlicher Distanzen,  die  auf  den  Schutz  des Menschen  und  der 
Umwelt vor den Auswirkungen technischer Störfälle ausgelegt sind. Der Dynamik und den An‐
passungserfordernis sowie der Vulnerabilität steht die in der fachlichen Diskussion diskutierte 
Resilienz  räumlicher  (Nutzungs)Strukturen  gegenüber.889,890  Dabei  werden  im  vorliegenden 
Zusammenhang  für die Nutzungsverortung und Nutzungszuordnung  grundlegende Aussagen 





Stadtplanung  im Sinne der Risikovorsorge. HITTHALER  spricht  in diesem Zusammenhang von 
der  „Anpassungsfähigkeit  […]  [die]  die  Basisstruktur  und  Funktion  des  Raums  weiterbeste‐
hen“891 lässt. Die Verletzlichkeit der Raumnutzungen ist mit der Zulassung bzw. mit der Versa‐
gung  von  Betroffenheiten  durch  technische  Störfälle  verknüpft. Die  räumliche  Vorsorge  bei 
technischen Risiken geht mit der Distanzierung unverträglicher Nutzungen und der räumlichen 
Trennung von Risikoquelle und Risikobetroffenem einher, die durch Schaffung und Sicherung 
einer  risikorelevanten  Flächenreserve  dem  planerischen  Störfallschutz  dient.  Aufgrund  der 
                                                          





































stehen,  die  somit  nicht  selbst  verhindert  werden,  jedoch  Risiken  aus  ihrem  Auftreten  für 
Mensch ausgeschlossen werden können. 






fenhaltung  von  Reaktionsmöglichkeiten  auf  raumnutzungsrelevante  Entwicklungen  und  die 
daraus ableitbaren Herausforderungen zu, denen durch frühzeitige Vorsorge begegnet werden 







Beispielgebend  für ein deduktives,  raumplanerisches Vorgehen  im Rahmen der Standortent‐




























len Ausprägungen  verbunden.  Flächenbezogene  oder  bodenrechtliche  Restriktionen  können 
hier nicht mehr zur Verhinderung von Nutzungsnachbarschaften eingesetzt werden, da diese 
bereits  existierender  und  normativ  zulässiger  Bestandteil  planerischer  Ausgangsituationen 
sind.  
Die  Eignungsanalyse  setzt  zur Weiterentwicklung  raumrelevanter  Risikozusammenhänge  für 




















anderen Bestandsgebieten  ist die  kleinteilige Anpassung  eine Möglichkeit  zur Risikobewälti‐
gung. Dies  betrifft  die  Standort‐  und Abstandsplanung  gleichermaßen.  Strategische Ausrich‐
tungen  räumlicher Entwicklungen und  langfristige Zielfestlegungen, die durch  ihre operative 
Umsetzung und ihre Flächenbedeutung eine Bodennutzungsrelevanz entfalten, sind grundsätz‐










zu  einem  frühestmöglichen  Punkt  der  Planung  ausgeschlossen  werden.  Die  Ebene  der  Ab‐
standsplanung etwa kann den dort räumlich belegbaren Risikozusammenhängen durch boden‐







nannten  unterschiedlichen,  zu  kombinierenden  Entwicklungsgeschwindigkeiten  raum‐  und 
stadtplanungsrelevanter Aspekte aufgefangen werden. Diese  Flexibilität erleichtert den Aus‐
gleich von Absätzen bzw. Sprüngen  in Entwicklungen, die räumlich aber auch zeitlich eng bei‐
einander  liegen, können  jedoch hinsichtlich  ihrer Vitalität und Potenz stark heterogen ausge‐
prägt sein können. Dies betrifft nicht nur wirtschaftliche oder sozial‐ demographische Wachs‐
tums‐ und Schrumpfungsbereiche, sondern ebenso die Abfolge und Konstruktion risikorelevan‐































zogene  Anpassungsfähigkeit  vor  dem  Hintergrund  raumplanerischer,  ökonomischer,  gesell‐
schaftlicher,  sozialer,  normativer  oder  umweltschutzbezogener  Anforderungen  fördern,  um 









dung  zwischen der  räumlichen Vorsorge bei  technischen Risiken und  ihrer Entsprechung als 
planerischer  Störfallschutz  durch  die  Schaffung  von  Abständen.  Diese  Abstände  dienen  der 







und  Erweiterung  des  Zusammenhangs  risikorelevanter  bzw.  schutzbedürftiger  Nutzungen 
dient. Dabei greift der Zusammenhang aus den Planungsebenen und den dort unter dem Man‐
tel der Entwicklungsplanung stattfindenden Standort‐ und Abstandsplanung zur Nutzungsver‐




















Beeinträchtigungen, die  jedoch  in  ihrer Gesamtwirkung die  Funktionalität und  Integrität der 
Raumnutzungen nicht über die strukturelle Stärke hinaus beeinträchtigen und somit auch nicht 















spruch  und  Realisierung  des  Schutzes  der  Nutzungen  vor  Störfallauswirkungen  verstanden 
werden. 
Die  quantitative  Umsetzung  räumlicher  Vorsorge  unter  den  Bedingungen  des  qualitativen 
Schutzes ist an die Realisierung eines angepassten räumlichen Abstands gekoppelt, der sich an 






die  darin  verwirklichten  Abstandskonzepte  der  Nutzungsverortung  und  Nutzungszuordnung 
beziehen.896 Hierbei wird ein Zusammenhang  zwischen den Planungsebenen der Region, der 
Gesamtstadt und des Stadtteils und den dort sinnvollerweise zu  treffenden abstandsbezoge‐





nungsebenen entspricht.  In Anlehnung  an die Aussagen des KAS‐  Leitfadens897 und die dort 
angegebenen Abstände zwischen Störfallbetrieb und schutzbedürftiger Nutzung, wird auf die 





Festlegung von Abständen  im Sinne des maximalen Abstands  für alle  störfallrelevanten Nut‐




des  planerischen  Störfallschutzes  in  der  räumlichen  Vorsorge  bei  technischen  Risiken  wird 
durch die Nutzungsverortung und Nutzungszuordnung  in der Standortplanung und Abstands‐






































Die  in Kapitel 4.4. aufgezeigten  räumlichen Grundkonstellationen  stellen hinsichtlich der Be‐
wältigung  technischer Risiken  durch das  Konzept  räumlicher Vorsorge  in  seinen  flächennut‐














sind  diese  insbesondere  auf  die  gesamt‐  und  teilörtliche  Betrachtungs‐  und  Planungsebene 
abgestellt. Die  im vorhergehenden Kapitel vorgestellten Modellaspekte planerischen Störfall‐
schutzes  der  Standort‐, Abstands‐  und  Entwicklungsplanung werden  im  anschließenden Ab‐
schnitt hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit und Adaption auf instrumenteller Ebene des Raumord‐
nungs‐ und Bauplanungsrechts überprüft. Dabei folgt der Aufbau sowohl von planungsprakti‐
schen Gesichtspunkten  deduktiver  Aufgabenwahrnehmung  –  in  Abhängigkeit  der  angespro‐
chenen Planungsebenen  –  als  auch die Ableitung  zu den  instrumentellen Anwendungs‐ und 






Durch  die  besondere  Bedeutung  des Umweltschutzes  auf  allen  Ebenen  räumlicher  Planung 
wird  dem  Vorsorgeprinzip  in  der Umweltplanung  und  im  vorsorgenden Umweltschutz  eine 
besondere Bedeutung beigemessen.900  Im Gegensatz  zum Schutzprinzip, das auf die Abwehr 
erheblicher  Nachteile  und  Belästigungen,  die  jedoch  unterhalb  der  Gesundheitsgefahren‐
schwelle  liegen, abzielt901, stellt das Vorsorgeprinzip die möglichst schonende Inanspruchnah‐
me der Naturgüter und Lebensräume  im Hinblick auf den konsequenten und vorausschauen‐




















aufstellung  oder  ‐veränderung  ermittelbar  sind. Dabei wird  nicht  nur  auf  zeitliche Aspekte, 
sondern auch auf die räumlichen sowie sachlichen Inhalte der Planung  in  ihren jeweiligen Zu‐
sammenhängen abgestellt, was einer deduktiven Vorgehensweise und Strukturierung von Ziel‐ 
und Aufgabenbereichen  entspricht.  So  dient  dieses Vorgehen  der  strategischen  Basislegung 
räumlicher Vorsorge  auf überörtlicher und  gesamtgemeindlicher  Ebene  zur  langfristigen Of‐
fenhaltung und dauerhaften Sicherung  räumlicher Entwicklungsoptionen durch eine der Um‐
weltprüfung zu entnehmende Risikozentrierung der Planung. 
Das Prinzip  inhaltlicher Abschichtung entspricht dem Charakter gestufter Planung,  in der  für 
die nachfolgende Planungsebene ausreichend große Entscheidungsspielräume offen gehalten 
werden und so  in der ausschnitthaften Vergrößerung auf die Konfliktlagen eines Plangebietes 




Vorhaben bzw. bei der Aufstellung oder Änderung der  jeweiligen  Pläne  und  Programme  so 












                                                          
















chende Standortplanung und  somit Nutzungsverortung  sowie eine  sich daran auf der Ebene 
des  Bebauungsplans  orientierende  Abstandsplanung  und  Nutzungszuordnung  durchgeführt 
werden. 907 Die qualitative Erzielung eines hohen Schutzniveaus durch einen planerischen Stör‐
fallschutz unter  Einbeziehung  eines  effektiven, quantitativen Raumeinsatzes hängt  entschei‐








vanten  Verbindung. Diese  Absicht wird  insbesondere  durch  die  übergreifende  Erfassbarkeit 
kumulativer oder  synergetischer Einzelwirkungen zu gesamthaften Aussagen unterstützt, um 
so zu einer gebündelten Betrachtungsweise und Bewertungsgrundlage zu gelangen. 




Limitierungen  durch  den  Grundsatz  der  Trennung  unverträglicher  Nutzungen  sowie  dessen 
Einflusses auf räumliche Abstände. Dies betrifft Festsetzungen von Gebieten mit faktisch vor‐







forderungen  an  den  Inhalt  der Umweltprüfung  als  vorhabenbezogene  Bebauungspläne,  die 
oftmals mit einer  konkreten Nutzungsfestsetzung verbunden  sind. Die Umweltprüfung  steht 
hierbei  im Zusammenhang mit der Nutzungszuordnung und somit konkretisierten räumlichen 
Vorsorge bei  technischen Risiken der Ermittlung, Beschreibung und Bewertung bislang nicht 
                                                          
907 Vgl. Uechtritz, Michael (2005): Umweltprüfung für Pläne und Programme, Raumordnung und Bauleitplanung, in: 





Umsetzung  des  planerischen  Störfallschutzes  fokussiert  die  Umweltprüfung  auf  dieser  Pla‐
nungsebene auf die Art der geplanten Nutzung und die mit ihr verbundenen direkten und indi‐

























Abs.2 Nr.1 ROG Gestaltungsspielräume  langfristig offen halten  soll. Konzeptionell  verbinden 
sich dabei die  Implementation entwicklungsbezogener Gegebenheiten und Erfordernisse der 
Teilräume mit der gesamträumlichen Entwicklung im Sinne des gegenseitigen Ausgleichs.912 











Ziele der Raumordnung  sind  gemäß  §3 Abs.1 Nr.2 ROG  verbindliche  sachlich oder  räumlich 
bestimmte, durch den Planungsträger  abschließend  abgewogene Vorgaben  zur  Entwicklung, 





Belange  zu berücksichtigen  sind.913 Diese Vorgaben  sind  zielkonform auf den nachfolgenden 
Planungsebenen zu gestalten und inhaltlich anzupassen.914 „Da die Planumsetzung von Festle‐
gungen  in  Raumordnungsplänen  immer  eine  Planverwirklichung  im  nachfolgenden  Verwal‐
tungshandeln darstellt, empfiehlt es sich [da insbesondere der Ausgleichsauftrag sich auch auf 
das  Stadium  der  Planverwirklichung  bezieht  (Runkel  2001)],  den  der  jeweiligen Ausweisung 











begrenzt und enthält  für diesen Bereich  Festlegungen  zu  raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen in der anzustrebenden Siedlungsstruktur §8 Abs.5 Nr.1 ROG, zur anzustrebenden 
Freiraumstruktur §8 Abs.5 Nr.2 ROG  sowie  zu  sichernden  Standorten und Trassen  für  Infra‐
struktur §8 Abs.5 Nr.3 ROG als Mindestinhalte. 
Im Bezug  zum planerischen Störfallschutz über die  räumliche Trennung unverträglicher Nut‐
zungen  findet  auf der  raumordnerischen Planungsebene ebenfalls §50  S.1 BImSchG Anwen‐
dung, was sich aus der Übertragung der Legaldefinition des §3 Abs.1 Nr.6 ROG zu raumbedeut‐
samen Planungen und Maßnahmen ergibt. Wie bereits dargelegt, wird dem Trennungsgrund‐
satz  ein  hinreichender  sachlicher  bzw.  räumlicher  Bestimmtheits‐  und  Konkretisierungsgrad 
unterstellt, so dass sich eine Schutzwirkung entfalten kann. Die Detailschärfe ist bei der auf die 


















stellt, muss  auch  auf  dieser  Ebene  eine Auseinandersetzung mit  den  Belangen  des  planeri‐
schen  Störfallschutzes  stattfinden und diesen  im ausreichenden Umfang Rechnung getragen 
werden. Dies geschieht durch die Berücksichtigung des Trennungsgrundsatzes als strategisches 







Gestaltung  der  Siedlungsstrukturen  und  ihre  qualitativen  funktionalen  Ausstattungsunter‐
schiede  (Entwicklungsschwerpunkte §8 Abs.5 Nr.1 d) ROG).  In diesem Zusammenhang bilden 
sich  funktional‐  thematische  Schwerpunkte,  die  eine  Entwicklung  anstoßen  oder  verstärken 
(Entwicklungsschwerpunkte §8 Abs.5 Nr.1 c) ROG) und  in Aussagen zu den Bereichen „Woh‐
nen“ oder „Gewerbe und  Industrie“  führen können  (§8 Abs.5d) ROG). Diese zu gestaltenden 











plans  in der  zusammenfassenden Darstellung aller  Funktionen  im Raum und  ihre Verteilung 
innerhalb  eines  abstrakten  Orientierungsrahmens.917  Insbesondere  im  Zusammenhang  mit 
dem planerischen Störfallschutz auf instrumenteller Ebene des Regionalplans steht die „Steue‐







rung  von  zukünftigen  regional  bedeutsamen  Standorten  für  Gewerbe  und  Industrie“918  als 
Standortpolitik  in Verbindung,  die  sich  ebenfalls  in  standortbezogene  Festlegungen  und  flä‐











gemäß  §4 Abs.1  S.2 ROG  in den Regionalplan  einzubringen  sind, die  zur  Koordinierung  von 
Raumansprüchen erforderlich  sind920 und die durch Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
gesichert werden können. Dies betrifft etwa §8 Abs.5 Nr.1d ROG  i.V.m. §8 Abs.7 Nr.1 ROG, 




beflächenknappheit  eine  strikte  Sicherung  von  Standorten  erfolgen  muss,  um  auch  künftig 
Spielraum für gewerbliche Ansiedlungen zu haben. Dies trifft insbesondere auf die Ausweisung 
von Baugebieten  zu, die die Ansiedlung  störfallrelevanter Betriebe und  ihre  raumrelevanten 
Risiken  vor  dem  Hintergrund  nachbarschaftlicher  Raumnutzungskonflikte  planungsrechtlich 
begründen. Durch die Festlegung können die als vorrangig erklärten Nutzungen nicht nur ge‐
schützt,  sondern auch  ihre Prioritäten gegenüber anderen  raumrelevanten Ansprüchen gesi‐
chert werden.921 Hier können bestimmte störfallrelevante  industrielle Nutzungen vorgesehen 































in  Ausgleich  zu  bringen.  Eine  strikte  Umsetzung  und  rechtliche  Sicherung  des  planerischen 




































sächlichen  Auswirkung“926  einer  Planung  oder  Maßnahme  über  die  (Verwaltungs‐)Grenzen 
einer Gemeinde hinaus.  Im Sinne sachgerechter Abwägung betrifft dies auch die Prüfung von 
Standortalternativen. Gemäß §15 Abs.1 S.2 ROG sind zu erwartende raumbedeutsame Auswir‐
kungen  aufgrund  der  Prüfsystematik  des  ROVs  zu  einem  entsprechenden  Planungsstand  zu 





haltliche Umfang  der  Prüfung  bemisst  sich  also  vor  dem Hintergrund  einer  Beurteilung  der 
überörtlichen Verträglichkeit, ohne dabei konkrete Maßnahmenvorschläge, die eine Vorweg‐




be der  für diese Entscheidungen geltenden Vorschriften  zu berücksichtigen  sind.“927 Die  lan‐


















dabei  im Sinne des  frühzeitigen planerischen Störfallschutzes durch eine  inhaltliche Erweite‐
rung gemäß §1 S.2 RoV vorzunehmen, etwa hinsichtlich der Feststellung der Ansiedlung oder 
Erweiterung von Störfallbetrieben als ein raumbedeutsames Vorhaben, soweit dieses als sol‐
ches  zum  Verfahrenszeitpunkt  bereits  hinreichend  bekannt  ist.  Aufgrund  des  Abstraktions‐
grads ist dabei eine detaillierte Kenntnis der Stoffinventare nicht für die Entscheidung notwen‐






nungsverfahrens. Hier werden  in hinreichender Konkretisierung  verbindliche Grundlagen  für 
die nachfolgende  kommunale Bauleitplanung  gelegt, die dieser  jedoch nur  insoweit  inhaltli‐
chen  Beschränkungen  vorgeben,  als  sie  auf  den  nachfolgenden  Planungsebenen  im  Sinne 
kommunaler Planungshoheit und Subsidiarität eigenständig  zu  füllen  sind. Planerischer Stör‐
fallschutz  kann bei  raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen Einfluss  ausüben, da die 
potentiell ausgehenden Gefahren und Risiken  trotz Abstraktion  in  ihrer strategischen Bedeu‐
tung für die quantitative Steuerung der Siedlungs‐ und Freiraumentwicklung, der Nutzungsan‐
siedlung  und  somit  für  die Beeinflussung  der  qualitativen  Zusammensetzung  von Nutzungs‐
nachbarschaften  in  risikorelevanten Grundzügen  erkennbar  und  bewertbar  sind. Die  Festle‐
gungsmöglichkeiten dienen der Steuerung von Standorten für den Einzelhandel oder von tech‐
nischen  Infrastrukturen, als Hinweisfunktion  für mögliche störfallbezogene Nutzungskonflikte 
oder  im  Flächenbezug als Gebiete,  in denen  schutzbedürftige bzw.  risikosensible Nutzungen 
nicht zulässig  sein  sollten. Dabei  ist ein Ausgleich  zwischen der Schaffung und Sicherung be‐
stimmter Nutzungen, ihrer qualitativen Ausgestaltung und dem quantitativen Umfang in ihrem 
funktional‐ räumlichen Zusammenhang mit anderen Nutzungen anzustreben. 




diese  Festlegungen  nicht  nur  eindimensionale  Aufgaben,  sondern  vereinen  zur  effizienten 
Raumnutzung verschiedene Funktionen  in sich. Hierzu trägt der anthropozentrisch ausgerich‐
tete planerische Schutz vor Auswirkungen technischer Störfälle über die Herstellung und Siche‐
rung  flächenbezogener  Abstände  bei. Hinsichtlich  der Umsetzung  des  planerischen  Störfall‐
schutzes  im Regionalplan  ist eine  sachliche  sowie  räumliche Bestimmtheit anzustreben, was 
einer inhaltlich abgeschlossenen Zielkategorisierung des Störfallschutzes in diesem Instrument 






















Vorgaben,  da  sie  dem  planerisch  zu  verwirklichenden  Trennungsgrundsatz  unverträglicher 
Nutzungen §50 S.1 BImSchG durch Darstellungen und Festsetzungen sowie den Maßgaben des 
verfahrensgebundenen Abwägungsvorgangs gerecht wird. Planerischer Störfallschutz wird  so 
durch  die  Verbindung  übergreifender Darstellungen  langfristiger  Entwicklungsabsichten  und 
deren bauplanungsrechtlicher Sicherung über Festsetzungen angestrebt. Dies korrespondiert 
mit dem Detaillierungsgrad der  jeweiligen Planungsebene und den dort  zu  treffenden Rege‐
lungen,  die  sich  zum  einen  durch  die  Beurteilung  der  Gefährdungssituation,  zum  anderen 
durch die Auswahl der Zuordnungsmöglichkeiten ausdrücken. Die Verbindung der Forderun‐
gen  des  §50  S.1  BImSchG  findet  ihr  bauplanungsrechtliches  Äquivalent  in  den  Zielen  und 
Grundsätzen  des  §1 Abs.5 und Abs.6 BauGB  sowie  in den Gliederungsmöglichkeiten des  §1 
Abs.4ff BauNVO, die die Anforderungen des planerischen Störfallschutzes  in flächennutzungs‐ 
und maßnahmenbezogene Darstellungen und Festsetzungen umsetzen. 
Neben  der  Verknüpfung  und  Zusammenführung  von  stadtplanungsrelevanten  Aspekten mit 
der  operativ‐  umsetzungsbezogen  ausgerichteten  Planungsebene  steht  als weiterer  störfall‐
schutzrelevanter Aspekt die Betrachtung von Flächennutzungs‐ und Bebauungsplan  in  ihrem 
instrumentellen  sowie  inhaltsbezogenen Ansatz.  Zum  einen betrifft dies den Beitrag der  In‐
strumente  innerhalb normierter Verfahren  zur Vorbereitung und  Leitung der baulichen  und 
sonstigen Nutzung der Grundstücke einer Gemeinde zur Schaffung und Sicherung eines kon‐
stanten und  verlässlichen Bodenrechts.  Zum  anderen betrifft dies die  verfahrensrelevanten, 







Der Flächennutzungsplan  stellt gemäß §1 Abs.5 S.1 BauGB  für einen mittel‐ bis  langfristigen 
Zeitraum die Grundsätze der nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung her, so dass eine Steu‐
erung der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung über die Darstellungen der Art der Bo‐
dennutzung  auf  Ebene  des  gesamten  Gemeindegebiets  in  Grundzügen  umgesetzt  werden 




für  die  Umsetzung  einer  gesamträumlichen  Ordnung  dar.“929  Dabei  erfüllt  der  Flächennut‐
zungsplan folgende Funktionen:930 
 
 Die Programmierungsfunktion  für die aus  ihm zu entwickelnden Bebauungspläne ge‐
mäß §8 Abs.2 S.1 BauGB, die im engen Zusammenhang mit der Entwicklungskonzepti‐
onierung des §5 Abs.1 S.1 BauGB steht. 






 Die Koordinationsfunktion  führt die Vorgaben aus den Fachplanungen  sowie aus der 




















Die  Strategie  konzentriert  sich  auf die  Erreichung  sowohl qualitativer  als  auch quantitativer 
Ziele. Die qualitativen Ziele, die durch den Einsatz der Bauleitplanung zu einer „nachhaltige[n] 
städtebauliche[n] Entwicklung“933 beitragen sollen, betreffen somit u.a. die  in den Zielen und 















teilgemeindlicher  Festsetzungsebene  die  Inhalte  parzellenkonkreter  und  inhaltsschärfer  zu 
formulieren.  Die  weitergehenden  Bestimmungsmöglichkeiten  auf  der  gesamtgemeindlichen 
Planungsebene zu Darstellungen der besonderen Art baulicher Nutzung können bei der Diffe‐
renzierung gewerblicher Bauflächen in Gewerbe‐ und Industriegebiete für eine gemeindeweite 
Steuerung  und  gebietsbezogene  Prädisposition  der  Ansiedlung  von  Standorten  gefährlicher 
Betriebsbereiche und somit störfallrelevanter Betriebe herangezogen werden.937 
Die Gliederung des Gemeindegebiets in unterschiedliche Bauflächen und die damit verbunde‐
ne  Zuordnung  unterschiedlicher  Flächennutzungsarten  ist  ein wesentliches  Element  planeri‐
schen  Störfallschutzes.938 Durch  eine  nutzungsverträgliche  relative  Verortung  und  die  damit 


















einhergehende  Vorbestimmung  der  absoluten,  gegenseitigen  Zuordnung  der Nutzungsarten 
entsprechend  ihrer  Schutzbedürftigkeit  oder  ihres  Gefährdungspotentials  werden  weitrei‐
chende  Vorentscheidungen  für  die  qualitative  sowie  quantitative  Berücksichtigung  und  die 
Umsetzung des Schutzes vor Auswirkungen schwerer Unfälle getroffen.  Im Umkehrschluss  ist 
bereits auf dieser Planungsstufe eine potentiell mögliche, den immissions‐ oder störfallschutz‐





In  Erweiterung  der  Inhalte  der  Standortplanung  auf  regionaler  Planungsebene,  nimmt  die 
Sichtbarkeit  risikorelevanter Nutzungszusammenhänge  aus  Restriktionen  und  Konflikten  auf 
gesamtstädtischer Planungsebene zu. So lassen sich hier abgrenzbare und hinsichtlich der Re‐
lativierbarkeit  der  Nutzungen  eindeutige  Aussagen  treffen.  Die  standortplanungsrelevanten 
Informationen werden aus der Regionalplanung bereits vorstrukturiert auf die Ebene gesamt‐
städtischer  Planung  weiter  gegeben,  die  diese  flächen‐  und  nutzungsbezogen  konkretisiert 
bzw. validiert. Die inhaltliche und darstellerische Begrenzung auf einen räumlichen Ausschnitt 










stellen und  somit dem  Trennungsgebot unverträglicher Nutzungen  gemäß  §50  S.1 BImSchG 
bereits  in Grundzügen zu entsprechen, so dass Konflikte  im Rahmen der Aufstellung erkannt, 
benannt sowie frühzeitig verhindert werden können. Die  im BImSchG als sonstige Einwirkun‐





                                                          
939 Mitschang, Stephan  (1999): Die Flächennutzungsplanung als die vorbereitende Bauleitplanung und Ansätze  für 













planung aufgrund des  inhaltlich‐ notwendigen Abstraktionsgrades nicht  sinnvoll und kann  in 
der nachfolgenden Bebauungsplanung durchgeführt werden und dort flächenfokussiert erfol‐
gen.  942 Die  erweiterte  Kennzeichnungspflicht  gemäß  §5 Abs.3 BauGB  gibt  als nachrichtliche 
Übernahme und Kennzeichnung Aufschluss darüber, ob städtebaulich relevante Auswirkungen 
durch  Fachplanungen  auf  die  Entwicklung  der  Gemeinde  zu  erwarten  sind  oder  ob  deren 
Raumrelevanz  für die Umsetzung und  für das Verständnis der Darstellungen des Flächennut‐
zungsplans von Bedeutung ist. „Ihnen kommt eine Hinweisfunktion zu, die dem Schutz künfti‐







operative Umsetzung des planerischen  Störfallschutzes  auf  teilgemeindlicher  Ebene  als  eine 
Verbindung  dieser  Elemente  hervorheben. Aufgabe  und  Inhalt  des  regionalen  bzw.  des  ge‐
meinsamen Flächennutzungsplans entsprechen aus normativen und definitorischen Gründen 
gemäß  §2  Abs.1  S.1  BauGB  dem  eigenverantwortlich  aufzustellenden  und  materiell‐  sowie 
verfahrensrechtlich  eigenständig  zu  führenden  gemeindlichen  Flächennutzungsplan.944 Diese 
grundsätzliche Regelung wird  insoweit erweitert, als das §204 BauGB benachbarten Gemein‐
den die Möglichkeit  eröffnet,  einen  gemeinsamen  Flächennutzungsplan  aufzustellen,  soweit 
der inhaltliche Koordinierungsbedarf zwischen den Gemeinden höher eingeschätzt wird als es 
durch die Abstimmung gemäß §2 Abs.2 S.1 BauGB erreicht werden kann.945 Dies betrifft insbe‐


















stand  kann  durch  eine  Erweiterung  des  Planungsraums  begegnet werden.  „In  verdichteten 
Räumen und bei sonstigen  raumstrukturellen Verflechtungen kann  […] gemäß §8 Abs.4 ROG 
zugelassen werden, dass ein Plan zugleich die Funktion eines Regionalplans und eines gemein‐
samen  Flächennutzungsplans  übernimmt  (regionaler  Flächennutzungsplan).“947  Dies  betrifft 






raumstandorten  angewiesen.949  Hierzu  soll  eine  Verbindung  raumordnerischer  Ziele  und 
Grundsätze mit den Darstellungen eines Flächennutzungsplans erfolgen. „Die Möglichkeit der 











Die  Bestimmung  von  Vorranggebieten  im  Regionalplan  „um  […]  Nutzungen  zu  sichern  und 
damit eine gebietsbezogene Standortvorsorge zu betreiben“952 und die Fortschreibung  in den 
Flächennutzungsplan  ist  in der frühzeitigen Sicherung von Flächen für Ausgleichsmaßnahmen 
durch  Festlegungen  gemäß  §7  Abs.  2  S.2  ROG  i.V.m.  den  Darstellungen  gemäß  §5  Abs.2a 
                                                          



















Pläne  als  Instrumente der Umweltvorsorge.“953  Eine  flächenhafte  Konkretisierung  regionaler 
Ziele bzw. eine konsensuale Planung geht mit der Umsetzung regionaler Belange unter Berück‐













bedürftigkeit  im  Kontext  der  Schaffung  und  Sicherung  räumlicher Abstände.  Beim  Einbezug 
dieser vorgreifenden Überlegungen bei raumbedeutsamer Veränderung und Anpassung sied‐
lungsstruktureller  Rahmenbedingungen  und  somit  bereits  realisierter  Konflikte  kann  einem 
Vorbehaltsgebiet, im Sinne der Abstandsplanung, die Stärkung des planerischen Störfallschut‐











städtebauliche Entwicklung  zeigt  auf  instrumenteller Ebene des  Flächennutzungsplans einen 
mittel‐ bis  langfristigen Zeitansatz der Planung, der  in einer entsprechenden  sachlichen Abs‐
                                                          
953 Koch, Robert (2000): Der Regionale Flächennutzungsplan: Potenziale, Probleme und Lösungsansätze,  in: Raum‐
forschung und Raumordnung (RuR), 58 (5), S.390. 
954  Vgl.  Stich,  Rudolf  (1999): Die  Bedeutung  der  Landes‐  und  Regionalplanung  für  die  gemeindliche  Flächennut‐













Die vorsorgebezogene Steuerung der Flächennutzungen  ist  insbesondere bei der  Langfristig‐
keit  störfallrelevanter  Standortentscheidungen  und  bei  den  restriktiv  auf  schutzbedürftige 
bzw. risikosensible Nutzungen wirkenden Festlegungen zu beachten. Dies betrifft nicht nur die 
quantitative Disposition von Nutzungsarten, sondern darüber hinaus auch die qualitative Prä‐









Neben der  initialen,  räumlich  gebundenen  Standortplanung  tragen die dynamische  Entwick‐
lung der Standorte sowie die unterschiedlichen Planungszeiträume der beteiligten öffentlichen 




















tung  für  die  konfliktfreie,  vorsorgende  Siedlungs‐  und  Freiraumentwicklung  aufweist.  Diese 
nimmt  durch  ihre  inhaltlichen,  instrumentell‐  rechtlichen Vorgaben  bzw. Darstellungen  ent‐
scheidende  Weichenstellungen  für  die  qualitative  Ausgestaltung  des  planerischen  Störfall‐







bzw.  Erhaltung  von  Entwicklungsmöglichkeiten  mittels  des  Einsatzes  von  Instrumenten  des 
Bauplanungs‐ und Bauordnungsrechts. Zur Verdeutlichung der gestuften Umsetzung des pla‐






































sind daher Achtungsabstände  anzustreben, die hinsichtlich  ihres Beitrags  zum  Störfallschutz 
einen größeren Abstand zwischen Anlage und Schutzgut anstreben, als dies für die immissions‐
schutzrechtliche Genehmigung erforderlich ist. Durch die Anwendung dieses Instruments wer‐
den auch die Forderungen der Kap. 4.2.  sowie 4.3. des KAS‐  Leitfadens  zur Erweiterung der 
Betriebsbereichsflächen  in der Nähe schutzbedürftiger Gebiete sowie die Festsetzung schutz‐
bedürftiger  Gebiete  im  Umfeld  bestehender  Betriebsbereiche  abgedeckt.  Insbesondere  die 
Bedeutung  der  Steuerungsmöglichkeiten  der  Zusammensetzung  der  Nutzungsarten  auf  Be‐
bauungsplanebene  ist durch die Verbindung zur Planung mit Detailkenntnissen  in bereits be‐
lasteten  oder  durch Abstandsflächenarmut  gekennzeichneten  potentiellen  Konfliktbereichen 
bedingt und verweist  somit auf die Wahrung bzw. Eröffnung von Entwicklungsmöglichkeiten 
auf betrieblicher und kommunaler Seite durch eine vorausschauende, problemadäquate, dem 






der  baulichen Nutzung  im  Zusammenhang mit  ihrer  Charakterisierung  in  §1  Abs.2  BauNVO 
i.V.m. §§2 bis 11 BauNVO. „Nur im Bebauungsplan können verbindliche Festsetzungen zur Art 
der Nutzung von Gebieten, zu Abständen, zur Kontingentierung von Immissionen und zu kon‐
kreten Nutzungsbeschränkungen  in  der Nachbarschaft  getroffen werden.“958 Die Wirkungen 
der  Festsetzungen  können  bei  der Umsetzung  räumlicher  Vorsorge  vor  technischen  Risiken 
nicht  nur  schutzeröffnend,  sondern  ebenfalls  schutzgewährend  wirken.959  Die  verträgliche 
Zuordnung bestimmter Baugebiete und deren räumliche Trennung ermöglicht eine Verhinde‐












tungsabständen  orientieren.961  Planerischer  Störfallschutz  versucht  einen  größtmöglichen 










ihnen  regelmäßig erhebliche Beeinträchtigungen zu erwarten  sind, die wiederum  lediglich  in 
Industriegebieten  der  Baunutzungsverordnung  zulässig  sind.963  Diese  Regelung  wird  gemäß 
§15 Abs.3 BauNVO hinsichtlich der Beachtung der von Anlagen ausgehenden Störwirkungen 
und  der  daraus  abzuleitenden  baugebietsentsprechenden  Verortung  erweitertet.964 Die  von 
bestimmten  zulässigen Anlagen  ausgehenden Risiken  eines  zu  erwartenden,  sinnvollerweise 
nicht auszuschließenden technischen Störfalls im bestimmungsgemäßen Betrieb dieser Anlage 
hängen vom Vorhandensein bestimmter Stoffinventare hinsichtlich  ihrer Menge und Zusam‐








und besondere Wohngebiete  (§§3, 4, 4a BauNVO)  sowie Kleinsiedlungsgebiete  (§2 BauNVO) 
zählen.965 Im Sinne des planerischen Störfallschutzes ist der unbedingte Schutz der in §1 Abs.2 
                                                          















len  Beständen mit  den  entsprechenden  konfliktbelasteten  räumlichen  Entwicklungsmöglich‐
keiten  anspruchsvoll  und  nicht  im  vollen Umfang  dem  angestrebten  Störfallschutzgrad  ent‐
sprechend möglich. Um den Anspruch  jedoch bestmöglich umzusetzen, kann eine Gliederung 
der Baugebiete zu einer Nutzungsdifferenzierung und somit zu einer störfallschutzbezogenen 
räumlich‐  funktionalen  Schwerpunktbildung  führen.  Die  Abstandsplanung  ist  nicht  nur  der 
vorsorgenden Nutzungsartzuordnung durch raumrelevante Zuweisung von Distanzen zwischen 
















fallschutz  bestmöglich  umsetzen  können.  Insoweit  greift  diese  gesamträumliche  Verteilung 
von  Standorten  auf die Vorgaben des  Flächennutzungsplans  als  standortgebende und  somit 
strategisch orientierte Zuordnungsebene zurück.966 Dies geschieht  insbesondere vor dem Hin‐


























freizuhalten  sind  sowie  ihre  Nutzung,  die  für  besondere  Anlagen  und  Vorkehrungen  zum 
Schutz  vor  schädlichen Umwelteinwirkungen  und  sonstigen Gefahren  im  Sinne  des Bundes‐ 
Immissionsschutzgesetzes oder den  zum  Schutz  vor  solchen  Einwirkungen oder  zur Vermei‐
dung  oder Minderung  solcher  Einwirkungen  zu  treffenden  baulichen  oder  sonstigen  techni‐




troffenenkreis mit bestimmten Auswirkungen  zu  verknüpfen. Ein  faktisches Vorliegen dieser 
Auswirkungen  ist  jedoch  für  die  Festsetzungen  nicht  erforderlich.  Die  benannten  sonstigen 





fallschutzes,  gefährlichen Nutzungen  sowie Anlagen oder Betrieben  gemäß Art.12  Seveso  II‐ 
Richtlinie. Eine prinzipiell mögliche Festsetzung von Schutzflächen kann auf dem, die störende 
Nutzung beherbergenden Grundstück erfolgen.970, 971 Dies widerspricht jedoch der langfristigen 
Absicht  europarechtlicher  Vorgaben  zur  Risikobewältigung  sowie  den  Intentionen  der  Ab‐
standsplanung  zum  planerischen  Störfallschutz,  die  den  Abstand  des  störfallrelevanten  Be‐
triebs  oder  der  Anlage  zu  einer  schutzbedürftigen  Nutzung  außerhalb  der  eigenen  Grund‐
stücksgrenzen  und  gemäß  §9 Abs.1 Nr.24  BauGB  als  gesonderte  Flächenfestsetzung  verste‐
                                                          
967 Kommission  für Anlagensicherheit  (KAS)  (2010): Leitfaden Empfehlungen  für Abstände zwischen Betriebsberei‐
chen nach der Störfall‐ Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 
50 BImSchG, S.20. 








hen.972 Die  qualitative  Bestimmung  der Nutzungen  verbindet  die  Verhinderung  der Gefähr‐







rungen  fokussieren  auf  die  Festsetzung  von  Schutzvorkehrungen  sowie  von  aktiven,  an  der 
potentiellen Gefahrenquelle  oder  passiven,  an  der  schutzbedürftigen Nutzung  ansetzenden, 
Maßnahmen ab.974 
Die  Anwendung  technischer,  baulich‐  additiver  Regelungsmöglichkeiten  des  §9  Abs.1  Nr.24 
BauGB ergeben sich insbesondere bei der Umsetzung angemessener Abstände in bestehenden 










Eigenständigkeit  des  Sondergebiets,  das  sich  hinsichtlich  seiner  angestrebten  Typisierung  in 
wesentlichen Festsetzungen von den im Katalog der BauNVO zusammengestellten Baugebiets‐
typen  unterscheidet. Hierbei  steht die Anwendung des  Typenzwangs der BauNVO  i.V.m.  §9 




































nikativen,  interessengeleiteten  und  zielbezogenen  Aspekte.  Dies  drückt  sich  in  der  Bestim‐
mung der Zulässigkeit von Vorhaben durch die Gemeinde gemäß §12 Abs.1 S.1 BauGB aus, die 
in eine gemeinsame Positionierung von Planungsträger und Vorhabenträger über die Umset‐





schärfe hinsichtlich der  anzusiedelnden Nutzungsart und der  zu  realisierenden Anlagen  und 
Betriebe  vor.  Dies  schließt  das  störfallschutzrelevante Gefährdungspotential  des  Vorhabens 
mit ein, das –  im Gegensatz  zur Angebotsplanung  –  konkret bestimmbar  ist.  Somit  sind die 
Schutzmaßnahmen  hinsichtlich  ihrer  Flächen‐  und Maßnahmenrelevanz  auf  das  individuelle 
















Die Aufgaben der  Stadtplanung und die  städtebaulichen  Schwerpunkte  entwickeln  sich  ent‐
sprechend  den  ökonomischen,  ökologischen  und  sozialen Dimensionen  fort  und  sind  dabei 
gleichermaßen Urheber und Adressat der Auswirkungen des Entwicklungsprozesses auf lokaler 


















bezogenen  Zusammentreffens  ausgelegt. Dies  entspricht nicht  nur der  Formulierung  gegen‐






deutlich, die nach den Maßgaben des §1 Abs.5 BauGB  i.V.m. §50 S.1 BImSchG  in  ihrem Ent‐
wicklungsprozess und anhand  ihres  jeweiligen Anpassungs‐ oder Änderungsbedarfs einerseits 
bestehende Nutzungsstrukturen und somit Risikoniveaus verändern und andererseits die Ge‐




chen‐  und  raumbezogenen Abbildungen  zu,  sondern  insbesondere  auch  ihre,  unter Auswir‐










und  ihrer Nutzungsarten. Hierbei  verbinden  sich  auch  verschiedene Muster des Wachstums 
















wicklung und Ordnung erforderlich  ist.  Im Sinne der Entwicklungsplanung  ist daher auch die 
Abstimmung mit den Bauleitplanungen benachbarter Gemeinden gemäß §2 Abs.2 BauGB an‐






Als  Teil  der  Entwicklungsplanung  wird  im  Rahmen  dieser  Arbeit  die  historisch  gewachsene 
Gemengelage und  ihre dauerhaften,  kleinteiligen Veränderungen und Anpassungen auf nut‐
zungs‐ und baustruktureller Basis angesehen. Gemengelagen sind aufgrund ihrer nutzungskon‐
fliktbezogenen  Relevanz  und  der  störfall‐  sowie  immissionsschutzrechtlichen  Prägnanz  von 
besonderer  Bedeutung,  da  sich  Veränderungen  dauerhaft  vollziehen  und  sich  Anpassungen 
















den  bauplanungsrechtlichen  Steuerungsmöglichkeiten  über  die  Typisierungen  von  Gebieten 
und den damit verbundenen Zulässigkeitsfestsetzungen eines  Flächennutzungs‐ oder Bebau‐
ungsplans.979 
Zudem muss  „der angemessene Abstand  […] auch  zukünftig eine Entwicklung  im Plangebiet 
ermöglichen und somit auch das Recht des Betreibers auf Bestandserhaltung und auf betriebli‐






































betroffen  zu werden.  Dahingegen  bestehen  auf  der  unternehmens‐  bzw.  risikoauslösenden 
Seite durch die Beurteilung der Zulässigkeit von Vorhaben auf Basis der Vorgaben des §34 S.1 
BauGB Unsicherheiten hinsichtlich der Planungs‐ und  Investitionssicherheit.  Im Sinne des pla‐
nerischen  Störfallschutzes  ist  daher  eine  Einzelfallbetrachtung  und  damit  Partikularlösung 
nicht zur räumlichen Vorsorge vor den Auswirkungen von Störfällen anzustreben, sondern eine 
Gesamtkoordination aller  relevanten Belange  im Rahmen einer Überplanung  sinnvoll, die  zu 




haben  im  Beurteilungsspektrum  des  Einfügens  in  die  nähere  Umgebung  richten  sich  somit 
gegen die Forderung des Art.12 Seveso II‐ Richtlinie, die eine Verhinderung der Gefährdungs‐
erhöhung  schutzbedürftiger Nutzungen  im Einwirkungsbereich eines Störfallbetriebs und die 
damit  verbundene Gefährdungserhöhung durch die Nicht‐  Zulassung  anstrebt.  Sie  konterka‐




Eine Näherung  kann  sich  durch  die Umsetzung  des  planerischen  Störfallschutzes  in  der Ab‐





setzung  in  räumliche  Abstände  mit  den  entwicklungsbedingten  Anpassungs‐  und  Verände‐
rungsprozessen  baulicher  Nutzungsstrukturen,  die  eine  Umgestaltung,  im  Sinne  der  Nut‐
zungs(teil)verlagerung oder Nutzungsgliederung bedingen. 
  
                                                          










Risiken  stellen  einen  immanenten  Bestandteil  gegenwärtiger  Zustände  und  eine  Begleiter‐
scheinung  zukunftsbezogener  Entwicklungen  und  Prozesse  in  ihren  jeweiligen  gesellschaftli‐
chen oder räumlichen Bezügen dar, da diese mit Unsicherheiten verbunden sind und als Kom‐
ponenten  von Veränderungen und Anpassungen  gelten. Wesentliche Bestrebung  im  Zusam‐
menhang mit der sowohl qualitativen als auch quantitativen Siedlungsraumentwicklung ist es, 
die relevanten Argumente der Unsicherheiten hinsichtlich ihrer Entwicklungsrichtung, ihrer Art 










forderungen  zum Zeitpunkt der Planung. Hier kommen  insbesondere  langfristige Überlegun‐


























dem  Störfall  resultierender  Auswirkungen  auf  die  Nachbarschaft  im  Einwirkungsbereich.  In 





nation  unterschliedlicher  planerischer  Maßnahmen  die  Auswirkungen  technischer  Gefahren 
auf bestimmte Schutzgüter und insbesondere den Menschen verhindern oder minimieren soll. 
Die  dazu  notwendige  inhaltliche  und  sachliche  Abschichtung  in  Anlehnung  an  die  jeweilige 
Planungsebene  ist Teil des deduktiv‐ systematischen Erarbeitens eines planerisch zu  realisie‐
renden und  zu  sichernden  Störfallschutzes, dessen qualitative Umsetzung  sich  aus der Güte 
der Verbindung der o.a. Elemente sowie ihrer räumlich sowie zeitlich unterschiedlich angeleg‐
ten Bereiche der Einflussnahme bemessen lässt. 
Die  Abschichtung  betrifft  somit  zum  einen  die  planungsebenenverbundene  Zuweisung  von 
Aufgaben und ihre inhaltliche Konkretisierung, zum anderen wird auch die gegenseitige Beach‐




















schaft  zu,  die  das  bestehende  räumlich‐  risikorelevante  Verhältnis  beeinflussen.  Die  hierzu 
notwendige Überwachung  ist mit  einem  Einblick  bzw.  einer  Kenntnis  über  die  vorhandene, 
risikorelevante Ausgangslage und die bekannten – auf öffentlicher Seite – bzw. angestrebten – 
auf privater Seite – Entwicklungsabsichten verbunden. Durch eine frühzeitige Intervention bei 
risikorelevanten  Neuplanungen  oder  Veränderungen  bestehender  Strukturen  können  durch 
den Planungsträger,  in seiner Funktion Garant für die rechtlich‐ normierte Wahrung oder die 
Umsetzung des Vorsorge‐ und Schutzprinzips, die entwickelten Zielvorstellungen zur Bewälti‐
gung  raumrelevanter  Risiken  langfristig  umgesetzt  und  dauerhaft  gesichert  werden.  Hierzu 
kann  ein  gestuftes  Vorgehen  zur  Umsetzung  räumlicher  Vorsorge  durch  einen  anpassabr‐ 






Betrachtungsfall  Risiken  oder Gefahren  zur  Bewältigung  anstehen. Demnach  bemessen  sich 






nen, Konflikten oder Eignungen  zu  rechnen  ist. Soll ein absoluter,  technikfreier Schutz ange‐
strebt werden, sind in jedem Fall die deterministische Risikoabschätzung und die darauf ausge‐







den  oder  die  als  städtebauliche  Entwicklungsziele  eine  Grundlage  für  die  Implementation 
räumlicher  Risikovorsorge  bieten  (z.B.  Stadtumbaumaßnahmen).  Die  langfristige  Erzeugung 










planung  oder  der  Planung  in  städtebaulichen  Beständen  auch  hinsichtlich  der  (nicht/  noch 
nicht/ zukünftig nicht mehr) bestehenden Konfliktsituation abhängig. Eine Zulassung oder Ver‐
sagung  bzw.  eine  Modulation  und  inhaltliche  Veränderung  der  Zulassung  bestimmter  Nut‐
zungsarten  steht  beim  planerischen  Störfallschutz  auch  mit  der  faktischen  oder  möglichen 











raumplanungsrelevanten  öffentlichen  und  privaten  Akteuren.  Ein  Austausch  über  Entwick‐
lungsziele und ‐absichten sowie über Werthaltungen und Bewertungen im Kontext technischer 
Risiken  soll  helfen,  die  hierin  eingeschlossenen  Unsicherheiten  –  etwa  hinsichtlich  privater 
Investitionsbereitschaft, die permanente Umgestaltung von Nutzungsstrukturen in Betriebsbe‐
reichen oder die Langfristigkeit von stadtplanerischen Entscheidungen – zu reduzieren. Somit 
ist  der  Schutz  vor  störfallbedingten  Auswirkungen  als  eine  Komponente  der  Aufgaben  der 
Raum‐ und Stadtplanung  zu verstehen, die aus dem Nachhaltigkeitsgedanken  in Verbindung 


















Festlegungen, Darstellungen  oder  Festsetzungen  an,  die  auf  eine  rechtliche  Konkretisierung 
des Störfallschutzes und einer damit verbundenen Konzentration auf regionale, gesamt‐ oder 
teilstädtische (Teil‐) Bereiche abzielen. Diese sind – insbesondere bei konfliktvorbelasteten und 
flächenbezogen  eingeschränkten  Entwicklungsmöglichkeiten  in  Siedlungsbeständen  –  durch 
weitergehende Adaptionen hinsichtlich städtebaulicher Konzepte der Sanierung oder des Um‐
baus  sowie  durch  baurechtlich  zu  sichernde,  technische  Aspekte  des  planerischen  Störfall‐
schutzes ggf. qualitativ zu ergänzen. Der Einsatz technischer Lösungen ist jedoch nicht als Sub‐
stitut des planerischen Abstands  zu  verstehen,  sondern bildet  lediglich eine Möglichkeit  zur 
Verbesserung bzw. Optimierung der, durch planerischen Störfallschutz erzeugten, Schutzwir‐
kung. Die aufgezeigten Argumente sind nicht als Fahrplan zu verstehen, da sie  individuell an 





bestehender  Nutzungsstrukturen  bedingt  eine  Anpassung  risikorelevanter  Zusammenhänge 







Wie bereits erwähnt, bedarf die  räumliche Vorsorge bei  technischen Risiken  in  ihrer Umset‐




tät der Nutzungen berücksichtigt,  jedoch hinsichtlich  ihrer Bedeutung  für eine übergreifende 
Gesamtschau zur Risikobewältigung zurückstellt. Die Differenzierung der Nutzungsarten ergibt 
sich  aus dem  Zusammenhang bestehender Nutzungskonglomerate und  Interessensüberlage‐
rungen  sowie  den  darin  entwickelten  Risiken,  die  insbesondere  in  bestehenden  Strukturen 
vorzufinden sind. Planerischer Störfallschutz besteht  in dieser Ebene ebenfalls aus der Loslö‐
sung  von  anlagenbezogenen  Einzelbetrachtungen  und  der  Einrichtung  eines  technischen 







räumlicher  Nutzungsstrukturen.  Inhaltliche  und  sachliche  Komplexität  sind  oftmals  in  groß‐
räumigen Umgriffen vorherrschend, da aufgrund der Vielzahl an Raumkomponenten, Akteuren 
und Planungsaspekten die  inhaltliche Differenzierbarkeit und der sachliche Detaillierungsgrad 


















schen  Störfallschutz  trägt  zu  einer  Erhaltung  vielfältiger,  akteursbezogen‐ multithematischer 
Entwicklungsmöglichkeiten bei und unterstützt somit auch das Ziel einer nachhaltigen Raum‐ 
und  Stadtentwicklung.  Ein Ausgleich  der  hierin  zusammentreffenden  Interessen  findet  über 
stadtentwicklungsbezogene Zielvorgaben statt, die die Gestaltung der Entwicklung mit raum‐
ordnungs‐  und  bauplanungsrechtlichen  Instrumenten  verfolgen,  den  bereits  genannten 




siedlung  oder  Veränderung  schutzbedürftiger Nutzungen  im Umfeld  dieser  Betriebe,  die  zu 
einer Gefährdungserhöhung führen. Hierbei wird insbesondere auf die Bedeutung von Verfah‐






der  Rechtsinstrumente  legt. Dabei  nimmt  die Modellbetrachtung  die  unterschiedlichen  Pla‐
nungsinhalte zwischen der überörtlichen und gesamt‐ sowie teilgemeindlichen Planungsebene 
auf  und  stellt  sie  in  einen  planerischen  Zusammenhang  mit  der  raumnutzungsspezifischen 
Verortung, Zuordnung oder Differenzierung. Dies lässt sich sowohl auf Siedlungs‐ als auch auf 
Standortbereiche übertragen, da sich die vorsorgebezogene Planung auf einen Zusammenhang 
aus  Risikoquelle  und  Risikobetroffenem  konzentriert.  Das  Aus‐  und  Einwirkungsverhältnis 





welche  die Überwachung  der  Ansiedlung  in  der Übertragung  auf  die Nutzungsverortung  in 




































größert wird. Die  aufwendige  und mit Detailkenntnissen  verbundene Risikoabschätzung  der 
Probabilistik und  ihre Übertragung  in die Abstandsplanung  ist  im Rahmen der Raumordnung 
und Bauleitplanung nicht zu  leisten. Zur Erzielung eines unbedingten Schutz‐ und Vorsorgeas‐










von Betrieben,  von denen  technische Risiken  im  Zusammenhang mit  schweren Unfällen  für 
schutzbedürftige Nutzungen in räumlicher Nähe ausgehen können. Planerischer Störfallschutz 
nimmt  vielmehr  Einfluss  auf die  Erhaltung oder den Ausbau  von  Entwicklungsmöglichkeiten 
bestehender risikosensibler Flächennutzungen in nachbarschaftlich angrenzenden Gebieten.  
Die bereits benannte Gemengelagenproblematik und die damit verbundene räumliche Vorsor‐







erung  der  Nutzungen  hinsichtlich  ihrer  Risikorelevanz  nach  Innen  und  die  entsprechende 
schutzrelevante  Staffelung  nach Außen  führt  im  Zusammenhang  sowohl  gefahrenrelevanter 
Fazit und Ausblick 
          319 









bestimmter  Anlagen  in  dafür  vorgesehenen  Gebieten  ist  denkbar  und  aus  städtebaulichen 




Daneben besteht  die Möglichkeit der  risikobezogenen  kleinteilig‐ differenzierten Gliederung 







Die  Fiktion  individueller  Sicherheit  ist  ein wachsendes Grundbedürfnis  global  vernetzter,  in‐
dustriell geprägter Gesellschaften, deren Abhängigkeit vom in Anlagen oder Systemen gebun‐
denen  technischen  Risiken  und  den  damit  verbundenen  Standorten  oder  Einrichtungen mit 
einer gleichzeitigen hohen Verwundbarkeit dieser Gesellschaften einhergeht. Die mit mensch‐




Risikowahrnehmung  und  Risikobewertung  sind  subjektiviert  und  daher  einer Objektivierung 













Unwägbarkeiten  durch  Szenario‐  und  Prognosemethoden  weitestgehend  einzufangen  und 
abzubilden,  ist einerseits an die Orientierung und Abschätzung der eruierbaren Entwicklungs‐




Dies  betrifft  sowohl  die Neuansiedlung  als  auch  die Weiterentwicklung  von Nutzungen,  die 
eine risikobezogene Nachbarschaft begründen (können) oder eine bereits existierende weiter‐
formulieren.  Räumliche  Vorsorge  bei  technischen  Risiken  durch  planerischen  Störfallschutz 
bildet  insbesondere  bei  bestehenden  siedlungs‐  und  konfliktstrukturellen  Zusammenhängen 
die Basis, Vorbelastungen zu reduzieren, zu minimieren oder zu beseitigen und Gefährdungen 
nicht  zu  erhöhen. Die  Lösung  aus  einem  technisch,  organisatorisch  oder  baulich  gestützten 
Schutz vor den Auswirkungen ist insbesondere bei Neuplanungen zu ermöglichen, da notwen‐












individuellen  Bedürfnisse  und  Ansprüche  der  Nutzungsart  berücksichtigt  und  eine  entspre‐
chende Zuordnung vorgenommen werden. 
Planungen  finden nicht nur  in bestehenden, geformten, angepassten oder umgebauten Bau‐ 
und Nutzungsstrukturen  statt,  die  sich  in  Konfliktbereichen  und  Risikobeständen  darstellen, 
sondern weisen  unterschiedliche  Planungsbezüge  und  ‐wahrnehmungen  der  beteiligten  Ak‐








Siedlungsraumentwicklungen  und  ihre  operativen  rechtlichen  und  maßnahmenbezogenen 
Umsetzungen  im  Zentrum. Darüber  hinaus  findet  hier  die Ausgestaltung  der Vorsorge‐  und 
Schutzprinzipien durch den Planungsträger und Verfahrensgestalter  ihre Anwendung. Die zu‐
sammentreffenden Haltungen müssen einem Ausgleich zugeführt werden, da sich Ansprüche 
und  Bedürfnisse  im  selben  Bezugsraum  abbilden.  Wesentlich  ist  hierfür  eine  beiderseitige 
Kompromissbereitschaft und angemessene Alternativenoffenheit, die auf einem grundlegen‐
den Realitätssinn für den angemessen zu erzeugenden Schutz, die erreichbare Betriebs‐ oder 




schen  Risiken  durch  den  planerischen  Störfallschutz  und  die  anlagenbezogene  Gefahrenab‐







































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Prävention. Ausgewählte Beiträge des Nationalen Präventionskongresses Dresden, 1. und 2. 
















































































































































































































































































































































































































Dipl.- Ing. Arne Siegler
RÄUMLICHE VORSORGE BEI TECHNISCHEN RISIKEN IN DER STADTPLANUNG
Vom Fachbereich Raum- und Umweltplanung der Technischen Universität 
Kaiserslautern zur Verleihung des akademischen Grades Doktor- Ingenieur (Dr.-Ing.) 
genehmigte Dissertation.
Prüfungskommission
Vorsitzende: Univ.- Prof. Dr. habil. Gabi Troeger-Weiß
1. Berichterstatter: Prof. Dr.- Ing. Gerhard Steinebach
2. Berichterstatter: Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Klaus Töpfer
3. Berichterstatter: Prof. Dr. rer. nat. Hans Hagen
Tag der mündlichen Prüfung:  22. Juni 2012
D 386
RÄ
U
M
LI
CH
E 
VO
RS
O
RG
E 
BE
I T
EC
HN
IS
CH
EN
 R
IS
IK
EN
 IN
 D
ER
 S
TA
DT
PL
AN
U
N
G
